
Mit seiner erneuten Brüskie-
rung Deutschlands hat der

türkische Präsident Recep
Tayyip Erdogan ein großes Fass
aufgemacht. Denn der Luftwaf-
fenstützpunkt, den die Bundes-
tagsabgeordneten besuchen
wollten, ist ein NATO-Stütz-
punkt, und die hier stationier-
ten Bundeswehrsoldaten sind
ausdrücklich im NATO-Einsatz.
Ohne sie könnten die „Awacs“-
Flüge des Bündnisses nicht wei-
ter durchgeführt werden.
Damit ist der Vorgang ein Fall
für die NATO. Deren Generalse-
kretär muss dringend klären, in-
wieweit die Türkei überhaupt
noch ein zuverlässiger Bündnis-
partner ist.

Bundeskanzlerin Angela Mer-
kel ist hier nicht gefordert. Sie
hat aber die Pflicht, die deut-
sche Position der Türkei gegen-
über nachdrücklich zu ver tre-
ten. Stattdessen findet sie die
Situation lediglich „misslich“
und will mit Ankara sogar „Al-
ternativen diskutieren“, statt
das Besuchsrecht der deutschen
Parlamentarier durchzusetzen
oder Konsequenzen aus den
einseitigen Provokationen Er-
dogans zu ziehen. Sie will mit
ihm unbedingt im Gespräch
bleiben. In welchem Gespräch
eigentlich? Erdogan führt schon
lange keinen Dialog mit Berlin
mehr. Wenn es um Deutschland
geht, beschränken sich seine
Aktivitäten nur noch darauf, zu
fordern, zu verbieten und zu
beleidigen. Außenpolitische
Schnellschüsse wären in der Tat
unangebracht. So aber kann es
auch nicht weitergehen. Der
richtige Schritt wäre jetzt der
Abzug aller deutschen Soldaten
aus der Türkei. Mit Merkel
dürfte das aber kaum etwas
werden. Wer sich zum Wurm
macht, wird irgendwann zertre-
ten. Merkel macht nicht nur sich
selbst, sondern Deutschland
zum Wurm.

JAN HEITMANN:

Abzug!

Ein »Mordsweib«?
Ungesund und fatal ist die Beziehung der Deutschen zu ihrer Kanzlerin

Ihr lieben Deutschen, was fasziniert
euch an dieser Frau? Das Äußere
kann es eher nicht sein, aber das ist
geschenkt. Sicher, man kennt sich.
Man hat sich aneinander gewöhnt.
Aber diese bedingungslose Hin-
gabe? Ihr seid ihr verfallen. Es ist
eine mörderische Beziehung. Diese
Frau nimmt Euch aus. Sie tut Euch
nicht gut. Sie fährt mit Euch Schlit-
ten und noch dazu voll gegen die
Wand. Es ist ein Rätsel. 

„Angela Merkel wird immer be-
liebter“, freut sich die „Zeit“. Die
Wochenzeitung präsentiert eine
Infas-Umfrage, nach der sich
36 Prozent der Wähler für die Kanz-
lerin „richtig begeistern“. Infas-Chef
Menno Smid staunt: „Wir haben die
Intensität einer affektiven Haltung
gemessen. Eine solche Messung ist
gegenüber kurzfristigen Themen-
einflüssen erfahrungsgemäß ro-
bust.“ Sprich: Dies ist mehr als eine

Schwärmerei. Heiß und innig sind
die Gefühle für die Angebetete. 

„Frau Merkel, Sie sind ein Mords-
weib“, begeisterte sich einer ihrer
zahllosen Fans jüngst in Essen. Die
Kanzlerin sprach in der dortigen
Philharmonie über „Soziale Markt-
wirtschaft im 21. Jahrhundert“. Um
Deutschland ging es ihr dabei weni-
ger. Als Weltkanz-
lerin präsentierte
sich die lila Bebla-
zerte an diesem
Abend. Sie wolle
Wohlstand für alle
und das rund um den Globus. Kaum
einer ihrer Sätze endete ohne Bei-
fall. Zur Fragerunde erhob sich ein
Mann, der sich als Unternehmer
und Vater von vier Kindern vor-
stellte. Sie nehme zwar oft Bezug
auf Ludwig Erhard, erklärte dieser
kritische Denker, aber ob ihr denn
nicht bewusst sei, dass dieser sich
nur für den Wohlstand in Deutsch-

land verantwortlich gesehen habe.
Erhard habe sicher nicht geglaubt,
dass Deutschland berufen sei, auch
zum Beispiel für den Wohlstand in
Afrika zu sorgen.

Leider folgte kein Moment der
Klarheit im Publikum. Der Mann
wurde ausgebuht. Merkels Antwort
enthielt dann unter anderem einen

Verweis auf das
Römische Reich.
Der antiken Groß-
macht sei es
immer gut gegan-
gen, wenn sie statt

auf Abschottung auf Ausgleich mit
den Nachbarn gesetzt hätte. Einen
Multi-Kulti-Exzess namens Völker-
wanderung erwähnte sie nicht:
„Zahllos wie die Funken des Ätnas“,
so der Zeitzeuge Ammianus Mar-
cellinus, strömten die germanischen
„Flüchtlinge“ im vierten Jahrhun-
dert nach Christus ins Reich. Auch
aus christlicher Nächstenliebe

waren sie hereingelassen worden.
Sie brachten Gewalt, Chaos und
Niedergang. Der Althistoriker Alex-
ander Demandt hat mit „Das Ende
der alten Ordnung“ einen lesens-
werten Aufsatz darüber geschrie-
ben. Aber zurück zur Magna Mater,
zur großen Mutter: Muttis Sicht auf
die Geschichte ist ebenso zweckori-
entiert wie vieles andere. Fakten
stören da nur. Und sie kann es sich
leisten. „Eine Mutter kann nicht ab-
gewählt werden“, hat der Psycho-
analytiker Hans-Joachim Maaz
schon vor einigen Jahren im Hin-
blick auf die Wahlerfolge Merkels
festgestellt. Er attestierte den Deut-
schen eine Sehnsucht nach Mütter-
lichkeit. Sein Kollege Tilman Moser
spricht vom „regressiv eingeraste-
tem Vertrauen“. Mit kindlichem Ur-
vertrauen begegnen die Deutschen
ihrer Angela Merkel. Sie werden
bitter enttäuscht werden.

Frank Horns
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Viel mehr als eine Schwärmerei: Merkel-Fan und sein Idol beim Tag der offenen Tür im Kanzleramt Bild: pa

In den Kanzleien der Evangeli-
schen Kirche in Deutschland
(EKD) beugen sich Oberkir-

chenräte mit ernster Miene über
graue Zahlenkolonnen. Die mit
großem publizistischen Aufwand
beworbenen Veranstaltungen zur
Erinnerung an die Reformation vor
500 Jahren haben bislang nicht das
gebracht, was man sich erhofft hat. 

Annähernd eine halbe Milliarde
Euro aus staatlichen, kirchlichen
und privaten Geldtöpfen wurden
investiert, doch die Besucherzah-
len in Berlin, Wittenberg, Leipzig
und anderen Orten Mitteldeutsch-
lands – selbst die sächsische Klein-
stadt Leisnig gönnte sich ein
„Lutherzimmer“ – blieben weit
hinter den Erwartungen zurück.

Das Re for mationsjubiläum drohe
zur „Pleite des Jahres“ zu werden,
befand die „Frankfurter Allgemeine
Sonntagszeitung“ und brachte
damit die kirchlichen Planer in
Verlegenheit. Man
dürfe nicht nur
auf die nackten
Zahlen schauen,
verteidigten sie
sich: „Der Dis-
kurs, den wir führen, ist ein Wert
an sich.“ Im Übrigen sei bei ver-
gleichbaren Großereignissen wie
der – defizitären – Weltausstellung
Expo 2000 in Hannover „der große
Schub erst am Ende gekommen“.
Die Hoffnungen richten sich also
auf den 31. Oktober, den Tag, an
dem Martin Luther 1517 seine

Thesen wider den Ablasshandel
veröffentlichte. 

Zur Erinnerung: Zum Kirchentag
in Berlin waren nur 106000 Dauer-
gäste gekommen, mit 140000 hatte

man gerechnet. Bis
auf den Auftritt
von Barack Obama
blieb das Medien-
echo verhalten.
Der Schlussgottes-

dienst in Wittenberg war als Treffen
von 200000 Christen geplant, es
nahmen lediglich 120000 teil. 

Die viermonatige Weltausstellung
Reformation verzeichnete nach vier
Wochen lediglich 40000 Gäste. Das
ehrgeizige Projekt soll nach den op-
timistischen Planungen eine halbe
Millionen Besucher anziehen – illu-

sorisch. Auch die „Kirchentage auf
dem Wege“ im Kerngebiet der Re-
formation waren Enttäuschungen. In
Leipzig rechnete man mit
50000 Teilnehmern, am Ende waren
es aber nur 15000 Interessenten,
davon 7500 zahlende Besucher. 

Hat eventuell die üppige Vorbe-
reitung – die „Luther-Dekade“ wur -
de 2008 gestartet – die Treffen im
Jubiläumsjahr entwertet? 

Einziger „Renner“ im Jubiläums-
jahr ist die 7,7 Zentimeter große Lu-
therfigur der Marke Playmobil. Von
ihr wurden bisher mehr als eine
Million Exemplare verkauft.

Gernot Facius

(Lesen Sie dazu auch den Kommen-
tar auf Seite 8.)

Die Stahlkugeln ihrer Präzisions-
schleudern durchschlugen

sogar die Panzerung von Wasser-
werfern. Auf dem Höhepunkt der
Krawalle in Hamburg rund um den
G 20-Gipfel warfen die linksextre-
men Randalierer von einem Bauge-
rüst herab Molotowcocktails und
Gehwegplatten auf Polizisten. Ein
schwerbewaffnetes Sondereinsatz-
kommando nahm sie schließlich
fest. Ein Gerichtssprecher musste
jetzt allerdings zugeben, dass für
keine der 13 Personen – neun Deut-
sche, vier Russen – ein Haftbefehl
beantragt wurde. Bei vier von ihnen
fehlten die Beweise. Bei den ande-
ren schaffte es das Amtsgericht
nicht, rechtzeitig vor Ablauf der 24-
Stunden-Frist Haftbefehle auszustel-

len. Alle sind auf freiem Fuß. In der
„taz“ beschwerte sich unterdessen
ein festgenommener G 20-Demon-
strant über die Bedingungen in der
Gefangenensammelstelle. Er war 24
Stunden inhaftiert und hätte nur
Knäckebrot zu essen bekommen.
Außerdem hätte der Raum keine
Fenster gehabt. „Ich bin berufstätig
und habe die ganze Zeit daran ge-
dacht, dass ich am Montag arbeiten
muss“, so der Mann, der als leiten-
der Beamter in einer Hamburger
Behörde tätig ist. Festgenommen
wurde er unter dem Verdacht, Barri-
kaden gebaut zu haben. FH

(Mehr dazu, wie der Staat Links-
extreme mit Steuergeldern unter-
stützt, lesen Sie auf Seite 3.)

Die Besucherzahlen
sind ernüchternd
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Das Ostpreußenblatt

EKD tut sich schwer mit Luther
Die Feiern zum 500. Reformationsjubiläum entwickeln sich zum Riesenflop

Keine Haftbefehle
Behördenversagen nach G 20-Krawall

Sehnsucht
nach Mütterlichkeit



Draußen regiert das Verbrechen,
drinnen die allesverzeihende Güte.
Lebenslang bedeutet manchmal
nur drei Jahre. Verurteilte müssen
monatelang warten, bis überhaupt
ein Haftplatz frei wird. Die Ursa-
chen reichen bis in die späten 60er
Jahre zurück.

Als Anfang Juni 2017 das Urteil
des Landgerichts Cottbus gegen
einen 32 Jahre alten Tschet-
schenen erging, war die
Empörung groß. Doch
was war geschehen?
Im November 2016
geriet der Angeklagte
Rashid D. mit seiner
Ehefrau und der fünf-
fachen Mutter seiner
Kinder in einer Senf-
tenberger Asylunter-
kunft in Streit. Angeblich
soll sie ihm untreu gewe-
sen sein. Belege dafür gab
es keine. Im Verlauf der
Auseinandersetzung stach
er mit einem Messer 19-
mal auf sie ein. Obwohl
schwerverletzt, stemmte
sich die Frau mit ihren
letzten Kräften gegen
den Fensterrahmen,
als ihr Mann ver-
suchte, sie
schließlich aus
dem Fenster
des zweiten
O b e r g e -
schosses
zu sto-
ß e n .
D o c h
ihr Widerstand blieb vergeblich.
Nach dem Sturz schlug sie auf ei-
nen vor der Asylsuchereinrichtung
befindlichen Fahrradständer auf.
Obwohl das Opfer zu diesem Zeit-
punkt bereits den ihm zugefügten
Verletzungen erlegen war, eilte der
Mann aus dem zweiten Stock her-
bei und durchtrennte seiner toten
Frau vor den Augen von Zeugen
die Kehle mit vier weiteren Schnit-
ten.

Trotz dieser bestialischen Tat
konnten die Brandenburger Rich-
ter keine Gründe finden, die eine
Verurteilung des Angeklagten
wegen Mordes rechtfertigten. Sie
erkannten lediglich auf Totschlag
und setzten die zu verbüßende
Haftstrafe auf nur 13 Jahre fest. In
der Urteilsbegründung hielt die
Kammer des Landgerichtes Rashid
D. zugute, dass er aus einer musli-
misch und sehr archaisch gepräg-
ten Gesellschaft stamme, über ei-
nen niedrigen Bildungsstand ver-
füge und mit seiner Familie zum
Tatzeitpunkt erst wenige Monate in
Deutschland lebte. Er kenne sich
mit dem deutschen Rechtssystem
nicht aus und habe folglich auch
nicht die notwendige Einsicht in
die – nach hiesigen Maßstäben –
besondere Verwerflichkeit seiner
Tat haben können. 

Während in alternativen Medien
bei der Einschätzung des Urteils
recht schnell das Wort vom „Mi-
grantenbonus“ die Runde machte,
versuchten etablierte Presseorgane
sowohl die Tat, vor allem aber des-
sen juristische Würdigung, her-
unterzuspielen. Die „Zeit“ verwies
Strafrabatte für ausländische Täter
gar in das Reich der Märchen.

Tatsächlich ist es jedoch eher die
Regel als die Ausnahme, dass deut-
sche Richter den Immigrationshin-
tergrund eines Angeklagten  wohl-
wollend zu dessen Gunsten be-
rücksichtigen. Doch nicht nur die
Urteile gegen ausländische Krimi-
nelle erzeugen  zunehmend Unver-
ständnis, auch die Strafverfol-
gungspraxis, die sich gegen gebo-
rene Deutsche richtet, lässt sich
häufig nicht mehr nachvollziehen.
Insbesondere bei Kapitalverbre-
chen, wie Tötungsdelikten oder
Raub, fällt das Strafmaß zumeist
unverhältnismäßig mild aus. Selbst
ein Mord führt heute nur noch in

den seltensten Fällen zu einer le-
benslangen Freiheitsstrafe und das
obwohl der Wortlaut des Gesetzes
dies eigentlich vor-
sieht.

Aber auch
in den
Fä l l e n ,
in de-

n e n
e i n

Gericht
eine ver-

gleichsweise
hohe Strafe

gegen einen
Täter verhängt,

wird diese nach
Verbüßung von

zwei Dritteln der
Haftzeit regelmäßig

zur Bewährung aus-
gesetzt. Hinzu kommt, dass sich
rund ein Sechstel aller Strafge-
fangenen in
Deutschland im
s o g e n a n n t e n
„Offenen Voll-
zug“ befinden.
Sie müssen le-
diglich an Werk-
tagen zum
Schlafen in die Haftanstalt zu-
rückkehren und können anson-
sten ihrer normalen Arbeit nach-
gehen. Die Wochenenden dürfen
sie ganz bei ihrer Familie verbrin-
gen. 

Keinerlei Spaß versteht der Staat
dagegen bei einer anderen Art von
Delikten. Während ein überführter
Vergewaltiger sich vor deutschen
Gerichten begründete Hoffnungen
auf eine Bewährungsstrafe machen
kann, führt die Hinterziehung ei-
ner größeren Steuerschuld schon
automatisch hinter schwedische
Gardinen. Auch wer unter staatli-
cherseits verfemten weltanschau-

lichen Vorzeichen Bagatelldelikte
begeht, muss damit rechnen, dass
der ermittelnde Staatsanwalt
schweres Geschütz auffährt. Das
Zünden von in osteuropäischen
EU-Staaten völlig legal erhält-
lichen, aber in Deutschland nicht

zugelassenen Feuerwerkskör-
pern vor einer Flüchtlings-
unterkunft wird als terro-

ristische Straf-

tat gewertet. Mehrjährige
Freiheitsstrafen drohen. Trägt

man allerdings nur einen Streit mit
seinem ungeliebten Nachbarn aus
und zerstört dessen Briefkasten
mit einem dieser sogenannten Po-
lenböller, so wird ein Strafverfah-
ren normalerweise gegen Zahlung
einer kleineren Geldauflage einge-
stellt.

Diese wenig ausbalancierte und
gegenüber gewöhnlichen Krimi-
nellen zumeist sehr milde agieren-
de Strafjustiz hat verschiedene Ur-
sachen. Ein Blick zurück, hilft sie
zu erkennen: Das noch heute gel-
tende Strafgesetzbuch stammt aus
dem Jahre 1871 unmittelbar nach
Gründung des Kaiserreiches. Bei
der Strafzumessung stellte es die
Tat selbst in das Zentrum der juri-
stischen Bewertung. Zunächst wur-
de geprüft, ob das Verhalten eines
Angeklagten eine Strafrechtsnorm

verletzt hat und somit überhaupt
strafbar ist. In einem zweiten
Schritt wurde der Unrechtsgehalt
taxiert, also etwa, ob ein Dieb le-
diglich ein paar Kirschen aus dem
Garten des Nachbarn oder Gegen-
stände von erheblichem Wert ge-
stohlen hatte. 

Mit den Strafrechtsreformgeset-
zen der Großen Koalition aus den
Jahren 1969 und 1975 wurde dann
die Person des Täters stärker in
den Vordergrund gerückt. So müs-
sen Richter seitdem etwa die Aus-
wirkungen der Strafe auf das künf-
tige Leben des zu Verurteilenden
stärker berücksichtigen. Auch sein

Vorleben und seine Motive sind
vor der Strafzumessung auszufor-
schen. Zwar flossen derartige

Aspekte
schon

z u -
vo r

i n
ein Ur-
t e i l
e i n ,
j e -
d o c h
n i c h t
mit der-
a r t i g e r
D u r c h -
schlagskra f t
auf das schließ-
lich verhängte
Strafmaß.

Die zu erwar-
tende Folge war,
dass nunmehr
zwei Personen ein
identisches Delikt begehen können
und dafür höchst unterschiedlich

bestraft werden. In
der Hoffnung auf
ein mildes Urteil
wird von beschla-
genen Anwälten in
deutschen Ge-
richtssälen seit
dieser Zeit viel

über schlechte Elternhäuser, ver-
pfuschte Lebenswege, gesellschaft-
liche Ausgrenzungserfahrungen
oder zunehmend auch über fremd-
ländische kulturelle Hintergründe
schwadroniert. Für die Verteidiger
scheint klar, dass ihre Mandanten
eigentlich schon deswegen
zwangsweise zur Begehung von
Straftaten verdammt gewesen
seien.

Gefängnisstrafen warten ohne-
hin nur auf wenige von ihnen.  War
es vor den Reformen die Regel,
dass ein Straftäter auch für kleine-
re Delikte, wie beispielsweise bei
einer Verleumdung, direkt für
mehrere Wochen in ein Gefängnis
kam, so war der urteilende Richter
nunmehr gehalten, in diesen Fäl-
len auf eine Geldstrafe zu erken-
nen oder eine Freiheitsstrafe zu-
nächst zur Bewährung auszuset-
zen. Nur noch bei wirklich schwe-
ren Straftaten sollte überhaupt eine
Freiheitsstrafe angetreten werden.

Zusätzlich führte der Gesetzge-
ber besondere Milderungsgründe

für eine Haftstrafe ein. Mit dieser
Möglichkeit kann selbst eine le-
benslange Freiheitsstrafe auf bis zu
drei Jahre herabgesetzt werden.
Ähnlich wie schon das Jugendstraf-
recht sollte nunmehr auch die An-
wendung des allgemeinen Straf-
rechts von erzieherischen Prinzi-
pien und vom Resozialisierungsge-
danken geleitet werden.

Inspiriert waren die Refor-
men vom antiautoritären

Geist der Studenten-
bewegung. Umge-
setzt wurden sie
in einer Zeit der
a l l g e m e i n e n
Wohlfahrt und in
einer sozial und
kulturell sehr ho-
mogenen Gesell-
schaft. Doch seit-
her hat sich in
Deutschland viel
verändert. Zwar
wurden 1998 in ei-
ner weiteren größe-
ren Anpassung des
Strafrechts viele
Normen verschärft,
jedoch blieben die
Möglichkeiten, das
Strafmaß her-
unterzurechnen,
erhalten. Eben-
so blieb es bei
dem Grund-
satz, dass die
Ve r u r t e i -
lung zu ei-
ner Frei-
heitsstra-
fe weiter-

hin nur als ultima ratio gilt. Hinzu
kommt, dass es in Deutschland
derzeit viel zu wenig Kapazitäten
gibt, um alle Verurteilten zeitnah
dem Strafvollzug zuzuführen. Oft
muss monatelang gewartet werden,
bis in einer Justizvollzugsanstalt
ein Haftplatz frei wird.

Ein weiteres Problem ist die
schwierige Personalsituation in der
Justiz. Richter und Staatsanwälte
kämpfen einen schon fast aus-
sichtslosen Kampf gegen die Ak-
tenberge auf ihren Schreibtischen.
Aus diesem Grund werden viele
Verfahren eingestellt, die man
durchaus hätte anklagen können.
In den Verfahren, die dann doch
eröffnet werden, geht man häufig
den Weg des geringsten Widerstan-
des, um sie schnell abzuarbeiten.
Der Grund: Sowohl Richter als
auch Staatsanwälte werden bei ih-
rem beruflichen Fortkommen vor
allem danach beurteilt, wie viele
Fälle sie erledigen. Daher werden
in Strafverfahren auch zunehmend
Urteilsabsprachen zwischen den
Beteiligten getroffen. Der Angeklag-
te gibt die ihm vorgeworfene Tat
zumindest teilweise zu, die Staats-
anwalt muss keine aufwändige Be-
weisbeibringung betreiben und der
Richter erspart sich Mühe beim
Abfassen eines rechtsmittelsicheren
Urteils. Die Gerechtigkeit bleibt bei
diesen Bedingungen allerdings zu-
meist auf der Strecke. Dirk Pelster
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Mild, Milder, Freispruch 
Feixende Täter, traumatisierte Opfer – Warum so vieles in deutschen Gerichtssälen schrecklich schief läuft 

MELDUNGEN

Anwälte schwadronieren über schlechte
Elternhäuser, verpfuschte Lebenswege und
gesellschaftliche Ausgrenzungserfahrungen

AKTUELL

Hamburg – Vier serbische Immi-
granten zwischen 14 und 21 Jahren
vergewaltigen ein 14-jähriges Mäd-
chen – unter anderem mit einer
Flasche und einer Taschenlampe.
Als sie fertig sind, wird das be-
wusstlose, halbnackte Opfer bei ei-
siger Kälte in einem Hinterhof lie-
gengelassen. Stark unterkühlt
kommt es ins Krankenhaus.
Das Urteil: Der älteste muss für vier
Jahre hinter Gitter, Die anderen er-
halten Bewährungsstrafen. Feixend
bejubeln sie das Urteil.

Köln – Erkan F. (24) und Firat M.
(23) liefern sich am helllichten Tag
ein Straßenrennen im Stadtteil
Deutz. Erkan F. überfährt eine 19-
jährige Radfahrerin. Sie stirbt drei
Tage später im Krankenhaus. Als
die Polizei die Unfallstelle sichert,
jammert der Täter, dass die Sprüh-
kreide die 3000 Euro teuren Alufel-
gen seines Autos verschmutzen
könnte.
Das Urteil: Bewährungsstrafen von
zwei Jahren für Erkan F. und 
21 Monate für Firat M.

Brandenburg/Havel – Die junge
Frau wehrt sich heftig, dennoch
wird sie von einem 23-Jährigen in
dessen Wohnung vergewaltigt.
Um sie ruhigzustellen, klemmte
er ihren Kopf zwischen die Git-
terstäbe des Bettes.
Das Urteil: Freispruch. Die Rich-
terin spekuliert, dass der Ange-
klagte möglicherweise „aufgrund
seiner türkischen Herkunft den
Vorfall, den das Opfer als Verge-
waltigung erlebte, für wilden Sex
hielt“. 

Berlin – Mit einem Hammer, einem
Stock und einem Gürtel verprügelt
ein 37-jähriger Mann aus Gambia
über mehrere Wochen hinweg sei-
ne Stieftochter. Die Polizisten sind
entsetzt, als sie die Fünfjährige aus
der elterlichen Wohnung retten. Ihr
Körper ist mit Verletzungen über-
sät. 
Das Urteil: Zwei Jahre auf Bewäh-
rung. Der Täter: Das Mädchen hät-
te einen roten Teufel mit Hörnern
herbeigerufen. Er wollte ihn nur
austreiben.

Türkei fordert
Auslieferung

Berlin – Die Türkei fordert von Ber-
lin die Auslieferung von mehreren
Hundert türkischen Staatsbürgern.
Laut der Antwort der Bundesregie-
rung auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion der Linkspartei hat der
türkische Geheimdienst MIT dem
Bundesnachrichtendienst eine Li-
ste mit den Namen von ange-
blichen „führenden Verantwort-
lichen und Mitgliedern“ der Gülen-
Bewegung übergeben, denen Anka-
ra vorwirft, hinter dem gescheiter-
ten Putschversuch von Teilen des
türkischen Militärs im Juli vergan-
genen Jahres zu stehen. Die
Bundesregierung lehnt eine Auslie-
ferung allein aufgrund der Angaben
Ankaras ab. Über die Zulässigkeit
einer Auslieferung würden im Ein-
zelfall die Oberlandesgerichte und
Generalstaatsanwaltschaften auf
Grundlage des Europäischen Aus-
lieferungsübereinkommens „unter
Berück-sichtigung menschenrecht-
licher Verpflichtungen“ entschei-
den, heißt es in der Antwort. Jeder
Einzelfall werde sorgfältig und un-
ter Berücksichtigung der vorgewor-
fenen Taten sowie des Personen-
kreises, dem der Verfolgte ange-
hört, auf seine Bewilligungsfähig-
keit hin geprüft. Eine Auslieferung
werde verweigert, wenn sich das
Ersuchen auf politische Straftaten
beziehe oder eine Verfolgung aus
politischen Gründen drohe. J.H.

Umweltzonen
kontraproduktiv
Berlin – Eine wissenschaftliche
Analyse des Fraunhofer-Instituts
widerlegt nicht nur den Sinn der
55 in Deutschland eingerichteten
Umweltzonen, sondern weist so-
gar nach, dass diese kontrapro-
duktiv sind. In den Gebieten mit
Umweltzonen konnte demnach
kein nachweisbarer Beitrag zur
Verminderung der Feinstaubwer-
te, aber dafür ein höherer Ausstoß
von Stickstoffdioxid gemessen
werden. Das hat technische Grün-
de: Moderne Fahrzeuge der Ab-
gasnorm Euro 5, die mit grüner
Plakette freie Fahrt in den Um-
weltzonen haben, stoßen zwar we-
niger Feinstaub, allerdings we-
sentlich mehr Stickstoffdioxid aus
als ältere mit roter Plakette. Folg-
lich kommt es in Gebieten mit Zu-
fahrtsbeschränkungen für rote
Plaketten zwangsläufig zu einem
Zuwachs des Stickstoffdioxidaus-
stoßes. Dieser liegt bei bis zu zwei
Prozent. J.H.

Berlin will 
keinen Proporz

Berlin – In allen wichtigen interna-
tionalen Organisationen gehört
Deutschland zu den größten Bei-
tragszahlern. Die Personalpräsenz
spiegelt dieses finanzielle Engage-
ment jedoch nicht wider. Das gilt
insbesondere für den Bereich der
Europäischen Union. Nach Angaben
der Bundesregierung waren mit
Stand Januar 2017 von knapp 30000
Mitarbeitern bei der EU-Kommis-
sion lediglich 2149 Deutsche, 203
von rund 6500 in der Verwaltung
des Europäischen Parlaments und
90 von 942 beim Europäischen Aus-
wärtigen Dienst beschäftigt. Laut
Bundesregierung soll sich an dieser
Personalpräsenz nichts ändern,
denn Ziel sei es nicht, „flächendek-
kend eine dem deutschen Finanzie-
rungsanteil eins zu eins entspre-
chende Personalpräsenz zu errei-
chen“. Eine rein am Budgetanteil an-
setzende Betrachtung würde näm-
lich „den berechtigten Vertretungs-
interessen zahlreicher kleinerer
Länder in internationalen Organisa-
tionen nicht gerecht. J.H.

Skandalöse Urteile – Vier haarsträubende Beispiele

Links: Kamerascheue Täter. Ihrem Opfer haben sie keinerlei 
Intimität gelassen. Zwei der Vergewaltiger aus Hamburg Bild: pa
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Die Linkskriminellen von Ham-
burg kamen nicht aus dem Nichts.
Sie kamen aus den Sammelpunk-
ten von Antifa & Co. Sie kamen aus
den sogenannten Alternativen, die
seit Jahren, zum Teil seit Jahrzehn-
ten mit Steuergeldern gepäppelt
werden.

Jetzt ist der Streit um die Rote
Flora in Hamburg neu entbrannt.
Dabei ist er längst ein Dauerbren-
ner. So wie das „Autonome Zen-
trum“ in Köln, wie das „Kafe Ma-
rat“ in München, wie
die „Walli“ in Lübeck.
So wie die scheinbar
rechtsfreien Räume in
der Rigaer Straße in
Berlin oder in Leip-
zig-Connewitz. Dau-
erbrenner, wie offen-
bar vom Staat aufge-
gebene Zonen rund
um den Görlitzer Park
in Berlin oder Duis-
burg-Marxloh. 
Nach den schweren

Au s s ch re i t u n g en
rund um die Rote Flo-
ra, steht das ehemali-
ge Musicaltheater wie
ein Mahnmal staat-
lichen Versagens da.
Eines Versagens, das
nun schon 28 Jahre
andauert. So lange ist
die Rote Flora besetzt.
Während der Aus-
schreitungen war sie
Kommandozentrale
und Lazarett. Es wa-
ren nicht die ersten
Krawalle, die um sie
tobten. 2013 kaufte
die Stadt das Gebäu-
de, um daraus ein
„Stadtteilzentrum“ zu
machen. Entstanden
ist ein Schonraum für Anarchisten.
Nun soll wieder einmal nachge-
dacht werden. Das Ergebnis ist ab-
sehbar: Die Grünen setzen sich für
den Erhalt ein, ohne die Grünen
gibt es keinen SPD-Bürgermeister.
Folglich wird man lange nachden-
ken müssen.
Die Bilder gleichen sich landauf,

landab. Während nach den Stra-

ßenschlachten in Hamburg die lin-
ken Ruheräume (vorerst) in die kri-
tische Beobachtung geraten, hisst
die Stadtverwaltung Köln die wei-
ße Fahne. Dort befindet sich das
„Autonome Zentrum“ in einem
Gebäude der Stadt. Miete wird
nicht gezahlt, aber Nutzerentgelt.
2018 läuft der Vertrag aus. Die
Stadt plant den Bau einiger Tau-
send Wohnungen und die Anlage
eines Parks. Dafür müsste das
Autonome Zentrum abgerissen
werden. Die Nutzer wollen nicht

weichen und kündigen „massiven
Widerstand“ an. Die Planungen für
den Park wurden gestoppt.
Die Stadt München zeigt sich

noch großzügiger. Der unter Beob-
achtung des Verfassungsschutzes
stehende Autonomen-Treffpunkt
„Kafe Marat“ wird jährlich mit
42600 Euro gefördert. Damit
kommt dann „Deutschmichnicht-

vollpunk“ ins Programm, spielt die
Punkband „ScheißeDieBullen“
oder „Cocktailbar Stammheim“.

Förderwürdig ist auch der Vortrag
der Anarchistischen Initiative
Ljubljana über den „Kampf um die

Straße“, die Auslassungen von
zwei Anarchistinnen aus Irkutsk
oder die revolutionäre Jugendbe-
wegung Kurdistans. Herrschte
nicht in Hamburg allgemeine Ver-
wunderung über ein babylonisches
Sprachengewirr? Im „Kafe Marat“
wurden Reisen nach Hamburg ge-
plant, zu „Polizeiparade und
widerlichen Staatschefs“, die „viel-

leicht sogar auch persönlich
Schweine sind“. Nun prüft man im
„Kafe Marat“: „Wie gestalten wir
unsere Räume, damit sie Festun-
gen für unsere kämpfenden Grup-
pen werden.“
Das antifaschistische und auto-

nome Zentrum „Walli“ in Lübeck
gehört zu den zahlreichen kleine-
ren Tummelplätzen der Linksex-
tremisten. Auch hier wird die Hälf-
te der Miete von der Stadt getra-
gen. Bis zum Ansturm der Asylsu-
cher war die „Walli“ ein herunter-

gekommenes, freistehendes Haus
mit Nebengebäuden. Als Asylsu-
cher beim Versuch, nach Schwe-
den zu reisen, in Lübeck landeten,
half das autonome Zentrum. Da
dort der Platz knapp wurde, be-
setzte man benachbarte Bauten
des Gartenbauamtes. Jetzt sind die
Asylsucher fort – die Besetzung
aber dauert an. Ein Sprecher des

Zentrums gehörte zu den Organi-
satoren der Demonstration „Well-
come to hell“. Für ihn hat „die
draufschlagende Polizei“ versagt,
er zeigt sich „erschreckt von der
Polizeigewalt“. 
Die abstruse Behauptung, es

könne keine linken Gewalttäter ge-
ben, weil Gewalt niemals links sei,
kommt nicht erst jetzt auf. Manue-
la Schwesig, gegenwärtig Minister-
präsidentin in Mecklenburg-Vor-
pommern, hatte diese Erkenntnis
bereits 2014. Damals, als Familien-

ministerin, erklärte
sie linken Extre-
mismus für ein „auf-
gebauschtes Pro-
blem“. Und strich
kurzerhand das einzi-
ge Programm der
Bundesregierung, das
sich gegen Linksex-
tremismus wandte.
Das ging so ziemlich
stillschweigend über
die Bühne, auch die
CDU muckste sich
kaum hörbar. Schwe-
sigs Argument: Das
vier Jahre zuvor von
Kristina Schröder
(CDU) eingeführte
Programm habe sich
als „völlig wirkungs-
los“ erwiesen. Ein
Verein, der ein Anti-
Gewalt-Training für
straffällige linksextre-
mistische Jugendliche
anbot, habe nur einen
Teilnehmer gefunden.
Womit der Nachweis
erbracht war, dass es
linke Gewalt nicht
gibt. Nachgebessert
wurde auch später
nicht. Das Ergebnis:
Es gibt aktuell 28 Pro-

gramme gegen extremistischen Is-
lamismus, 26 Programme gegen
Rechtsextremisten und nur sieben
gegen Linksextremisten. Für die
Kasse bedeutet das: 104 Millionen
Euro in diesem Jahr gegen Rechts,
5,3 Millionen Euro in vier Jahre ge-
gen linke Gewalt. Offenbar ist das
für ein „aufgebauschtes Problem“
immer noch viel. Klaus J. Groth

Festungen und Kommandozentren
Wie Anarchie und linke Gewalt mit Steuergeldern gefördert werden

Kontrollen an den deut-
schen Außengrenzen zu
den EU-Nachbarn sind

laut dem Schengener Abkommen
nur als befristete Ausnahme
erlaubt. Zum G 20-Gipfel in Ham-
burg brach Europas Politik das Ta-
bu für knapp
über einen Mo-
nat. Das Ergebnis
sind zahlreiche
Festnahmen und
der politisch bri-
sante Beweis:
Grenzkontrollen
sind höchst
wirksam.
Bis zum letzten

G 20-Tag, dem er-
sten Julisonn-
abend, um Mitter-
nacht sind 673 of-
fene Haftbefehle
für Straftaten al-
ler Art an
D e u t s ch l a n d s
Grenzen voll-
streckt worden,
die nicht mit dem
globalen Gipfeltreffen in Ham-
burg in Zusammenhang stehen.
Das gaben Sicherheitskreise be-
kannt. 
Die Kontrollen waren am 12. Ju-

ni eingeführt worden, um die Ein-
reise von Gewalttätern im Umfeld
des Gipfels zu verhindern. Sie

wurden am 11. Juli plangemäß
wieder aufgehoben. Der freie Wa-
renverkehr in der EU wurde
durch die Kontrollen nicht beein-
trächtigt, denn sie fanden örtlich
und zeitlich begrenzt und nicht
flächendeckend statt. Die Politik

begründete den Schritt mit „er-
höhten Sicherheitsanforderun-
gen“. 
Der Erfolg der neuesten Über-

prüfungen steht im Widerspruch
zu den politischen Formeln der
Berliner Parteien vom Herbst
2015 und Frühjahr 2016. „Wenn

das Schengen-System zerstört
wird, ist Europa dramatisch ge-
fährdet – politisch und wirt-
schaftlich“, hatte Finanzminister
Wolfgang Schäuble (CDU) im Ja-
nuar 2016 gesagt. Der von der Po-
litik beschworene Untergang Eu-

ropas nach den
Ausnahmen vom
Abkommen ist
aber ausgeblie-
ben. 
Auch die von

deutschen Politi-
kern harsch kriti-
sierten dänischen
Kontrollen haben
sich bewährt.
Vom Beginn ver-
schärfter däni-
scher Grenzkon-
trollen Anfang
2016 bis zum Ja-
nuar 2017 über-
prüfte die däni-
sche Polizei nach
eigenen Angaben
2,8 Millionen
Menschen. Rund

2900 wurden an der Einreise ge-
hindert und 220 Fälle von Men-
schenhandel festgestellt. Die
grenznahe Industrie- und Han-
delskammer (IHK) in Flensburg
konnte keine negativen Folgen für
den grenzüberschreitenden Han-
del feststellen. Sverre Gutschmidt

Nach dem vorläufigen Ab-
klingen der Asylsucher-
welle verschwand die Al-

ternative für Deutschland zuneh-
mend aus der öffentlichen Wahr-
nehmung. Nach den Krawallen
von Hamburg deutet sich eine
Trendwende an. 
Die beiden Meinungsfor-

schungsinstitute INSA und Forsa
bilden die Gegenpole, wenn es um
die AfD geht. Beim SPD-nahen
Forsa schneidet die Protestpartei
traditionell eher unterdurch-
schnittlich ab, während sie bei IN-
SA stets besser wegkommt. Anfang
vergangener Woche waren sich
beide Agenturen wenigstens in
der Tendenz einig. So legte die
AfD bei Forsa um einen ganzen
Punkt auf acht Prozent zu, wäh-
rend sie bei INSA von neun auf
9,5 Punkte kletterte. Interessant
dabei ist, dass beide Institute die
Bürger während der Krawalle in
Hamburg befragten, als die politi-
sche Aufarbeitung bestenfalls be-
gonnen hatte. 
Die AfD sieht sich bestätigt. Die

Partei wirft den Mitbewerbern vor,
auf dem „linken Auge blind“ zu
sein. Sie fordert ein Verbot gewalt-
bereiter Antifa-Gruppen und ver-
weist darauf, dass sie während der
vergangenen Wahlkämpfe perma-
nenter Gewalt von links ausgesetzt
gewesen sei. Der stellvertretende

AfD-Vorsitzende und Spitzenkan-
didat Alexander Gauland begrüßte
die „überfällige Debatte über den
linken Extremismus“ und stellte
fest: „Das wird uns sicher helfen.“ 
Diese Einschätzung teilt der

brandenburgische AfD-Chef mit
Ralf Stegner. Der zum linken Flü-
gel der SPD gehörende stellvertre-
tende Bundesvorsitzende fürchtet
nach den Hamburger Krawallen
einen „Rechtsruck, der Köln in
den Schatten stellt“. Er spielte da-
mit auf die Vorkommnisse um den

Jahreswechsel 2015/2016 in der
Domstadt an, als Hunderte Immi-
granten vor allem aus Afrika und
dem Nahen Osten eine regelrech-
te Jagd auf deutsche Frauen mach-
ten. Dieser Skandal bestimmte die
Wahlkämpfe im Frühjahr 2016 und
bescherte der AfD Rekordergeb-
nisse in Baden-Württemberg,
Rheinland-Pfalz und Sachsen-An-
halt. 
In dieser Situation versuchen

Sozialdemokraten wie Stegner
und auch Ex-Parteichef Sigmar
Gabriel die Linksextremisten in

die rechte Ecke zu schieben. Wäh-
rend ersterer sich angesichts der
Hamburger Ausschreitungen zu
der Bemerkung verstieg, Gewalttä-
ter könnten nicht links sein, weil
„die Gewalt zur DNA der Rechten“
gehöre, versuchte letzterer eine
Gleichsetzung mit „Neonazis“. 
„Deutlicher könnte man die bei

den Sozialdemokraten vorherr-
schende Realitätsferne nicht dar-
stellen, kommentierte dies die
AfD-Spitzenkandidatin Alice Wei-
del. Bezeichnend sei zudem die
fehlende Unterstützung für den
Genossen Olaf Scholz, der als Er-
ster Bürgermeister Hamburgs
massiv und zu Recht in der Kritik
stünde: „Hier ist es wie beim The-
ma Linksextremismus. Wird es un-
angenehm, sieht man dort, wo sich
zuvor noch SPD-Politiker in der
Öffentlichkeit sonnten, nur noch
Staubwolken.“ Doch auch die CDU
trage eine Mitverantwortung:
„Schließlich wurde die Extremis-
musklausel, die eine Überprüfung
verwendeter öffentlicher Mittel si-
cherstellte, von CDU und SPD ge-
meinsam abgeschafft.“ 
In Hamburg versucht während-

dessen die AfD-Fraktion in der
Bürgerschaft das Thema am Kö-
cheln zu halten. Sie verlangt einen
Untersuchungsausschuss zum
Thema „Linksextremismus in
Hamburg“. Peter Entinger

INSA und Forsa sehen
einen Aufwärtstrend
bei der Alternative

AfD profitiert von Krawallen
SPD-Vize Stegner fürchtet nach dem G 20-Gipfel einen »Rechtsruck«

Wirksame Grenzkontrollen
Deutsche Erfahrungen im Zuge des G 20-Gipfels

DEUTSCHLAND

Wirklich nur 
ein »aufgebauschtes 

Problem?«

Kasernen-
Umbenennung

Rückgang in der
Landwirtschaft

Hannover – Die Emmich-Cambrai-
Kaserne in Hannover soll in Tobi-
as-Langenstein-Kaserne umbe-
nannt werden. Langenstein fiel als
Feldjäger am 28. Mai 2011 einem
Anschlag im afghanischen Taloqan
zum Opfer. Mit ihm würde erst-
mals ein gefallener Bundeswehr-
soldat auf diese Weise geehrt wer-
den. Die bisherige Namensgebung
der Kaserne, die früher die Offi-
zierschule des Heeres beherbergte
und seit 2009 Sitz der Schule für
Feldjäger und Stabsdienst ist, er-
innert an den preußischen Gene-
ral Otto von Emmich und die fran-
zösische Stadt Cambrai, in deren
Nähe Ende 1917 die erste Panzer-
schlacht der Geschichte stattfand.
Die erklärungsbedürftige Namens-
kombination ergab sich aus der
Zusammenlegung der Emmich-
und der Cambrai-Kaserne. End-
gültig gescheitert ist Bundesvertei-
digungsministerin Ursula von der
Leyen hingegen mit ihrem Plan,
die Generalfeldmarschall-Rom-
mel-Kaserne im nordrhein-westfä-
lischen Augustdorf umzubenen-
nen. Die Soldaten des Standortes
und die Kommune hatten sich ve-
hement gegen eine Namensände-
rung gewehrt. J.H.

Berlin – Der vermehrte Einsatz
modernerer Technik vernichtet
immer mehr Arbeitsplätze in der
Landwirtschaft. So ist die Anzahl
der hier tätigen Arbeitskräfte von
knapp über einer Million im Jahr
2010 auf 940000 im Jahr 2016 ge-
sunken. Das geht aus den Daten
der Landwirtschaftszählung 2010
sowie den Agrarstrukturerhebun-
gen der Jahre 2013 und 2016 her-
vor. Besonders eklatant war der
Rückgang unter den Familienar-
beitskräften von 556000 auf
449000. Auch bei den Saisonar-
beitskräften ist ein starker Rük-
kgang von 330000 auf 286000 zu
verzeichnen. J.H.

Während der G 20-Ausschreitungen: Hamburgs Rote Flora Bild: Imago

Örtlich und zeitlich begrenzt sowie nicht flächendeckend:
Grenzkontrollen im Rahmen des G 7-Gipfels Bild: pa
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Die viel kritisierte Mauer, die US-
Präsident Donald Trump entlang
der mexikanischen Grenze errich-
ten lassen will, soll auch dem
Zweck dienen, das Überschwap-
pen der extremen Kriminalität aus
dem Nachbarland zu verhindern.
Mittlerweile geht es nämlich sogar
in der irakischen Hauptstadt Bag-
dad sicherer zu als in einigen Re-
gionen Mexikos.

In den vergangenen Monaten
wurden die Vereinigten Mexika-
nischen Staaten von einer Ge-
waltwelle sondergleichen er-
schüttert. Seit Januar starben be-
reits über 10 000 Menschen
durch Mörderhand – das sind 
30 Prozent mehr als im ebenfalls
schon recht blutigen Vorjahr und
fast halb so viele, wie während
des gleichen Zeit-raums in Syrien
ums Leben gekommen sind. Ur-
sachen für diese erschreckende
Entwicklung, die sich in ähn-
licher Weise auch in Ländern wie
Honduras, El Salvador, Kolum-
bien, Venezuela und Brasilien
vollzieht, gibt es mehrere.

Da wäre zum Ersten die wach-
sende Ungleichverteilung des
Reichtums in Kombination mit
hoher Jugendarbeitslosigkeit. Da-
zu kommen lasche Waffengesetze.
Zwei Drittel aller Morde in den la-
teinamerikanischen Staaten wer-
den mit Schusswaffen begangen,
von denen die meisten aus den
USA stammen – was zusätzlich
für den Mauer-
bau spricht.
Ebenso fördert
das ineffiziente
Strafverfolgungs-
system die Krimi-
nalität, weil die
Täter zu Recht
hoffen dürfen, unbehelligt zu blei-
ben. So landet derzeit nicht ein-
mal jeder fünfte Mörder im Ge-
fängnis.
Die Hauptverantwortlichen für

die Gewaltausbrüche sind die
Drogenkartelle, auch „Narcos“ ge-
nannt. Zwar gehen Politik und Mi-
litär inzwischen oft sehr konse-
quent gegen sie vor, sodass in Me-
xiko seit 2012 immerhin 107 der
122 meistgesuchten Mafiabosse

„neutralisiert“ werden konnten,
doch verbessert das die Sicher-
heitslage keineswegs. Das Gegen-
teil ist vielmehr der Fall. Durch
den Wegfall der bisherigen Anfüh-
rer entstand nämlich ein Machtva-
kuum in den Führungsebenen der
Organisierten Kriminalität (OK),
das erbitterte Nachfolgekämpfe
ausgelöst hat. Diese toben in Me-

xiko derzeit be-
sonders zwischen
dem „alteingeses-
senen“ Sinaloa-
Kartell und dem
Cártel de Jalisco
Nueva Generaci-
ón sowie diver-

sen kleineren Gruppierungen, die
ebenfalls ein Stück vom Kuchen
ergattern wollen. Diese Zersplitte-
rung der Szene aufgrund der bis-
herigen Fahndungserfolge bringt
die Staatsmacht in Mexiko inzwi-
schen an ihre Leistungsgrenzen,
zumal sich die „Narcos“ auch im-
mer stärker mit der OK in Asien
und Russland vernetzen.
Außerdem wäre da noch die all-

gegenwärtige Korruption. Die

Kartelle, die jedes Jahr Umsätze
im dreistelligen Milliardenbe-
reich machen, führen zahlreiche
Politiker und Angehörige der
Strafverfolgungsbehörden auf ih-
ren Gehaltslisten. Deshalb unter-
bleibt wohl auch der effektivste
Schritt gegen die lateinamerikani-
schen Verbrechersyndikate, näm-
lich die konsequente Zerschla-
gung ihrer Finanz- und Logistik-
strukturen.
Aus diesem Grunde kann sich

das Krebsgeschwür der Gewaltkri-
minalität immer weiter ausbreiten.
In Mexiko hat es seit Jahresanfang
insbesondere die bisher als relativ
ruhig geltende Halbinsel Yucatán
mit ihren vielen beliebten Touris-
musdestinationen erfasst. Dort
machten 2016 noch zehn Millio-
nen Gäste aus aller Welt Urlaub,
was dem Land Einnahmen in Hö-
he von sechs Milliarden US-Dollar
bescherte. Doch damit dürfte
Schluss sein, wenn der Drogen-
krieg nun auch in der Region zwi-
schen Cancún und den Maya-Rui-
nen von Chichén Itzá eskaliert.

Wolfgang Kaufmann

Abgesehen von den ver-
schiedenen Kriegsgebie-
ten ist das Leben nirgend-

wo gefährlicher auf der Welt als
in manchen Städten Lateinameri-
kas. Das verrät die Statistik der
mexikanischen Nichtregierungs-
organisation Consejo Ciudadano
para la Seguridad Pública y la Ju-
sticia Penal (CCSPJP, Bürgerrat
für öffentliche Sicherheit und
Strafjustiz) über das Jahr 2016.
Aus ihr geht hervor, dass welt-

weit rund 440000 Menschen
außerhalb von Bürgerkriegsregio-
nen oder sonstigen militärischen
Kampfzonen ermordet wurden.
Das ergibt eine Quote von gut
sechs Tötungsdelikten pro
100000 Einwohner. Während die
Mordrate in Deutschland mit 0,8
unterdurchschnittlich ist, liegen
viele Gebiete auf dem amerikani-
schen Doppelkontinent deutlich
über dem globalen Durchschnitt.

Hierzu zählen die US-Metropo-
len St. Louis, Baltimore, New Or-
leans und Detroit mit 44 bis 60
Morden je 100000 Einwohner.
Doch das ist immer noch wenig
im Vergleich zu Caracas (Vene-
zuela), Acapulco (Mexiko) und
San Pedro Sula (Honduras). In

diesen drei unangefochtenen
Hauptstädten der Gewaltkrimina-
lität starben 2016 zwischen 112
und 130 von 100000 Einwohnern
durch Mord oder Totschlag.
47 der 50 gefährlichsten Ort-

schaften der Welt liegen in den
USA oder Lateinamerika. Dazu
kommen die drei Verbrechens-

hochburgen Kapstadt, Durban
und Nelson Mandela Bay in Süd-
afrika. In Brasilien findet sich ei-
ne besondere Häufung von Städ-
ten mit hoher Mordrate. Zwar
liegt der landesweite Spitzenrei-
ter Natal mit 69 Tötungsdelikten
je 100000 Einwohner nur an
zehnter Stelle der CCSPJP-Rang-
liste. Dafür nennt diese aber noch
weitere 18 brasilianische Kom-
munen. Alles in allem fielen in
dem Amazonasstaat knapp
60000 Menschen Gewaltakten
zum Opfer – also mehr als in Af-
ghanistan, dem Irak und Syrien
zusammen.
Gleichermaßen dramatisch

sind die Zustände in Mexiko.
Deshalb tauchen neben Acapulco
ebenso auch Ciudad Obregón,
Chihuahua, Ciudad Juárez, Ma-
zatlán, Culiacán, Tijuana und Ci-
udad Victoria in der makaberen
Zusammenstellung auf. W.K.

Zeitzeugen

Einst war Acapulco ein höchst
mondäner Treffpunkt der Rei-

chen und Schönen dieser Welt. In
dem Badeort an der mexikani-
schen Pazifikküste sonnten sich
unter anderen Brigitte Bardot,
Frank Sinatra und die Kennedys.
Außerdem wurde die Stadt in
zahlreichen Liedern besungen
und durch rund 250 Filme be-
kannt gemacht.
Heute ist die frühere Ferienme-

tropole die Kommune mit der
höchsten Mordrate von ganz Me-
xiko, obwohl inzwischen schon
13000 Marineinfanteristen und
andere Soldaten sowie zusätzlich
noch 6000 Bundespolizisten
durch die Straßen patrouillieren.
Verantwortlich für diese Entwick-
lung waren blutige Machtkämpfe
zwischen ungefähr 50 verschiede-
nen Drogenkartellen, darunter die
besonders gewalttätigen Gruppie-
rungen La Barredora und Cida.
Den Auseinandersetzungen zwi-
schen den „Narcos“ fielen allein
im Jahre 2015 fünf lokale Polizei-
chefs zum Opfer, die sämtlich auf
den Gehaltslisten verschiedener
miteinander verfeindeter Verbre-
chersyndikate standen. Darüber

hinaus haben auch die Schutz-
gelderpressungen ein schier uner-
trägliches Ausmaß angenommen.
Für den Tourismus ist das nahe-

liegenderweise extrem geschäfts-
schädigend. Deshalb verlor Aca-
pulco seit 2007 um die 80 Prozent
seiner Gäste – inzwischen kom-
men fast bloß noch einheimische
Urlauber aus dem 300 Kilometer
entfernten Mexiko-Stadt. Und
selbst diese Klientel verweilt im
Durchschnitt nur drei Tage. Die
Folge war die Schließung von
über 600 Geschäften, Restaurants
und Hotels. Ebenso legen kaum
noch Kreuzfahrtschiffe im Hafen
der Altstadt an, und die Zahl der
internationalen Direktflüge nach
Acapulco ging gleichfalls dra-
stisch zurück.
Die aus der überbordenden

Kriminalität resultierende wirt-
schaftliche Misere führte bereits
Ende 2012 zum praktischen
Bankrott der Stadt. Seitdem
unterblieben selbst unbedingt
notwendige Investitionen in die
Infrastruktur. Damit verlor Aca-
pulco auch noch den letzten Rest
an Glamour und versank in kom-
pletter Anarchie. W.K.

Felipe de Jesús Calderón Hinojosa
– Am 11. Dezember 2006 ent-
sandte der damals gerade neu ge-
wählte mexikanische Präsident
6500 An ge hörige der Streitkräfte
in seinen Heimatstaat Michoacán,
um dort die Marihuana-Felder
niederzubrennen. Diese Aktion
markiert den Beginn des blutigen
Konflikts zwischen dem mexika-
nischen Staat und den Drogenkar-
tellen, in dem es inzwischen
schon 190000 Tote gab.

Leticia Rodríguez Lara alias „Doña
Lety“ alias „La 40“ – Die jetzt in
Cancún in Untersuchungshaft sit-
zende frühere Bundespolizistin
wechselte vor einigen Jahren auf
die Seite der Drogenmafia und
sammelte Abtrünnige anderer Kar-
telle und weitere ehemalige Ange-
hörige der Sicherheitsorgane um
sich. Ihr Syndikat versucht momen-
tan, besonders auf der Halbinsel
Yucatán Marktanteile zu erobern,
was zum Anstieg der Gewaltkrimi-
nalität entlang der bisher relativ si-
cheren Riviera Maya führte.

José Miguel Fortín Magaña – Ange-
sichts der Gewaltwelle in seinem
Land sagte der Psychiater und frü-
here Direktor des Gerichtsmedizi-
nischen Instituts in San Salvador:
„Egal, ob nun Gangmitglieder, Poli-
zisten oder Soldaten die Täter sind
– dieser Strudel der Morde er-
innert mich an den berühmten
Satz: ,Auge um Auge, und am Ende
wird dann schließlich die ganze
Welt blind sein.‘“

Carlos Vilalta – Für den Kriminolo-
gen vom mexikanischen Centro de
Investigación y Docencia Económi-
cas (Zentrum für wirtschaftliche
Forschung und Lehre) in Mexiko-
Stadt liegen die Ursachen der der-
zeitigen Verbrechenswelle in La-
teinamerika auf der Hand: „Schwa-
che Staaten, soziale Ungleichheit
und gespaltene Gesellschaften ha-
ben es den Kriminellen ermöglicht,
Stärke zu entwickeln und Fuß zu
fassen.“

Joaquín Guzmán Loera alias „El
Chapo“ („Der Kurze“) – Nach zwei
spektakulären Gefängnisausbrü-
chen wurde der Chef des mäch -
tigen Sinaloa-Kartells am 8. Ja nu ar
2016 zum dritten Mal verhaftet und
später zur Aburteilung in die USA
überstellt. Hierdurch entstand ein
Machtvakuum in der Führungs-
spitze der Organisierten Krimina-
lität Mexikos, das nun verschiede-
ne andere Drogenbarone zu füllen
versuchen.

Hochburgen des Mordes
47 der 50 gefährlichsten Orte der Welt liegen in Amerika

Mehr Tote als in Syrien
Das Krebsgeschwür der Gewaltkriminalität breitet sich immer weiter aus
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Ein trauriges
Opfer der 
Kriminalität

Warum Trumps 
Mauer hilfreich sein

könnte

Nur noch aus der Ferne glamourös: Acapulco Bild: Colourbox

An der Spitze stehen 
Caracas, Acapulco
und San Pedro Sula

Acapulco ist in 
Anarchie versunken
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Freibrief für die
»Antifaschistin«

Von THEO MAASS

Die Scherben in Hamburg sind noch
nicht weggeräumt und die vom links-
extremen Pöbel zusammengeschlage-

nen Polizisten noch nicht aus dem Kranken-
haus entlassen, da gibt es einen neuen An-
schlag auf den Rechtsstaat. Die Rede ist von
der „Politputze“ Irmela Mensah-Schramm.
Die 71-jährige Dame verbringt ihre Freizeit
damit, alles, was sie für rechtsextreme
Schmierereien oder NS-Propaganda hält, zu
beseitigen. Dabei schreckt sie auch nicht vor
Sachbeschädigung zurück. Mal muss eine
Glasscheibe dran glauben, mal ein Firmen-
schild. Schuldig fühlt sie sich nicht: Die Men-
schenwürde habe einen höheren Wert für sie. 
2016 war sie wegen Sachbeschädigung zu

einer Geldstrafe von 1800 Euro und einem
Jahr auf Bewährung verurteilt worden. Sie
hatte sich die Fußgängerbrücke zur Auto-
bahnauffahrt Hüttenweg in Berlin-Zehlen-
dorf vorgenommen. Dort prangte der
schwarze Schriftzug „Merkel muss weg“.
Mit Pink machte sie sich an die Arbeit und
wandelte den – nicht unbedingt verurtei-
lenswerten Spruch – in „Merke! Hass weg!“
um. Ein Polizist sah sie dabei. Bald darauf
steckte ein Strafbefehl in ihrem Briefkasten.
Der damalige Verkehrssenator Andreas Gei-
sel (SPD), der nun das Innenressort verant-
wortet, bestand seiner Zeit auf einer Straf-
verfolgung. Als das Urteil gesprochen war,
legte die Staatsanwaltschaft Berufung ein
und wollte eine härtere Strafe durchsetzen.
Inzwischen hat Berlin gewählt. Die SPD ko-

aliert nun mit der „Linken“ und den Grünen.
Das Verkehrsressort hat die von den Grünen
vorgeschlagenen Regine Günther inne. Sie
will nicht nur den Autofahrern das Autofah-
ren abgewöhnen, sondern betätigte sich auch
gleich als „rettender Engel“ für Irmela Men-
sah-Schramm und verzichtete auf weitere
Strafverfolgung. Ein fatales Zeichen für den
schleichenden Verlust der Rechtsstaatlichkeit
in Deutschland. Die „richtige“ Gesinnung
schützt vor Strafverfolgung. 
Die links-grüne Hauptstadtpresse jubelt

unterdessen. Die „taz“ schreibt: „Es gibt so
Themen, zu denen fällt einem gleichzeitig
nichts mehr ein – und dennoch ganz viel.
Dazu gehören die Versuche, die sogenannte
Politputze Irmela Mensah-Schramm zu be-
strafen und zu kriminalisieren.“ Das frühere
SED-Zentralorgan „Neues Deutschland“ ist
in seinem Überschwang kaum zu halten:
„Verfahren gegen ‚Politputze‘ Mensah-
Schramm eingestellt. Berliner Senatsverwal-
tung hat den Strafantrag zurückgenommen.
Antifaschistin entfernt seit mehr als 30 Jah-
ren rechte Schmierereien.“ 
Ehrlich, mir fällt dazu nur das Zitat des

jüdischen Patrioten Max Liebermann
(1848–1935) ein: „Ick kann jarnich soville
fressen, wie ick kotzen möchte.“

Während viele Berliner durch steigen-
de Mieten, Verkehrschaos und lange
Wartezeiten auf den Behörden genervt
sind, übt Berlin auf Touristen und Zu-
zugswillige eine hohe Anziehungs-
kraft aus. 

Welche Magnetwirkung die deut-
sche Hauptstadt entfaltet, wird regel-
mäßig zu den Osterfeiertagen sicht-
bar. Wie schon in den Vorjahren ka-
men auch dieses Jahr zwischen Kar-
freitag und Ostermontag zwei Millio-
nen Tagestouristen und Wochenend-
Ausflügler. Ein Blick auf die Bevölke-
rungszahl macht die Dimension die-
ses Besucheransturms innerhalb we-
niger Tage deutlich. Berlin selbst hat
nämlich nur rund 3,5 Millionen Ein-
wohner. Zumindest in der Wahrneh-
mung ist der typische Berlin-Tourist
eher jugendlich und genießt das
Nachtleben in Berlins Szenevierteln.
Ein Blick in die Statistik zeigt aller-
dings, dass die Berlin-Besucher im
Durchschnitt etwa 40 Jahre alt sind.
Für den typischen Berlinbesucher
sind nicht die Berliner Kneipen und
Clubs die entscheidenden Reisegrün-
de, sondern Sehenswürdigkeiten,
Kunst und Kultur sowie Stadtbild und
Architektur. 
Auch das Wachsen der Einwohner-

zahl durch Zuzug hat bemerkenswer-
te Ausmaße. Allein im vergangenen
Jahr ist die Bevölkerungszahl Berlins
um 60500 Menschen gestiegen. Al-
lein dieser Bevölkerungsgewinn eines

Jahres entspricht in etwa der Einwoh-
nerzahl von Städten wie Offenburg
oder Rosenheim. In den zurückliegen-
den fünf Jahren wuchs Berlin sogar
um eine Viertelmillion Einwohner. Es
gibt eine Reihe von
Gründen für diese
Attraktivität. Beinah
regelmäßig erwäh-
nen Touristen und
Neuberliner, dass ih-
nen eine gewisse
Zwanglosigkeit des
Berliner Lebens auffällt. Diese weit-
verbreitete Lebensatmosphäre, die ein
Stück weit an das fridericianische „Je-
der nach seiner Façon“ anknüpft, ist
kombiniert mit einer vergleichsweise
noch immer günstigen Lebenshaltung
in Berlin.
Den teilweise drastisch gestiegenen

Mieten zum Trotz gilt Berlin weiterhin
als die preiswerteste  Metropole Euro-
pas. Wer die Stadt besucht oder dort
hinzieht, bekommt
zum einen ein reich-
haltiges Angebot an
Großstadtleben und
kulturellen Möglich-
keiten wie in ande-
ren Hauptstädten,
muss aber dafür nur
vergleichsweise niedrige Preise für
Gastronomie, Nahverkehr und große
Teile der Lebenshaltung zahlen. Im
Ausland vielerorts undenkbar, brau-
chen in Berlin auch keine Studienge-
bühren gezahlt werden. Gerade für

junge Menschen macht dieser Mix
Berlin zu einer Topadresse für einen
Kurzbesuch oder einen längeren Auf-
enthalt. 
Aus Sicht vieler Alteingessener

sieht dies oftmals et-
was anders aus: Die
Kehrseite der im Ver-
gleich zu Paris oder
London noch immer
günstigen Lebenshal-
tungskosten sind
nämlich immer noch

vergleichsweise schwache Einkom-
men und das Etikett der „Hartz-IV-
Hauptstadt“ Deutschlands. Tatsäch-
lich ist die Wirtschaftskraft noch im-
mer ein großer Schwachpunkt Berlins
und der gesamten Hauptstadtregion.
Bei einer Untersuchung, die von der
EU-Kommission im März dieses Jah-
res veröffentlicht wurde, schnitt Ber-
lin-Brandenburg als einzige Haupt-
stadtregion in der EU schlechter ab,

als der Durchschnitt
des Landes.  Gerade
London und Paris
wirken wie wirt-
schaftliche Kraftzen-
tren für das ganze
Land. Berlin rangiert
dagegen noch immer

weit abgeschlagen hinter Großräumen
wie München oder Frankfurt.
Ein gutes Vierteljahrhundert  nach-

dem der Bundestag seinen Umzug
von Bonn nach Berlin beschlossen
hat, fällt im Vergleich zu anderen

Hauptstädten noch eine andere Berli-
ner Besonderheit auf. Das Regie-
rungsviertel mit Bundestag und Kanz-
leramt wirkt in Berlin noch immer
wie abgekapselt, wie nicht dazu gehö-
rend. Fortgesetzt schein damit ein
Phänomen, dass schon vor dem Re-
gierungsumzug mit der Redewendung
„Raumschiff Bonn“ oft beklagt und
kritisiert wurde. Abzuwarten bleibt,
ob das verstärkte Engagement des
Bundes, etwa bei der Förderung des
Berliner Kulturlebens, das Gefühl der
kühlen Distanz noch abmildern und
das Regierungsviertel ein wirklicher
Teil Berlins wird. 
Zumindest in wirtschaflicher Hin-

sicht stehen die Chancen für eine
Aufholjagd Berlins nicht einmal
schlecht. Berlin wird schwerlich den
einstigen Rang als Europas größte In-
dustriestadt wiedererlangen können,
allerdings sehen Experten für die
Stadt auf einem anderen Gebiet ein
großes Potenzial. Die Unternehmens-
beratung McKinsey bescheinigte be-
reits vor längerer Zeit der deutschen
Hauptstadt, sie hätte beste Vorausset-
zungen, sich zur führenden Gründer-
metropole in Europa zu entwickeln.
Zumindest in Deutschland ist Berlin
bereits führend bei den Neugründun-
gen, auf europäischer Ebene liefert
sich Berlin allerdings mit Städten wie
London, Paris und Stockholm einen
harten Konkurrenzkampf als Standort
für neue Internetunternehmen. 

Norman Hanert

Selfie zu viert: 
Drei junge 
Berlinerinnen und
die Hauptstadt 
im Hintergrund.
Die „Zwanglosig-
keit“ schätzen
Neuzugezogene
besonders

Bild: Imago

Berlins ehemaliger Justizse-
nator Thomas Heilmann
(CDU) will ein Bürgerbe-

gehren für mehr Videoüberwa-
chung in Berlin einleiten. Als
prominenten Mitstreiter konnte
er Neuköllns ehemaligen Bürger-
meister Heinz Buschkowsky
(SPD) gewinnen. Dessen Kom-
mentar zum Vorhaben: „Filmen
Sie mich von morgens bis
abends. Ich lass mich lieber fil-
men als verkloppen. Ich habe
kein Problem damit.“
Am Kottbusser Tor könnten so

etwa 20 Kameras installiert wer-
den. Die Kriminalitätsschwer-
punkte S- und U-Bahnhof Neu-
kölln sowie die U-Bahnhöfe Kott-
busser Tor und Alt-Rudow sollen
so sicherer gemacht werden. Ins-
gesamt 50 Kriminalitätsschwer-
punkte sollen mit 2000 bis 2500
Videokameras geschützt werden.
Die Initiative rechnet mit Ge-
samtkosten der Videoausweitung
von maximal 50 Millionen Euro.
Im ersten Schritt muss sie in

sechs Monaten 20000 Unter-
schriften sammeln. In einer zwei-
ten Stufe müssen es 170000
Stimmen werden. 2019 könnte es
dann zu einer Volksabstimmung
kommen.
Nicht gerade überraschend –

auch nach dem G20-Gipfel in
Hamburg – kam sofort Kritik an

dem Vorstoß von den Grünen.
Deren innenpolitischer Sprecher
Benedikt Lux befand: „Eine flä-
chendeckende Videoüberwa-
chung in Städten wie London
zeigt, dass die Kriminalitätsbela-
stung dadurch insgesamt nicht
sinkt.“ Der Landeschef der Grü-
nen Werner Graf: „Die CDU hat
jahrelang versäumt, in die-
se Maßnahmen zu investieren,
und will nun von ihren Versäum-
nissen ablenken, um sich im

Wahlkampf mal wieder als Law-
and-Order-Partei zu inszenieren.“
Dieser Vorwurf ist in der Tat

nicht von der Hand zu weisen. Im
September wird ein neuer
Bundestag gewählt und Heilmann
muss versuchen, in Berlin seinen
Wahlkreis in Steglitz-Zehlendorf
zu gewinnen. SPD-Innensenator
Andreas Geisel gilt eher als „har-
ter Hund“, aber die Koalition sei-
ner Partei mit Grünen und Linken
schränkt ihn ein. So ist die an sich
vermutlich von der großen Mehr-
heit der Berliner begrüßte Initiati-
ve nicht frei von taktischen Über-
legungen des Machtgewinns- und
-erhalts in Berlin. Ganz im Sinne
der Regierungskoalition erklärte
der Regierende Bürgermeister, Mi-
chael Müller: „Wozu soll es gut
sein, in Reinickendorf oder Lich-
tenrade flächendeckend Kameras
aufzuhängen? Aber wir müssen
die Chance haben, es dort zu tun,
wo es nötig ist, und das sind etwa
zehn Orte in der Stadt. Da werden
wir es dann auch tun.“ Hans Lody

Buschkowsky ist auch dabei
Eine Initiative fordert massive Videoüberwachung in Berlin

Kein Kraftzentrum, aber ...
Dicke Pluspunkte und dicke Minuspunkte erhält Berlin in einem Hauptstädtevergleich

Die Berliner Polizei unter-
sucht gerade eine Reihe
von Gewalttaten, hinter

denen Tschetschenen vermutet
werden. Rund 100 von ihnen ha-
ben es sich anscheinend zur Auf-
gabe gemacht, hierzulande das
islamisch-archaische Scharia-
recht durchzusetzen. Laut Berli-
ner „Tagesspiegel“ sind in den
letzten Wochen in der deutschen
Hauptstadt zahlreiche Frauen
und Männer von Scharia-Banden
angegriffen worden. Opfer seien
sowohl Muslime als auch Nicht-
muslime, darunter offenbar auch
christliche Asylbewerber. Auch
das russischsprachige Internet-
portal „Meduza“ hatte darauf
hingewiesen, dass die Existenz
der Gruppe unter Tschetschenen
in Berlin wohl bekannt sei.
In Brandenburg, das schwer-

punktmäßig für tschetschenische
Asylbewerber zuständig ist, sind
massive Probleme mit Bewoh-
nern dieses Kaukasuslandes
schon lange bekannt. Erst vor

Kurzem sorgte ein Urteil gegen
einen tschetschenischen Asylbe-
werber für Schlagzeilen. Der 32-
Jährige hatte im November 2016
nach einem Streit mit einem
Messer auf seine Frau eingesto-
chen und sie dann aus einem
Fenster im ersten Obergeschoss
gestoßen. Danach war er zu ihr

hinuntergerannt und hatte ihr die
Kehle durchgeschnitten. Das
Landgericht in Cottbus verurteil-
te ihn wegen Totschlags zu 13
Jahren Haft (siehe Seite 2).
Bereits vergangenes Jahr hatte

Brandenburgs Innenminister
Karl-Heinz Schröter (SPD)
Schwierigkeiten mit Tschetsche-
nen sehr offen angesprochen: „Es
sind nicht alle. Aber einige ma-
chen wirklich Probleme. Mitunter
werden Kleinigkeiten, kleine

Streitigkeiten von Kindern zum
Anlass genommen, um dann Be-
strafungen durchzuführen. In ei-
ner Art und Weise, die völlig un-
angemessen ist. Da kommen dann
plötzlich größere Gruppen, die
alarmiert worden sind, und ver-
prügeln die Eltern. Da sind sie
nicht zimperlich.“
Nach den Erkenntnissen von

Landeskriminalamt und Verfas-
sungsschutz spielen Tschetsche-
nen zudem in der Islamistenszene
Brandenburgs die Hauptrolle.
Viele, häufig sogar kampferprobte
Kämpfer, unterstützen das kauka-
sische Emirat. Dieses hat sich
wiederum der Terrormiliz Islami-
scher Staat unterstellt. „Damit ha-
ben wir de facto, ob wir das wol-
len oder nicht, auch IS–Struktu-
ren hier im Land Brandenburg“,
so die Einschätzung aus den Si-
cherheitsbehörden des Bundes-
landes. Bundesweit wird die Zahl
der Tschetschenen mittlerweile
auf  mindesten 60000 geschätzt. 

Norman Hanert

3,5 Millionen
Einwohner und zwei
Millionen Touristen

Das Regierungsviertel
ist noch kein 

echter Teil der Stadt

PREUSSEN / BERL IN

»Nicht zimperlich«
Tschetschenen wollen in Brandenburg die Scharia durchsetzen 

Kommt es 2019 zur
Volksabstimmung?

Hauptrolle in der
Islamistenszene 
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In der Türkei haben seit dem
Putschversuch vor einem Jahr
über 100000 Staatsbedienstete ih-
re Arbeit verloren. Das Land er-
lebt einen sogenannten Brain-
drain, eine zunehmende Flucht
von Angehörigen der Funktionseli-
ten. Und die Tourismusindustrie
kriselt.

Es begann im Januar 2016. Da-
mals unterschrieben viele Intel-
lektuelle, die unter dem Namen
„Akademiker für den Frieden“ be-
kannt wurden, eine Petition, die
von 90 Universtäten unterstützt
wurde. Sie forderten das
Ende der Ausgangssperren,
der „Vernichtungs- und
Vertreibungspolitik“ gegen
die kurdische Minderheit,
des „Massakers“, wie sie es
nannten. Nachdem sich
wenige Monate später Teile
des Militärs erfolglos gegen
Staatschef Recep Erdogan
gestellt hatten, begannen
Säuberungen. Als Draht-
zieher des Putsches mach-
ten die Herrschenden vor
allem kurdische Extremi-
sten und Anhänger der Gü-
len-Bewegung aus. Auf den
„schwarzen Listen“ fanden
sich auch nahezu alle
Unterzeichner der Petition
vom Januar 2016 wieder. 
Viele Entlassene sollen

seitdem versucht haben,
sich selbstständig zu ma-
chen, um irgendwie über
die Runden zu kommen.
„Diejenigen, die in den
Straßen Istanbuls und An-
karas Street Food verkau-
fen, sind heute nicht selten
Wissenschaftler, Dozenten,
Lehrer. Ihre Existenzen
wurden zerstört“, schreibt
das Nachrichtenportal „Heise“.
Viele der Entlassenen haben

versucht, ins Ausland zu fliehen.
Aber nicht selten ging mit einer
Entlassung auch die Einziehung
des Reisepasses einher, verknüpft
mit dem Verbot, das Land zu ver-
lassen. Fast allen werden Verbin-
dungen zur Bewegung des islami-

schen Predigers Fethullah Gülen
vorgeworfen, den die türkische
Regierung für den Putschversuch
verantwortlich macht. Auch zahl-
reiche Kurden, Linke und andere
Regierungskriti-
ker sind von den
Kündigungen be-
troffen. Ein or-
dentliches Ge-
richtsverfahren
hat in keinem der Fälle stattgefun-
den. Es herrsche eben Krieg, sagen
Erdogans Anhänger, die in den
vergangenen Tagen wieder auf die
Plätze der Großstädte geströmt

sind und „Demokratiewachen“ ab-
gehalten haben. 
„Endlos ist die Zahl der Ver-

schwörer im Innern, infam der
Verrat des Auslands, das Putschi-
sten und Terroristen beschützt“, zi-
tiert der „Tagesspiegel“ aus einer
Kundgebung und berichtet von
mehr als 50000 „Putschisten“, die

im Gefängnis sitzen. Jeden Tag kä-
men neue dazu. Der „Tagesspiegel“
hat in den vergangenen Wochen
vor Ort recherchiert und sich
heimlich mit Akademikern getrof-

fen. Es sei schwierig, Leute zu fin-
den, die öffentlich Stellung bezie-
hen, schreibt das Blatt. Durch-
schnittlich um 28 Prozent sei die
Zahl der Veröffentlichungen türki-

scher Wissenschaftler in diesem
Jahr zurückgegangen. Aber noch
lassen sich diese Zahlen nicht
exakt belegen. 
Auch das ZDF berichtete kürz-

lich über Unternehmer, die ihre
Firma verloren haben, Richter, die
abgesetzt wurden, junge Kadetten,
die der Militärakademie verwiesen

wurden, und Offiziere, die nach
der Putschnacht geflohen sind. Für
Erdogan steht außer Frage, wer für
den Putsch verantwortlich war:
der in den USA lebende Prediger

Fethullah Gülen,
bis zum offenen
Zerwürfnis 2013
ein Weggefährte
Erdogans. Er habe
Wirtschaft, Polizei

und Militär unterwandert, sagt Er-
dogan. Belege fehlen. Für schwere
Verstimmungen in Ankara sorgte
der Präsident des Bundesnach-
richtendienstes (BND), Bruno

Kahl, als er dem Magazin „Der
Spiegel“ im Frühjahr sagte: „Die
Türkei hat auf den verschieden-
sten Ebenen versucht, uns davon
zu überzeugen. Das ist ihr aber
bislang nicht gelungen.“ 
Dass das Klima zwischen

Deutschland und der Türkei im-
mer schlechter wird, bekommen

vor allem die Angestellten in den
Touristenhochburgen zu spüren.
Die Buchungen im Sommer 2017
geben zwar erstmals wieder Hoff-
nung auf eine Besserung nach den
katastrophalen Umsatzeinbußen
im türkischen Tourismus. Die Zah-
len liegen aber insgesamt noch un-
ter dem ohnehin schwachen Vor-
jahr. Die Urlauber buchen die Tür-
kei derzeit kurzfristig und profitie-
ren vor allem von Dumpingprei-
sen. Betriebswirtschaftlich führen
lassen sich derzeit nur die wenig-
sten Hotels in den Ferienregionen
rund um Side oder Belek. 

„Viele entscheiden sich
für eine Türkeireise, wenn
sie sehen, dass der Urlaub
gut ein Drittel günstiger ist
als in anderen Zielen“, sagt
Anja Braun, Pressespreche-
rin des deutschen Reisean-
bieters TUI. Die Regierung
in Ankara versucht daher,
mit verstärkten Kooperatio-
nen Russen und Araber zu
locken. Das Land ändere
sich, wo man nur hinblicke,
klagen Hotelbetreiber. 
Wie ein Hohn wirkten

die Einladungen, welche
die Regierung zu den Ge-
denkveranstaltungen an
ausländische Journalisten
verschickte. Sie wurden ge-
beten, das Programm mit
ihrer Teilnahme zu „beeh-
ren“ – wegen der „äußerst
großen Bedeutung für die
Demokratie unseres Lan-
des und der Welt“. Die
zeigten aber weniger Inter-
esse an der Selbstinszenie-
rung der Herrschenden,
sondern suchten eher Kon-
takt zu den Organisatoren
des Protestmarsches „Für
die Freiheit“, an dem am

Ende rund zwei Millionen Perso-
nen teilgenommen haben. „Die
Opposition in der Türkei schöpft
gerade enorme, neue Hoffnung“,
sagte Türkei-Experte Udo Stein-
bach zu Focus-Online, „das war
ein sehr wichtiger erster Schritt,
der Erdogan nicht gefallen haben
dürfte.“ Peter Entinger

Ein verlorenes Jahr
Seit dem Putschversuch vom 15. Juli 2016 plagen die Türkei vielfältige Probleme

20 Millionen 
Russen weniger 

Moskau – Der Erhalt der Bevölke-
rung und die Geburtenförderung
habe für Russland oberste Priorität,
sagte Präsident Wladimir Putin
kürzlich auf einer Konferenz zur
demografischen Entwicklung:
Denn es gibt immer weniger Rus-
sen. Zwar konnte die Sterblich-
keitsrate bei Säuglingen um 40
Prozent gesenkt werden, dennoch
gibt es zu wenige Frauen im gebär-
fähigen Alter. Im Zuge der veröf-
fentlichten UNO-Statistik, die ei-
nen Anstieg der Weltbevölkerung
auf knapp zehn Milliarden bis zum
Jahr 2050 prognostiziert, wird der
Anteil der russischen Bevölkerung
von 143 Millionen heute bis 2050
auf nur noch 123 Millionen sinken.
Um dem Bevölkerungsschwund
entgegenzuwirken, hatte die Regie-
rung bereits 2007 ein Förderpro-
gramm für mehr Kinder aufgelegt,
das sie nun erneuern will. Außer-
dem wurden die Hürden für Immi-
granten erleichtert, um dem Ar-
beitskräftemangel und der demo-
grafischen Entwicklung entgegen-
zuwirken. MRK

Rom möchte Ordnung in das
Rettungswesen im Mittel-
meer bringen. In Zukunft

sollen nur noch Schiffe unter ei-
gener Flagge oder im Auftrag ei-
ner EU-Mission freie Fahrt in ita-
lienische Häfen haben. Die Zeiten
des Shuttle-Dienstes für Asylsu-
cher sollen vorbei sein.
Italien erlebt derzeit einen star-

ken Anstieg geretteter Boots-
flüchtlinge an seinen Küsten. Al-
lein in einer Juni-Woche sind an
seinen Küsten 12000 Asylbewer-
ber angelandet. Seit Anfang des
Jahres sind damit bereits 150000
Geflüchtete ins Land gekommen,
von denen allerdings nur 85000
registriert wurden. Da im Som-
mer mit einem Anstieg der Zah-
len zu rechnen ist, hat das Land
beim Innenministertreffen der EU
in Tallinn Alarm geschlagen. Ita-
lien will zukünftig keine nicht un-
ter italienischer Flagge fahrenden
Rettungsschiffe mit Flüchtlingen
mehr an Land lassen. 
Aus diesem Grunde hat Innen-

minister Marco Minniti in Tallinn
einen „Verhaltenskodex für die an
den Rettungseinsätzen für Mi-
granten im Meer beteiligten
NGOs“ vorgelegt. In letzter Zeit
waren einige NGOs in den Ver-
dacht geraten, mit Schleppern ge-
meinsame Sache zu machen. So
wurde von der italienischen Kü-
stenwache beobachtet, dass von

Rettungsschiffen Lichtsignale an
die libysche Küste ausgesendet
wurden und dass erst daraufhin
Schlauchboote mit Flüchtlingen
ausgelaufen sind. Solche Beihilfe
zur Schleusung ist kein Kavaliers-
delikt. Deshalb hat Italien für die
an Rettungseinsätzen beteiligten
NGOs spezifische Regeln festge-
setzt, an die sie sich halten müs-
sen, wenn sie zukünftig italieni-
sche Häfen anlaufen wollen. 
Zu den elf Punkten des neuen

Kodex gehört das strikte Verbot,
libysche Hoheitsgewässer anzu-

steuern. Dies sei nur in Ausnah-
mesituationen erlaubt. Auch die
Arbeit der libyschen Küstenwa-
che in ihrem Hoheitsgebiet darf
nicht behindert werden. Trans-
ponder oder Radargeräte dürfen
zu keiner Zeit abgeschaltet wer-
den. Jegliche Kontakte zwischen
Rettern und Schleusern sind ver-
boten, dazu gehören auch Telefo-
nate und Lichtsignale. Die Schiffe
der NGOs müssen mitsamt den
Rettern den nächsten Hafen an-
laufen. Sie dürfen ihre Fracht
nicht mehr an die italienische Kü-

stenwache oder internationale
Missionen auf See übergeben, es
sei denn, es liege ein Notfall vor.
An Bord von NGO-Schiffen sollen
zur Schleuserbekämpfung Fahn-
der der italienischen Polizei mit-
fahren dürfen. Die Rettungsschiffe
müssen die Ortung von Asylsuch-
erbooten noch vor Beginn des
Rettungseinsatzes der italieni-
schen Küstenwacht melden. Die
NGOs werden auch aufgefordert,
ihre Finanzierung offenzulegen.
Viele deutsche NGOs sind im

Mittelmeer bei der Rettung von
Asylsuchern unterwegs. Die erste
war die „Cap Anamur“ des ver-
storbenen Danzigers Rupert Neu-
deck, der bereits 2004 wegen der
Rettung von 37 afrikanischen
Flüchtlingen der Prozess gemacht
wurde, weil man ihm Schleusung
vorwarf. Erst 2009 wurden er und
die Besatzung der „Cap Anamur“
vom Vorwurf der Schleusung frei-
gesprochen. Seit der Massenzu-
wanderung 2015 haben sich auch
auf hoher See die rechtlichen
Maßstäbe verwässert. Diese Peri-
ode versucht Italien jetzt zu been-
den. Nur Schiffe der EU-Mission
„Operation Sophia“ und der EU-
Grenzagentur Frontex sollen von
dem Verbot nicht betroffen sein.
Italien will mit dem neuen Kodex
anderen EU-Staaten eine fairere
Lastenverteilung abverlangen.

Bodo Bost

Über die Hälfte der Bewer-
ber um die dänische
Staatsbürgerschaft haben

2016 die Prüfungen nicht bestan-
den. Dabei sind die Hürden nicht
gerade hoch. Wer nicht mit dem
Gesetz in Konflikt geraten ist,
kann nach einem siebenjährigen
Aufenthalt ein „vollwertiger Dans-
ke“ werden. Dazu muss man einen
Wissens test mit 40 Fragen (davon
müssen 32 richtig be-
antwortet werden) be-
stehen, der das Basis-
wissen des dänischen
Staatsbürgers abfragt.
Die Antragsteller

sollten sich allerdings
schon ein wenig mit
dänischer Geschichte
und Kultur beschäftigt
haben, bevor sie den
Fragebogen ausfüllen.
Zudem sind ausrei-
chende Kenntnisse der
dänischen Sprache für
den Alltagsgebrauch
erforderlich.
Wie schon im Jahr

zuvor wurden von den Befürwor-
tern einer multikulturellen Ge-
sellschaft die Tests als zu schwer
kritisiert. Dabei fielen vor Jahres-
frist 63 Prozent der Bewerber
durch. Bei einer tolerierten Aus-
fallquote von 20 Prozent der Fra-
gen, die falsch beantwortet wer-
den dürfen, ist das schon beacht-

lich, wenn man bedenkt, dass die
Bewerber künftig als Staatsbürger
eine Stütze des Gemeinwesens
werden wollen. 
Dänemark gibt seine Staatsbür-

gerschaft nicht zum Nulltarif her.
Von der dänischen Volkspartei
über die liberale Venstre bis zu
den Sozialdemokraten gibt es in-
zwischen einen politischen und
gesellschaftlichen Konsens darü-

ber, dass Dänemark dänisch blei-
ben soll. Nur vier kleine linke und
linksextreme Parteien im König-
reich sind da anderer Meinung.
Sie stellen aber nur 38 Abgeord-
nete in dem 179 Sitze umfassen-
den Folketing. Da die Sozialdemo-
kraten nach den kommenden
Wahlen eine Koalition mit der Dä-

nischen Volkspartei nicht aus-
schließen – sie hätten zusammen
die Mehrheit –, wird sich an die-
sem Grundsatz nichts ändern. 
Im Vorjahr erwies sich die Frage

nach dem Autor des Romans
„Lykke-Per“ (Pontoppidan) als zu
schwer. Auch die Frage, wie die
Zeit in der ersten Hälfte des 
19. Jahrhunderts, in der die däni-
sche Kultur aufblühte, genannt

wurde (Goldenes Zeit-
alter), konnten 54 Pro-
zent der Möchtegern-
Dänen nicht beantwor-
ten. Im Jahr zuvor er-
wies sich die legendäre
Olsenbande als „Stol-
perstein“.
Immerhin wussten

94 Prozent der Bewer-
ber, dass in Dänemark
Gerichte die „juristi-
sche Macht“ haben
und dass 94 Prozent
der Gastarbeiter Däne-
marks aus der Türkei,
Jugoslawien und Paki-
stan stammen. Der

Nachschub an Neu-Dänen wird
von der politischen Führung re-
duziert. 2016 kamen monatlich ei-
nige 100 Asylbewerber nach Dä-
nemark. 2015 gab es noch 21000
Asylgesuche. Ministerpräsident
Rasmussen will Dänemark für un-
gebetene Gäste möglichst unat-
traktiv machen. Hans Lody

Nicht mehr willkommen
Dänen schrecken ab – »Lykke-Per« und »Olsenbande« als Hindernis 

Ende des Shuttle-Dienstes
Italiens harte Linie – Neue Regeln für die Rettung von Flüchtlingen

Schleuser-Schiffe 
der NGOs müssen
sich an Kodex halten

AUSLAND

»Die Opposition in der Türkei schöpft 
gerade enorme, neue Hoffnung«

Streit mit 
Ryanair

Kiew/Dublin – Vier neue Linien
nach Kiew und sieben Verbindun-
gen von Berlin sowie weiteren EU-
Städten aus nach Lemberg sollte
das irische Billigflugunternehmen
Ryanair ab Herbst bedienen. Doch
nun hat Ryanair überraschend an-
gekündigt, seine Ukraine-Pläne
auf Eis zu legen. Als Grund gab
Ryanair an, die Verhandlungen
mit dem Kiewer Flughafen seien
gescheitert, da die Leitung die
„hochpreisigen Airlines schützen“
wolle. Aus Sicht des Manage-
ments des Kiewer Flughafens hät-
ten die Bedingungen von Ryanair,
die unter anderem eine Beteili-
gung an Duty-Free-Einnahmen
vorsahen, dem Flughafen einen
Verlust von zirka 67 Millionen Eu-
ro beschert. MRK

Nicht allen Türken ist zum Feiern zumute: Teilnehmer an den Jubiläumsfeierlichkeiten vom 15. Juli
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MELDUNGEN

Unklares
Urteil

Nürnberg – Ist das Tarifeinheits-
gesetz der Arbeitsministerin An-
drea Nahles rechtens? Soll es klei-
nen Fachgewerkschaften wie der
Pilotenvereinigung Cockpit oder
dem Bund Deutscher Forstleute
verboten sein, eigene Tarifverträ-
ge durchsetzen? Darüber urteilte
jetzt das Bundesverfassungsge-
richt. Das Urteil ist von großer
Tragweite. Das Tarifeinheitsgesetz
beschränkt die Macht der kleinen
Gewerkschaften. Es verhindert
wochenlange Streiks, in denen
einzelne organisierte Berufsgrup-
pen wie etwa die Lokführer den
deutschen Bahnverkehr nahezu
lahmlegen. Eindeutig fiel der
Nürnberger Richterspruch aller-
dings nicht aus. Zwar wurde das
Tarifeinheitsgesetz grundsätzlich
bestätigt – aber mit mehreren
Einschränkungen. Außerdem
bleibt das Urteil in entscheiden-
den Punkten sehr vage. So darf ei-
ne größere Gewerkschaft den Ta-
rifvertrag der kleinen nur dann
verdrängen, wenn vorher deren
Interessen „ernsthaft“ und „wirk-
sam“ berücksichtigt wurden. Eine
nähere Erklärung dazu blieb aus.
Außerdem hat die kleinere Ge-
werkschaft weiterhin das Recht,
dem Arbeitgeber ihre Vorstellun-
gen vorzutragen. Derzeit interpre-
tieren praktisch alle Streitpar-
teien das Urteil zu ihren Gunsten.

FH
(siehe dazu auch den Pro- und
Kontra-Kommentar auf Seite 8)

Von Arbeitgeberseite wird unter
Hinweis auf einen unterstellten
Fachkräftemangel eine systema ti -
sche Anwerbung von Ausländern
gefordert. Doch droht Deutschland
wirklich ein Fachkräftemangel?

„Fast 700000 Versicherte haben
inzwischen die neue abschlags-
freie Rente mit 63 in Anspruch ge-
nommen. Das hat für Betriebe und
Beitragszahler schmerzhafte Fol-
gen“, klagt der Präsident der
Bundesvereinigung der Deutschen
Arbeitgeberverbän-
de (BDA), Ingo Kra-
mer. Zeitungen der
Funke-Mediengrup-
pe zitieren den Ar-
beitgeberpräsiden-
ten auch mit der
Forderung, es müs-
sten systematisch
Fachkräfte aus an-
deren Ländern an-
geworben werden,
„auch aus europäi-
schen Nachbarstaa-
ten, wo Arbeitslo-
sigkeit herrscht“.
Hintergrund ist

die Tatsache, dass,
während in
Deutschland die of-
fiziell ausgewiesene
Arbeitslosenquote
mittlerweile unter
die Vier-Prozent-
Marke gefallen ist,
der europäische
Durchschnittswert
gut fünf Prozent-
punkte darüber
liegt. Länder wie
Spanien und Grie-
chenland weisen
sogar Arbeitslosen-
quoten von über
20 Prozent auf. 
Die Agentur für

Arbeit schließt sich den regelmä-
ßig laut werdenden Klagen über
einen generellen Mangel an Fach-
kräften nicht an. In der „Fachkräf-
teengpassanalyse“ der Agentur ist
etwa zu lesen: „Aktuell zeigt sich
nach der Analyse der Bundes-
agentur für Arbeit kein flächen-
deckender Fachkräftemangel in

Deutschland.“ Die Arbeitsmarkt-
experten bestätigen lediglich, dass
es in einigen Regionen und Bran-
chen schwieriger
sei, gute Arbeits-
kräfte zu finden
als in anderen.
Unter den markt-
wirtschaftlichen
Bedingungen von
Angebot und
Nachfrage gäbe es für dieses Pro-
blem allerdings eine sehr effizien-
te Lösung, nämlich größere finan-

zielle Anreize, sprich höhere Ge-
hälter. 
Skepsis hinsichtlich des Gere-

des vom Fachkräftemangel ist
auch aus einem anderen Grund
angebracht. Mit der zunehmenden
Digitalisierung des Wirtschaftsle-
bens steht der deutsche Arbeits-
markt vor einem tiefgreifenden

Umbuch. Die Zunahme bei der
Rechnerleistung, die Vernetzung
über das Internet und die Ent -

wick lung künstlicher Intelligenz
haben dazu geführt, dass sich in-
zwischen immer mehr Routine-

aufgaben durch Computerpro-
gramme lösen lassen. 
Welche Dimensionen diese Ent-

wicklung annehmen wird, zeigt
eine Untersuchung der Unterneh-
mensberatung A.T. Kearney aus
dem Jahr 2015 auf. Demnach weist
fast ein Viertel, nämlich 300 von
1300 untersuchten Jobprofilen auf

dem deutschen Arbeitsmarkt in
den nächsten beiden Jahrzehnten
ein hohes Automatisierungsrisiko

auf. Zu den Be-
rufsgruppen, die
sich durch die Di-
gitalisierung auf
große Verände-
rungen einstellen
müssen, gehören
künftig nicht nur

Arbeiter im Blaumann, sondern
auch viele kaufmännische Ange-
stellte und Akademiker, die bis-

lang als unersetzbar galten. Die
Fortschritte bei der künstlichen
Intelligenz werden sich nämlich
zunehmend auch auf Berufe aus-
wirken, die bislang als zukunftssi-
cher galten. Als besonders hoch
wurde die Wahrscheinlichkeit ei-
ner Automatisierung bei Büro-
und Sekretariatstätigkeiten, bei

Berufen in Verkauf und Gastrono-
mie, im kaufmännischen Bereich
und in der technischen Betriebs-
wirtschaft eingeschätzt. 
„In 20 Jahren wird fast die Hälf-

te der heutigen Arbeitsplätze in
Deutschland durch Roboter er-
setzt werden, die die Jobs effizien-
ter erledigen können“, so die Ein-
schätzung, die der Europachef von
A.T. Kearney bereits vor zwei Jah-
ren abgab. Vor diesem Hinter-
grund könnte das derzeit zu beob-
achtenden Sinken der Arbeitslo-

senquote bereits in
einigen Jahren wie-
der beendet sein.
Zumindest in einer
Übergangsphase
könnte dann auf
Deutschland sogar
eine Zeit sehr dra-
stisch steigender
Arbeitslosenzahlen
zukommen. 
Allerdings steckt

in der Digitalisie-
rung auch eine gro-
ße Chance für
Deutschland. So ist
absehbar, dass die
Technologie nicht
nur viele Arbeits-
plätze wegfallen las-
sen wird, sondern
langfristig auch völ-
lig neue Berufe ent-
stehen. Ökonomen
der Unternehmens-
beratung Accenture
haben berechnet,
dass bei einem brei-
ten Einsatz künst-
licher Intelligenz
die Wirtschaftslei-
stung in Deutsch-
land Mitte der
2030er Jahre um
jährlich drei Pro-
zent wachsen könn-

te. Der prognostizierte Wert liegt
deutlich über den derzeitigen
Wachstumsraten. Dieser Wachs-
tumsschub könnte sich zu einer
Zeit einstellen, in der sich in der
deutschen Gesellschaft immer
stärker die Folgen der Überalte-
rung der Gesamtbevölkerung be-
merkbar machen. Norman Hanert

Droht wirklich Fachkräftemangel?
Die Digitalisierung des Wirtschaftslebens wird auch viele anspruchsvollere Arbeitsplätze gefährden

Der Bundesregierung genügt
es nicht, im eigenen Land
eine Energiewende vollzo-

gen zu haben. Am deutschen We-
sen soll die Welt genesen, und so
soll Frankreich dem deutschen
Vorbild folgen. Die deutsche Re-
gierung fordert vehement die
Schließungen französischer Kern-
kraftwerke. Ihr ist vor allem das
Werk im lothringischen Cattenom
ein Dorn im Auge, das nur wenige
Kilometer von der saarländischen
Grenze entfernt steht. Auch die
benachbarten Luxemburger ma-
chen Front gegen dieses Werk, in
dem es im vergangenen Jahr zu
mehreren Störfällen gekommen
ist, die allerdings alle glimpflich
verliefen. 
Frankreich, bislang eine Hoch-

burg der Kernenergie, betreibt zur-
zeit 58 Reaktoren, die drei Viertel
des französischen Stroms produ-
zieren. Nach Angaben des franzö-
sischen Umweltministers Nicolas
Hulot könne man aber mittelfristig
bis zu 17 Atomreaktoren abschal-
ten. Dies sei wegen des Energie-
wende-Gesetzes nötig, das eine
Reduzierung des Kernkraftanteils
an der Stromproduktion auf
50 Prozent bis 2025 vorsehe, sagte
er dem französischen Radiosender
RTL. Das Ziel einer Senkung des
Atomstromanteils war vor zwei
Jahren während der Präsident-

schaft des Sozialisten François
Hollande beschlossen worden. 
Doch die Umsetzung der Ener-

giewende in Frankreich verläuft
schleppend. So gibt es bisher nur
für das Atomkraftwerk Fessenheim
einen Plan zur Schließung, und
selbst diese im Elsass und damit
ebenso wie Cattenom nahe der
deutschen Grenze gelegene Anla-
ge soll erst 2019 vom Netz gehen,
wenn dafür ein neues Werk an den
Start geht. Dies hat die Électricité
de France SA (EDF) noch unter der

Präsidentschaft von Hollande
durchgesetzt. Die zu 83 Prozent im
Staatsbesitz befindliche Elektrizi-
tätsgesellschaft ist ein großer Ar-
beitgeber, ein im krisengeschüttel-
ten Frankreich nicht unerheb-
licher Faktor. 
Viele der Reaktoren sind inzwi-

schen in die Jahre gekommen, und
in spätestens zehn Jahren wird
Frankreich vor der Frage stehen:
stilllegen oder modernisieren.
Folgt die Grande Nation statt der
Bundesrepublik und der Schweiz
dem internationalen Trend, ent-

scheidet sie sich gegen eine Stillle-
gung. 20 neue Reaktoren seien in
den vergangenen zwei Jahren ans
Netz gegangen, erklärt der Direk-
tor der Internationalen Atomener-
giebehörde (IAEA), Yukiya Ama-
no. Damit produzierten in 30 Län-
dern 449 Reaktoren die größte bis-
her installierte Leistung von
392 Gigawatt. 60 Reaktoren seien
im Bau, vor allem in Asien. 
Vor wenigen Wochen hat US-

Präsident Donald Trump eine
Wende in der heimischen Energie-
politik angekündigt, allerdings hin
zu mehr Exporten und Atomkraft.
Sein Land stehe vor einer „golde-
nen Ära“, in der es durch eine do-
minierende Rolle am Energie-
markt seine weltweite Vormacht-
stellung untermauern werde. Sei-
ne Regierung werde nach Wegen
suchen, um der heimischen Nu-
klearindustrie zu einer Renais -
sance zu verhelfen. Es gelte, die
Atomenergie im Vergleich zu Erd-
gas und sogenannten Erneuerba-
ren Energien wettbewerbsfähiger
zu machen. 
Die Energiewende, das milliar-

denschwere Lieblingsprojekt von
Angela Merkels Bundesregierung,
hat bis heute also keine nennens-
werten Nachahmer gefunden. Für
die deutsche Wirtschaft ist dies
ein massiver Wettbewerbsnachteil.

Peter Entinger

Die Bemühungen der Volks-
republik China (VRC), die
eigene Währung als Kon-

kurrenz zum US-Dollar im inter-
nationalen Ölhandel zu etablieren,
werden konkreter. Nachdem dies
schon länger angekündigt worden
war, soll in diesem Jahr nun am Fi-
nanzmarkt in Shanghai der Han-
del mit Ölpreiskontrakten auf der
Basis der chinesischen Währung
beginnen. 
Seit dem Zweiten Weltkrieg ist

an den Märkten die Notierung von
Rohölpreisen in US-Dollar der
Standard. Die fast ausschließliche
Dollarfakturierung gilt als ein
Grundbaustein für den Status des
US-Dollars als Weltleitwährung. 
Chinas Bemühungen, im inter-

nationalen Handel dem Dollar
Konkurrenz zu machen, sind mitt-
lerweile nicht mehr zu übersehen.
Die Ausgangsbedingungen für die
Chinesen sind günstig. Das Reich
der Mitte hat die Vereinigten Staa-
ten als weltweit größten Impor-
teur von Rohöl abgelöst. Dies liegt
zum einen am gewachsenen Be-
darf der Chinesen, aber auch an
der gestiegen Nutzung heimischer
Ölvorkommen in den USA. Ent-
sprechend groß ist inzwischen die
Verhandlungsmacht der chinesi-
schen Führung, aber auch das
Interesse öl- und gasproduzieren-
der Staaten am Kunden China. 

Recht eng sind die wirtschaft-
lichen Kontakte der Chinesen in-
zwischen zu Katar. Noch domi-
niert im Handel zwischen dem
Emirat und der Volksrepublik der
US-Dollar, allerdings wurden
nach Angaben des US-Senders
CNBC in den vergangenen zwei
Jahren bereits Renminbi-(Yuan)-
Geschäfte im Volumen von umge-
rechnet 86 Milliarden Dollar über
den Yuan abgewickelt. So ist in
Katars Hauptstadt Doha seit dem
Jahr 2015 eine chinesische Ver-

bindungsbank aktiv, über die Tei-
le des bilateralen Handels in Yuan
abgewickelt werden. 
Im März dieses Jahres war der

saudische König Salman bin Ab-
dulaziz in Peking und hat Ab-
sichtserklärungen und Investi-
tionsvereinbarungen im Wert von
65 Milliarden Dollar unterzeich-
net. Teil der Vereinbarungen war
eine chinesisch-saudische Koope-
ration nicht nur in der Raumfahrt,
sondern auch in den Bereichen
Finanzen und Energie. Bereits seit
dem Jahr 2015 ist China wichtig-

ster Handelspartner der Saudis.
Sollten die Saudis eines Tages die
Bezahlung ihrer Öllieferung in
Yuan statt in Dollar akzeptieren,
könnte es wegen der wichtigen
Rolle der Saudis in der OPEC zu
einem Dominoeffekt kommen. 
Trotz der gewachsenen Bedeu-

tung Chinas als Absatzmarkt für
saudisches Öl dürfte sich die Füh-
rung in Riad einen solchen Schritt
allerdings reiflich überlegen. Die
Gegenleistung für die saudische
Dollarfakturierung im Ölhandel
war bislang nämlich der militäri-
sche Schutz des saudischen Kö-
nigreiches durch die USA, und da
haben die Chinesen bis jetzt noch
nichts Adäquates anzubieten. 
Bei dem Versuch, den US-Dol-

lar abzulösen, könnten die Chine-
sen wertvolle Schützenhilfe von
Russland erhalten. Die Russen
scheinen den Saudis die Rolle als
wichtigster Öllieferant Chinas zu-
nehmend streitig zu machen. Laut
Zahlen der Zollstatistik übertra-
fen im Jahr 2016 erstmals die rus-
sischen Öllieferung in das Reich
der Mitte diejenigen Saudi-Ara-
biens. Bereits im Juni 2015 be-
richtete die „Financial Times“,
dass Russlands drittgrößter Ölför-
derer Gazprom Neft seine Ölliefe-
rungen über die Ostsibirien-Pazi-
fik-Pipeline in der chinesischen
Landeswährung abrechnet. N.H.

China hat die USA 
als größten Importeur
von Rohöl abgelöst

Yuan statt US-Dollar
Die VRC will ihre Währung im internationalen Ölhandel etablieren

Energiewende light
Frankreich folgt nur halbherzig dem deutschen Vorbild

Der internationale
Trend geht 

zurzeit zur Kernkraft

Die Schulden-Uhr:

Gesamtverschuldung:
1.986.921.539.589 €
Vorwoche: 1.986.886.547.488 €

Verschuldung pro Kopf:
24.178 €
Vorwoche: 24.177 €

(Dienstag, 18. Juli 2017, 
Zahlen: www.steuerzahler.de)

WIRTSCHAFT

Die Arbeitgeberseite fordert mit Hinweis auf
den unterstellten Mangel eine 

systematische Anwerbung von Ausländern

Schon jetzt kostet die Automatisierung viele Arbeitsplätze: Fahrerlose Transportsysteme bei Volkswagen in Zwickau Bild: Imago
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Nein, so schnell wirft mich
nichts mehr um. Ich habe
viel erlebt, so manches da-

von wünsche ich meinem ärgsten
Feind nicht. Inzwischen ist mir
auch längst klar, dass eine gesunde
Portion Neugier und reges Interes-
se an den Dingen, die unser Leben
so gestalten, nicht immer nur ange-
nehme Folgen haben. Im Gegenteil,
manchmal wünsche ich mir, ein-
fach nur noch dumpf und träge
durch die Gegend dümpeln zu dür-
fen, bar jeder geistigen Bestands-
aufnahmefähigkeit, ohne all die vielen
Missstände wahrzunehmen, ohne auch
ständig darüber nachzudenken, wohin
dieser inzwischen überall grassierende
Irrsinn, diese maßlose Verwirrung, uns
noch führen wird. Bloß nicht denken,
hämmert es dann zu-
weilen an meiner
Schläfe, bloß bitte
nicht denken! Aber
wie soll man dieses
Mantra einhalten, bei
all der noch größeren
Tollheit, die sich täg-
lich neu vor uns auftut und inzwischen ei-
nem Turmbau zu Babel gleichkommt. 
Hier nur zwei Themen der letzten Wo-

chen, darüber, was Menschen sich gegen-
seitig antun, im Namen von Fortschritt
und Wissenschaft. Unsere so „fortschritt-
liche“ Wissenschaft, die längst fortschrei-
tet von den Grundpfeilern, die uns zumin-
dest bis heute als Gemeinschaft zu-
sammenhielten und letztendlich überle-
ben ließen. Doch damit scheint es echt
vorbei zu sein, rüsten wir uns vorsorglich
für den Untergang. Lange kann es nicht
mehr dauern.
Thema 1: Männer sollen Gebärmütter

eingepflanzt bekommen, damit sie end-
lich selbst „Mutter“ werden können. Als
die Gynäkologin Dr. Arianna D’Angelo
vom NHS-Fruchtbarkeits-Institut in Wales
letzte Woche stolz verkündete: „Wir haben
bereits Fruchtbarkeitskonservierung für
Transgender, um ihnen die Möglichkeit zu

geben, ihr eigenes genetisches Kind zu
haben“, fürchtete ich kurz, hintenüber zu
kippen. Der Unterschied, so die Ärztin,
sei zwischen dieser Vorgehensweise und
einer gewöhnlichen Geburt demnach
nicht sehr groß. Ah, ja. Wusste ich bislang

noch nicht, aber der
Mensch lernt ja nie
aus. Die „Bild“-Zei-
tung schrieb dazu:
„Professor Steven
Weyers vom Uni-Kli-
nikum Gent/Belgien
glaubt, dass Gebär-

mutter-Transplantationen für Männer in
,vielleicht einem Jahrzehnt‘ Realität sein
werden.“ Außer mit meinem Schwächean-
fall möchte ich die Meldung nicht weiter
kommentieren.
Thema 2: Kinder sind schlecht fürs Kli-

ma! Kein Fake, sondern Medien wie auch
Wissenschaft scheint es bitterernst damit.
Wir sollten uns auf eine neue, politisch
korrekte Diskussion vorbereiten, sie
kommt so sicher wie das Amen in der Kir-
che. Da strahlte der WDR-Hörfunk also
am ersten Mittwoch dieses Monats eine
Sendung aus mit dem Titel: „Was hilft ge-
gen den Klimawandel?“ Im Interview irr-
lichterten Moderatorin und Expertin
durch einen offenbar von Intelligenz und
Sachverstand gänzlich befreiten Raum.
Schwedische Forscher legten nahe, so die
also von der Sache mehr als überzeugt
klingende, äußerst eifrige Reporterin, dass
die Menschheit zwar schon einiges tue,

um dem Klimawandel entgegenzutreten
(etwas ältere Leser erinnern sich in die-
sem Zusammenhang bestimmt noch an
die CO2-Schadstoff-Ausstoß-Diskussion
durch die von Blähungen geplagten Kühe
dieser Erde), aber das alles reiche noch
längst nicht. Denn da sitzt ein bislang un-
erkannter Feind! Und den haben diese
beiden emanzipierten, wissenschaftlich
ausgebildeten Radio-Damen nun ent-
deckt, entlarvt, gestellt, und – jawohl –
man wird ihnen nicht mehr entkommen
können! 
Originalton der WDR-Moderatorin:

„Schwedische Forscher legen nämlich na-
he, dass wir das echte, heiße Eisen noch
gar nicht anpacken – offenbar gibt es ein
großes Tabu!“ Die Moderatorin spricht die
WDR-Reporterin Anne Preger an, eine of-
fensichtlich renommierte, gewiss gut
durchfeminisierte Mitarbeiterin: „Ja, um
das Tabu jetzt doch mal anzupacken, was
sind die schmerzhaften Fakten? Was soll-
ten wir tun, damit die Erde nicht im Kli-
makollaps endet?“ Preger pariert dienst-
beflissen und beginnt aufzuzählen: Vier
Dinge würden schwedische Forscher nen-
nen, die alle mit Verzicht zu tun hätten,
die aber „wirklich was bringen würden“:
„Nämlich aufs Auto verzichten, vegan es-
sen, also auf Fleisch oder Milchprodukte
verzichten, weniger Flugreisen, vor allem
weniger Langstrecke, und das vierte ist 
– das ist eigentlich so das richtig große Ta-
bu, über das bislang so gar nicht geredet
wird: Kinder!“ Nochmal: Kein Fake: „Der

größte Beitrag, den ein einzelner Mensch
leisten kann, um den Klimawandel einzu-
dämmen, ist, weniger Kinder zu bekom-
men!“ Im emanzipierten Brustton einer
möglicherweise kinderlosen Karrierefrau
geht es dann weiter mit derartig sinnbe-
freiten Argumenten, wie ich sie – ich ge-
be es ehrlich zu – in einer solch verqua-
sten Grütze verrührt – noch nie zuvor in
meinem Leben gehört habe: „So’n Kind
setzt in seinem Leben ja dann auch wie-
der viele Treibhausgase frei und trägt zur
Erderwärmung bei.“ Ja, Krutzifümpferl,
dann sollten wir uns doch gleich alle am
besten vom Acker machen, oder? Aber,
diese sogenannte Radiodiskussion war
noch nicht zu Ende. Denn die (inzwischen
könnte ich fast wet-
ten, dass sie kinderlos
sein muss, diese
WDR-Frau) also die
Kinder, die würden ja
dann auch wieder
Kinder bekommen,
und die auch wieder
und so weiter. Na, was für eine Neuigkeit,
oder? Auf diese Weise jedenfalls hatten
wir Menschen, ich wiederhole es, unser
Überleben gesichert. Aber jetzt? Pupsen-
de Kinder, die später wieder pupsende
Kinder bekommen, die auch in den töd-
lichen Diesel-Autos zur Kita gefahren
werden, nee, da ist jetzt mal Schluss! 
Die wissenschaftlich hoch interessierte

Frau referiert engagiert weiter: „Schwedi-
sche Forscher aus Lund haben das jetzt

mal aufs Kalenderjahr umgerech-
net, das ist ja wie Zins und Zinses-
zins, und wenn man sich das an-
guckt, dann ist der Effekt, den man
auslöst, wenn man ein Kind weni-
ger bekommt, zehn- bis 20-mal
größer, als wenn man komplett aufs
Auto verzichtet oder in dem Jahr
dann keine Fernreise macht!“ 
Selbst die Moderatorin atmete

kurz durch: Das sei in der Tat eine
„heftige Ansage“. Man hofft in dem
Moment, dass sie beide schallend
lachen und den gelungen Witz nun

endlich aufklären möchten. Doch sie erör-
tern eisern weiter: „Ich frag mich, was das
in der Konsequenz bedeutet …“, „die Di-
mension wird hier klar …“, „ja, aber was
folgen kann daraus, ist ja nicht, dass eine
Ein-Kind-Politik wie in China entsteht …“,
die habe schließlich auch nicht für besse-
re Emissionswerte gesorgt, so die beiden
Fachfrauen. Und dann kommt genau das,
was ich schon befürchtet hatte: Man brau-
che jetzt dringend eine öffentliche, breit
angelegte Debatte zu dem Thema. Denn
schließlich würden nahezu alle Regierun-
gen weltweit zwar über umweltverträg-
licheres Verhalten diskutieren, aber „kei-
ne dieser Regierungen ermuntert die eige-
nen Bürger, über den Kinderwunsch

nachzudenken und
vielleicht ein Kind
weniger zu kriegen“.
Es wird dann noch er-
läutert, dass ein Kind
in unseren Breiten-
graden viel mehr Um-
weltgifte produziere

als „ein Kind in Tansania“. 
Die beiden Damen hatten übrigens we-

der den aktuellen Babyboom in Deutsch-
land erwähnt, noch die Prognose von
1,1 Millionen Schülern zusätzlich für die
nächsten sieben Jahre, aufgrund der be-
dingungslosen Einwanderungspolitik der
Bundeskanzlerin. Aber was soll’s, wer
weiß schon, ob die Menschheit bis dahin
nicht längst im Emissionsnebel der Ver-
gessenheit versunken ist.

Die Autorin: Eva Hermans Buch »Das Eva-
Prinzip« erreichte 2006 hunderttausende Leser.

Weitere Bestseller über Medien, Familie, 
Mutterschaft und Spiritualität folgten. Die 

ehemalige ARD-Moderatorin, die 1958 in Emden
geboren wurde, lebt in Hamburg. 

Wo zwei Juristen, dort gibt es
drei Meinungen. Deshalb

hilft eine Wertung des Urteils des
Bundesverfassungsgerichtes hier
nicht weiter. Schauen wir uns
stattdessen die einschlägigen
Sachverhalte an. Die Gewerk-
schaften des DGB verlieren Mit-
glieder. Die Lohnentwicklung in
Deutschland ist im europäischen
Vergleich spärlich. 3,1 Millionen
Menschen in Deutschland verdie-
nen trotz Arbeit so wenig, dass sie
als arm gelten. Von 2008 bis 2013
ist dies ein Plus von 25 Prozent.
Vertreten die DGB-Gewerkschaf-
ten mit Nachdruck die Interessen
der arbeitenden Bevölkerung? 
Das Gesetz zur „Tarifeinheit“,

das Arbeitsministerin Andrea
Nahles durch Bundestag und
Bundesrat gebracht hat, ist ein Ge-
fälligkeitsgesetz, um den schwind-
süchtigen DGB zu stärken. Die
nun benachteiligten Gewerkschaf-
ten, der Beamtenbund, die Ge-
werkschaft der Lokführer, die
Ärztegewerkschaft Marburger
Bund, die Pilotengewerkschaft
und die des Bodenpersonals ha-
ben fast immer bessere Lohner-
gebnisse erreicht als der rote DGB.
In einer Zeit, wo eine steigende
Anzahl von Arbeitnehmern nicht
mehr vom selbstverdienten Lohn
leben kann, ist das eine wichtige
Frage für die „Mitte der Gesell-
schaft“. Zudem sind fast alle klei-
nen Fachgewerkschaften bürger-
lich orientiert, während der DGB
von der SPD, den Linken und so-
gar von den Grünen dominiert
wird. Klaus Gröbig

Der Verfasser ist freier Personal-
rat bei der Deutschen Rentenver-
sicherung Bund

Dass die Spezialgewerkschaf-
ten von Lokführern, Ärzten

und Piloten oft bessere Lohner-
gebnisse erreichen als der DGB
wäre ja durchaus begrüßenswert
– wenn sie diese nicht nur für ih-
re eigene kleine Klientel erkämp-
fen würden, die in der Regel oh-
nehin meist schon innerhalb der
Betriebsbelegschaften privilegiert
ist. Häufig resultiert ihre privile-
gierte Stellung aus ihrer großen
Bedeutung für den Betriebsab-
lauf, was ihre Streiks besonders
wirkungsvoll und sie deshalb be-
sonders streikfreudig macht. Wer
also weder eine zunehmende
Lähmung unserer Volkswirt-
schaft durch Streiks noch die von
kleinen Funktionseliten-Gewerk-
schaften unsolidarischerweise
angestrebte stärkere Gehalts-
spreizung in den Betrieben will,
muss das Urteil des Bundesver-
fassungsgerichts begrüßen.
Wer das Grundprinzip: ein Be-

trieb, eine Gewerkschaft, ein Tarif
ablehnt, möge sich die Wirtschaft
Großbritanniens vor der That-
cher-Ära ansehen. Sie war statt
der für die Bundesrepublik typi-
schen Branchen- von starken Be-
rufsgewerkschaften geprägt.
Durch die enge Verzahnung An-
gehöriger unterschiedlichster Be-
rufsgruppen in einem modernen
Industriebetrieb brauchten nur
die Angehörigen einer Berufsge-
werkschaft zu streiken, um gleich
mehrere Branchen lahmzulegen.
Das Ergebnis nannte man „engli-
sche Krankheit“. Großbritannien
hat diese Krankheit durch Marga-
ret Thatchers bittere Medizin
überwunden. Ich will nicht, dass
ohne Not nun wir das alles
durchmachen. Manuel Ruoff

Missglücktes Jubiläum
Von Gernot Facius

Wer es noch nicht mitbe-
kommen hat: Der
31. Oktober ist diesmal

bundesweit ein Feiertag – zur Erin-
nerung an Martin Luthers Thesen-
anschlag vor 500 Jahren. Doch sei-
ne evangelische Kirche hat ein
Problem. Sie weiß nicht recht, was
sie feiern soll, und das schlägt sich
auch in den weit hinter den Er-
wartungen zurückbleibenden Teil-
nehmerzahlen des Reformations-
jubiläums nieder – mehr Flop als
Top. „Luther ist die Pleite des Jah-
res“, titelte die „Frankfurter Allge-
meine Zeitung“. 
Mit Verlaub, das ist zu dick auf-

getragen. Die Pleite betrifft eher
seine Kirche in ihrer politisierten
Gestalt, von welcher der Reforma-
tor sich wahrscheinlich mit einem
derben Wut-Wort abwenden wür-
de. Das Luther-Programm der
Evangelischen Kirche in Deutsch-

land (EKD) zeuge von einem um-
fassenden Harmoniebedürfnis, das
jede Polarisierung vermeide und
damit auch wenig Aufmerksamkeit
auf sich ziehe, bemerkte der Theo-
logieprofessor
Friedrich Wil-
helm Graf. Ein
anderer seiner
Zunft formulierte
es drastischer:
Man versuche,
den Wittenberger
zum „Schoßhündchen“ zu ma-
chen, und weiche der Frage aus, ob
die Reformation noch mehr als ei-
nen historischen Erinnerungswert
habe. Um mit dem ZDF-Mann Pe-
ter Hahne zu sprechen, der vor ei-
ner „Wünsch-Dir-Was-Botschaft“
gewarnt hat: Wo Luther draufstehe,
müsse Bibel drin sein, sonst sei der
Tatbestand des Etikettenschwin-
dels gegeben. Eine Anspielung auf

die zeitgeistaffine Deutung oder
Umdeutung der Schrift. Die EKD-
Verantwortlichen haben sich lange
darum bemüht, die katholischen
Bischöfe mit ins Boot zu holen, ein

„Chr i s tus fes t “
sollte die Ge-
meinsamkeiten
beschwören. 
Das ist in einer

wichtigen Frage
misslungen. Der
Rat der EKD hat

sich für die „Ehe für alle“ stark ge-
macht, ist also von der neutesta-
mentlichen Sicht und von Luther
abgerückt, nach der die Ehe als
Verbindung von Mann und Frau
besteht. Im Grunde ein ethischer
Bruch mit Rom und den Orthodo-
xen, natürlich auch mit einem Teil
der Evangelikalen, der das Jubi-
läum belastet. Pfarrer Ulrich Par-
zany, der Vorsitzende des „Netz-

werks Bibel und Bekenntnis“,
nahm kein Blatt vor den Mut: Eine
Kirche, die einen solchen „Fort-
schritt“ zustimme, werde zum
Speichellecker der Gesellschaft.
Die Aufgabe der Kirche sei es, sich
am Wort Gottes zu orientieren 
– und nicht an den wechselnden
Moden der Zeit. 
Muss man auch noch daran er-

innern, dass sich der Mainstream-
Protestantismus längst von Luthers
Verurteilung des Korans als
„schändliches Buch“ distanziert
hat und Warnungen vor dem Islam
als „Dialog-Hindernis“ bezeich-
net? Man tut sich schwer mit dem
Wittenberger. 
In dieser Hilflosigkeit greift man

zu knalligen Botschaften. In Bonn
zum Beispiel lädt der evangelische
Kirchenkreis mit dem Slogan „Lu-
ther – teuflisch gut“ zu einer „Re-
formationsgala“ ein.

Nach Angaben
der 
Evangelischen
Kirche Berlin-
Brandenburg-
schlesische 
Oberlausitz die
erste gleichge-
schlechtliche
Trauung der
Landeskirche: 
Sven Kretschmer
(l.) und Tim
Schmidt-
Kretschmer 
küssen sich 
nach dem 
Ja-Wort am
12. August 
vergangenen
Jahres in der
Marienkirche 
in Berlin

Bild: pa

Die Pleite betrifft eher
seine Kirche als 

Martin Luther selbst

Frei gedacht

Schadstoff-Emission
durch Kinder

Von EVA HERMAN

Die Kolumne: Zwei Publizisten reden Klartext.
Immer abwechselnd, immer ohne Scheuklappen
und immer exklusiv in der PAZ. Dem Zeitgeist
„Gegenwind“ gibt der konservative Streiter

Florian Stumfall. „Frei gedacht“ hat Deutschlands
berühmteste Querdenkerin Eva Herman.

FORUM

Pro Contra

Cockpit und Co.
Das jüngste Urteil des Bundesverfassungsgerichtes (siehe Seite 7) hat
die umstrittene Rolle kleiner Gewerkschaften bei Tarifstreitigkeiten
wieder in den Fokus gerückt. Sind Cockpit und Co. ein notwendiger
Garant für Einkommensgerechtigkeit oder sind es habgierige Verei-
nigungen, die sich auf Kosten des sozialen Friedens bereichern?



Filme, die vom Takt der Musik
bestimmt sind, können nur

Videoclips oder Tanzfilme sein.
Der am 27. Juli in den Kinos star-
tende „Baby Driver“ ist als Action-
film irgendwie ein Mix aus bei-
dem. Hier bestimmt die Musik
den Filmrhythmus durch schnelle
Schnitte, und die wilden Verfol-
gungssequenzen sind choreogra-
fiert wie Tanzschritte.

Die originelle Idee des briti-
schen Regisseurs Edgar Wright da -
hinter: Die Hauptfigur, die we gen
ihres Milchgesichts Baby ge nannt
wird und die den Fluchtwagen
von Bankräubern steuert, übertönt
mittels Kopfhörermusik einen
durch einen Unfall herbeigeführ-
ten Tinnitus. Die Musik, darunter
auch das titelgebende „Baby Dri-
ver“ von Simon & Garfunkel, treibt
den jungen Mann erst zu den
halsbrecherischen Fahrten an. 
„Baby Driver“ ist wegen dieser

musikalischen Grundidee kein
Actionfilm der üblichen Sorte,
auch wenn sich nach einem fina-
len Gemetzel die Reihen lichten.
Das Interesse am stummen Hel-
den bleibt auch dank Filmstar Ke -
vin Spacey als väterlichem Ban-
denchef bis zuletzt bestehen. tws
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Schnelles, helles
Milchgesicht

Die Lage ist ernst. Aber das Publi-
kum hat seinen Spaß: Die Kasse-
ler Weltkunstausstellung docu-
menta 14 will unsere traumati-
sierte Welt heilen.

Vom Zwehrenturm am Rande
des Kasseler Friedrichsplatzes
steigt Rauch auf. Hat dort der
Schwarze Block gebrandschatzt?
Oder gibt da jemand Rauchzei-
chen? Für den Qualm sorgen
Rauchmaschinen, die Daniel
Knorr auf das Dach des Turms ge -
stellt hat. Er ist Teilnehmer der
documenta, der weltweit am mei-
sten beachteten Ausstellung zeit-
genössischer Kunst. Ihr Stamm-
sitz ist Kassel.
Doch diesmal ist alles etwas

anders: Adam Szymczyk, dem
künstlerischen Leiter der docu-
menta, ist Kassel als Schauplatz
nicht genug. Und so hat er Athen
zum gleichberechtigten Gastgeber
der Weltkunstausstellung erho-
ben. Dort läuft die documenta
bereits seit April. Auch darauf
weist Knorrs Rauch hin: Er lässt
ihn zu den Öffnungszeiten der
Athener Schau aufsteigen. Aber
der in Bukarest geborene Künst-
ler verbindet mit seinem Werk
eine noch weit bedeutungsvollere
Botschaft: „Der Rauch kann auch
ein Mahnmal für den Frieden
sein. Es brennt um uns, und es
brennt in unseren Herzen.“
Szymczyk und sein Kuratoren-

team bieten Werke aus der Ver-
gangenheit und eigens für die
documenta hergestellte Arbeiten
von über 160 Künstlern auf. Die
zeigen Gemälde und Grafiken,
Skulpturen, Installationen und
Videos oder führen vor den Besu-
chern künstlerische Aktionen
(Performances) auf. Die Werke
sind auf 30 Spielstätten und im
Außenraum verteilt. 
Zentrum der Schau ist seit der

1955 gezeigten ersten documenta

der älteste Museumsbau des
europäischen Kontinents: das Fri-
dericianum. Diesmal ist es dazu
ausersehen, Athen seinen Tribut
zu zollen. In seine Säle sind Teile
der Sammlung des Nationalen
Mu seums für Zeitgenössische
Kunst (EMST) eingezogen. Dafür
ist der Stammsitz des EMST mo -
mentan eine der zentralen Spiel-
stätten der documenta in Athen. 

Im Fridericianum zeigen die
Athener einige Werke griechi-
scher und internationaler Künst-
ler aus den letzten 50 Jahren.
Katerina Koskina, die Direktorin
des EMST, benennt die gemeinsa-
men Anliegen ihres Museums
und der documenta: Es geht „um
die soziale Rolle der Kunst und

ihre Fähigkeit vorzuführen, unse-
re traumatisierte Welt bloßzustel-
len, zu verwandeln und zu hei-
len“. Neben ihrem Wandtext be -
findet sich ein schönes Beispiel
für diesen Anspruch. 
Die Skulptur des Atheners

Andreas Angelidakis sieht aus
wie ein riesiger Panzer ohne
Kanonenrohr. Er ist aus Sitzmo-
dulen unterschiedlicher Form

und Größe zusammengebaut. Es
ist offensichtlich, dass man den
„Panzer“ verwandeln kann, indem
man die Module anders arran-
giert. Es kommt also immer dar-
auf an, was man aus den Gege-
benheiten macht.
Nicht alle Werke der documen-

ta kommen so pointiert daher. Es

gibt schier endlos erscheinende
Fotoserien, Grafikfolgen und An -
häufungen von Archivalien, deren
Bedeutung sich erst bei geduldi-
gem Studium erschließt. Zuwei-
len sind die den Werken beigege-
benen Kommentare eine nur
mangelhafte Verständnishilfe.
Den üblichen gedruckten „Kurz-
führer“ gibt es nicht. Und das an
seiner statt angebotene „Day -

book“ stellt zwar die lebenden
documenta-Teilnehmer vor, aber
nur gelegentlich ihre in Kassel
präsentierten Werke.
Bei der Wanderung durch die

Spielstätten stechen einige Beiträ-
ge ins Auge. Die Neue Galerie
zeigt die Gemälde „Anatomy Les-
son 1–3“ des Inders K. G. Sub-

ramanyan, auf denen schmerzver-
zerrte Gesichter und verstümmel-
te Körper dargestellt sind. Der
Künstler äußerte: „Man muss
nicht in Anatomiesäle gehen, um
zerstückelte Körper zu studieren.
Man kann sie auf der Straße
sehen. Straßen sind heute freie
Spielfelder für wilde Männer auf
der Pirsch, darauf aus, die Körper
argloser Mitmenschen in die Luft

zu sprengen.“
Einige Räume wei-

ter zeigt der Peruaner
Sergio Zevallos eine
provokante Installa-
tion. Zu der ge hören
„Schrumpfköpfe“, die
er bei künstlerischen
Aufführungen her-
stellt. Deren Grund-
lage sind dreidimen-
sionale Porträts füh-
render Köpfe aus
Politik, Wirtschaft
und Kultur – „men-
schenfressende Per-
sönlichkeiten, deren
Existenz der Auslö-
schung ei nes weiten
Spektrums der
Menschlichkeit ge -
widmet ist“. Eines
der „Opfer“ ist Bun -
desverteidigungsmi-
nisterin Ursula von
der Leyen. 
Nicht zimperlich

ist auch die aus Gua-
temala stammende
Künstlerin Re gina
José Ga lindo. Sie
steht in einem Raum

des Stadtmuseums, in den die
Besucher durch vier Fenster
schauen können. In jedes Fenster
ist ein Modell des Sturmgewehrs
G36 montiert. Das originale
Sturmgewehr ist einer der welt-
weiten Exportschlager der deut-
schen Waffenindustrie. Mit den
Gewehrmodellen können die

Besucher auf die Künstlerin anle-
gen – und wer will, kann abdrük-
ken. Aber nicht nur wie man sich
als potenzieller „Täter“ fühlt, lässt
sich erkunden. Man kann auch
die Stelle der Künstlerin einneh-
men und auf sich zielen lassen.
Dass sich Menschen auf der

Flucht zuweilen genötigt sehen, in
stillgelegten Abflussröhren zu
campieren, hat den Iraker Hiwa K
zu seiner vor der documenta-
Halle erbauten Installation inspi-
riert. Er lud befreundete Künstler
ein, die in mehreren Reihen auf-
gestapelten Steinzeugrohre wohn-
lich einzurichten. Das Kunstwerk
wird trotz seines ernsten Hinter-
grundes vom scharenweise ange-
zogenen Publikum mit Belusti-
gung aufgenommen. 
Das gilt ebenso für die vom

Mexikaner Antonio Vega Macote-
la in der Karlsaue aufgestellte
„Mühle des Blutes“. Ihr Vorbild
sind Holzmaschinerien zur Sil-
bergewinnung aus der frühen
spanischen Kolonialzeit in Süd-
amerika. Im Kreis laufende einge-
borene Zwangsarbeiter schoben
deren Antriebsstangen vor sich
her. Offenbar will uns Macotela
darauf hinweisen, dass die Aus-
beutung des Menschen durch den
Menschen eine lange Tradition
hat. Doch auf der documenta ist
davon niemand ergriffen. Freiwil-
lige vor: Die Kinder und Erwach-
senen an den Antriebsstangen
verstehen die „Mühle des Blutes“
als eine Art Fitness-Gerät, das
beste Publikumsunterhaltung gar-
antiert. Veit-Mario Thiede

documenta 14: Bis 17. September
an zahlreichen Spielstätten und
im Außenraum von Kassel. Geöff-
net täglich 10 bis 20 Uhr, Tages-
karte 22 Euro, Abendkarte (gültig
ab 17 Uhr) 10 Euro, Telefon
(0561) 7072770, Infos im Inter-
net: www.documenta14.de

Galerie der Schrumpfköpfe
Die 14. Kasseler documenta trumpft mit politischen Provokationen auf – Künstlerin setzt Sturmgewehre als Mittel der Kunst ein

Rauchkunst am Zwehrenturm: Daniel Knorrs „Expiration Movement“ (l.), daneben: Daniel García Andújar,
„The Disasters of War/Trojan Horse“ Bilder: Daniel Knorr, VG Bild-Kunst, Bonn 2017, Bernd Borchardt / Mathias Völzke

Perlenfischer im Weltall
Mit »Valerian« kommt der teuerste europäische Film in die Kinos

Seit dem 20. Juli läuft die teu-
erste europäische Filmpro-
duktion in den Kinos. Der

französische Science-Fiction-
Film „Valerian – Die Stadt der tau-
send Planeten“ verschlang etwa
197 Millionen Euro und lässt die
bislang teuerste deutsche Produk-
tion, Tom Tykwers 100 Millionen
Euro teurer „Cloud Atlas“ von
2012, weit hinter sich.
Nun muss „teuer“ nicht gleich

„gut“ bedeuten, aber wenn der
Film das Siegel von Regie-Ass Luc
Besson trägt, dann lässt das eini-
ges erwarten. Der französische
Regisseur hat schon in verschie-
denen Genres Meisterwerke ge -
schaffen: Mit „Im Rausch der
Tiefe“ schuf er unvergessliche Bil-
der von Apnoe-Tauchern; mit
„Léon – Der Profi“ machte er Jean
Reno als Auftragskiller sowie die
junge Natalie Portman als Lehr-
ling unsterblich; mit dem Sci -
ence-Fiction „Das fünfte Element“

gelang ihm der erfolgreichste
europäische Kassenknüller.
An diesen Erfolgsfilm knüpft

Besson mit „Valerian“ an. Ba -
sierend auf einer französischen
Comicserie wird in optisch über-
wältigenden 3D-Bildern ein 
Agentenpaar gezeigt, das im All
durch Raum und Zeit reist und
das eine riesige, von Millionen
von Menschen und außerirdi-
schen Kreaturen be wohnte Raum-
station vor einer geheimnisvollen
Macht schützen soll, die sich im
Inneren wie ein Tumor ausbreitet.
Vieles kommt einem dabei

irgendwie bekannt vor. Die gro-
ßen, schlanken „Pearls“, die zu
Beginn des Films ein paradiesi-
sches Strandleben als Perlen-
sammler führen, ehe ihr Idyll von
einer Apokalypse heimgesucht
wird, erinnern an die blauen
Aliens in James Camerons „Ava-
tar“. Und wer wissen will, woher
„Star Wars“-Regisseur George Lu -

cas seine Inspiration nahm für
sein Schmugglerraumschiff „Mil-
lennium Falke“, für Basarszenen
mit einem außerirdischen Fett-
kloß oder für die mit ihrem Rüs-
sel sprechenden elefenatenarti-
gen Kleinwesen, der schlage bei
der schon vor 50 Jahren entstan-
denen Comicserie nach, die Bes-
son jetzt im Original verfilmt hat.
Auch wenn das Ergebnis visuell

beeindruckt, hat Bessons „Valeri-
an“ doch keine „Star Wars“-Qua-
lität. Dafür fehlen bei „Valerian“
klare Feindbilder. Irgendwie ge -
hören alle zu den Guten, weshalb
auch die beiden Helden nicht hell
strahlend hervorstechen. Die vom
US-Schauspieler Dane De Haan
und dem britischen Model Cara
Delevingne krampfhaft lässig ge -
spielten Agenten Valérian und
Laureline bleiben blass und hu -
morbefreit. Dieser Film wird es
schwer haben, die Produktionsko-
sten wieder einzuspielen. H. Tews

Frauen könnten im Fernsehen
bald das Ruder übernehmen.

Sollte Frauenschwarm Sascha
Hehn als Kapitän das „Traum-
schiffs“ jemals in ein Quotenloch
manövrieren, dann ist die Wahr-
scheinlichkeit groß, dass er von
einer Kapitänin abgelöst wird.
Vielleicht heißt sie ja Maria

Furtwängler. Die Schauspielerin
hat jetzt eine Studie veröffent-
licht, die einiges Aufsehen erregte
– weil sie von einem blonden TV-
Star präsentiert wurde. Das
Ergebnis, dass Frauen im Fernse-
hen zu kurz kommen, hätte man
sich denken können. Dazu hätte
es der Studie mit dem pseudowis-
senschaftlichen Titel „Audiovi-
suelle Diversität?
Geschlechterdar-
stellungen in
Film und Fernse-
hen in Deutsch-
land“ gar nicht
erst nicht bedurft.
Die Studie kommt zu dem

bahnbrechenden Ergebnis, dass
auf eine Frau über alle Fernseh-
programme hinweg zwei Männer
kommen. Es ist das alte Lied:
Frauen sind unterrepräsentiert,
ältere Schauspielerinnen werden
benachteiligt, und Männer erklä-
ren sowieso immer die Welt. 
Das Fernsehen der Zukunft sieht

also so aus: Maria Furtwängler
moderiert das „Heute Journal“,
spricht alle Texte aus dem Off,
kommentiert die Fußball-Länder-
spiele von Jogi Löws Team und ist
Mittelpunkt der täglichen Soap
„Bibi, die Baumeisterin“. In jedem
Fall muss man sich darauf einstel-

len, dass das Fernsehen weiblicher
wird. Es passt in die Zeit des Gen-
der-Wahns, der Einführung von
Frauenquoten in vielen Berufs-
zweigen sowie der Feminisierung
von Gesellschaft und Kultur.
Hat eigentlich schon jemand

daran gedacht, eine Studie zu
erstellen über die Ungleichbe-
handlung von Frauen in Kunst,
Literatur oder Musik? Man käme
zum gleichen Ergebnis: Auf eine
Frau kommen über alle Sparten
hinweg zwei Männer, wenn nicht
sogar mehr. Ob die Beatles als
Mädchenband wohl erfolgreicher
gewesen wären? Und würde
jemals eine Micky Jagger mit den
Rolling-Stones-Ladies rocken,

hätte sie Millio-
nen von Vereh-
rern – alles Män-
ner. So oder so:
Frauen kommen
im mer zu kurz.

Um der „Mona Lisa“ Paroli zu
bieten, sind bald Malerinnen auf-
gerufen, einen grinsenden Mann
zu porträtieren. Und auf „Das Lei-
den der jungen Wertherin“ einer
jungen aufstrebenden Autorin
müssen wir vielleicht nicht lange
warten. Aber wer will es lesen?
Tatsache ist, dass all diese Klas-

siker von Männern auch für Frau-
en geschaffen wurden. Würde
man mit viel Krampf versuchen,
Frauenquoten in Film und Kunst
einzuführen, wäre das gar nicht
im Sinne eines weiblichen Publi-
kums, dass lieber einen Sascha
Hehn als „Traumschiff“-Kapitän
anhimmeln möchte als eine Maria
Furtwängler. Harald Tews

Wortkarger Chauffeur: Der
„Baby Driver“ (Ansel Elgort)

Blasser Alien-Avatar: Die Zerstörung ihres Paradieses mobilisiert die indigenen „Pearls“

KULTUR

Zu kurz gekommen
TV-Studie: Frauen werden ungleichbehandelt
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Mit dem „Gesetz zur Er-
richtung einer Stiftung
,Preußischer Kulturbe-

sitz‘ und zur Übertragung von Ver-
mögenswerten des ehemaligen
Landes Preußen auf die Stiftung“
erlangte der Bund faktisch die
Kontrolle über die Kulturgüter, die
im Laufe der brandenburgisch-
preußischen Geschichte geschaf-
fen oder zusammengetragen wor-
den waren. Der vormalige Besitzer
Preußen war zehn Jahre zuvor mit
dem Gesetz Nr. 46 des Alliierten
Kontrollrates vom 25. Februar
1947 aufgelöst worden (siehe PAZ
Nr. 7/2017). Nach dem Willen der
Alliierten sollte das Vermögen
Preußens an jene Länder gehen,
die während ihrer Besatzungs-
herrschaft auf dessen Territorium
geschaffen worden waren – „vor-
behaltlich etwaiger Abkommen“,
die Gegenteiliges festlegen (Arti-
kel III des Gesetzes Nr. 46). Gemäß
dem Gesetz Nr. 19 der US-Militär-
regierung vom 20. April 1949 be-
kamen die in der US-amerikani-
schen Zone liegenden Länder und
der von den USA kontrollierte
Sektor in Berlin den dort befind-
lichen preußischen Kulturbesitz
zugesprochen, jedoch nur in der
Funktion als Treuhänder für einen
späteren deutschen Gesamtstaat,
der dann seinerseits eigene Be-
stimmungen erlassen konnte. 
Die Wiedervereinigung ließ

zwar noch einige Jahrzehnte auf

sich warten, doch bereits die am
23. Mai gegründete Bundesrepu-
blik Deutschland nahm für sich
das Recht in Anspruch, eigene
Bestimmungen zu erlassen. In ih-
rem Grundgesetz heißt es in Arti-
kel 135 Absatz 2, dass „das Ver-
mögen nicht mehr bestehender
Länder“ des
Deutschen Rei-
ches zwar auf je-
ne Länder über-
gehe, die nun-
mehr deren Auf-
gaben erfüllen,
doch beinhaltet
der Absatz 4 eine
entsche idende
Einschränkung:
„Sofern ein über-
wiegendes Inter-
esse des Bundes
… es erfordert,
kann durch
Bundesgesetz ei-
ne … abweichen-
de Regelung getroffen werden.“
Die zumindest teilweise auf bis

zur Auflösung Preußens preußi-
schem Territorium liegenden
Bundesländer Baden-Württem-
berg, Berlin, Hessen, Niedersach-
sen, Nordrhein-Westfalen, Rhein-
land-Pfalz und Schleswig-Holstein
schlossen am 7. Juli 1955 eine
„Vereinbarung über die Verwal-
tung des Kulturbesitzes des ehe-
maligen Landes Preußen“, in der
sie dem Bund jedwede diesbezüg-

liche Kompetenz absprachen. Der
ließ sich jedoch sein im Grundge-
setz verbürgtes Recht nicht neh-
men, und am 21. Februar 1957 be-
schloss der Bundestag einstimmig
das „Gesetz zur Errichtung einer
Stiftung ,Preußischer Kulturbesitz‘
und zur Übertragung von Vermö-

genswerten des ehemaligen Lan-
des Preußen auf die Stiftung“. 
Das am 25. Juli 1957 mit der

Verkündung durch Bundespräsi-
dent Theodor Heuss in Kraft ge-
tretene Bundesgesetz besagte, dass
unter „dem Namen ,Preußischer
Kulturbesitz‘ … eine rechtsfähige
Stiftung des öffentlichen Rechts
mit Sitz in Berlin errichtet“ wird,
„die mit dem Inkrafttreten dieses
Gesetzes als entstanden gilt“, und
dass auf diese Stiftung „Eigentum

und sonstige Vermögensrechte
des ehemaligen Landes Preußen“
übergehen, die sich auf Kulturgü-
ter erstrecken, „welche bis zum
9. Mai 1945 im Amtsbereich des
Reichs- und Preußischen Mini-
sters für Wissenschaft, Erziehung
und Volksbildung oder im Amts-
bereich des Preußischen Minister-
präsidenten verwaltet wurden“. 
Hiergegen erhoben die Regie-

rungen von Baden-Württemberg,
Hessen und Niedersachsen am
24. Januar 1958 Klage vor dem
Bundesverfassungsgericht. Die Be-
gründung lautete, dass das Gesetz
in die hoheitlichen Rechte der
Länder eingreife und somit gegen
die Verfassung verstoße. Dem
allerdings widersprachen die
Richter in Karlsruhe in ihrem Ur-
teil vom 14. Juli 1959 unter aus-
drücklichem Verweis auf den Vor-
behalt im Artikel 135 Absatz 4 des
Grundgesetzes. 
Trotzdem dauerte es noch bis

zum 25. September 1961, ehe die
Stiftung Preußischer Kulturbesitz
(SPK) ihre Arbeit aufnahm. Ihr er-
ster Präsident wurde der aus Ost-
preußen stammende Jurist und
vormalige Hauptgeschäftsführer
des Deutschen Landkreistages
Hans-Georg Wormit. Ihm folgte
mit Werner Knopp 1977 ein weite-
rer Jurist, und der Bibliothekswis-
senschaftler Klaus-Dieter Leh-
mann, bevor schließlich 2008 der
renommierte Prähistoriker Her-

mann Parzinger an die Spitze der
SPK rückte.
Mit dem offiziellen Amtsantritt

Wormits im März 1962 wurde die
Stiftung endlich voll arbeitsfähig.
Zu diesem Zeitpunkt gehörten ihr
die Staatlichen Museen im Westen
Berlins, die Bestände der ehemali-
gen Preußischen Staatsbibliothek,
soweit sie sich damals im Aus-
weichquartier in Marburg befan-
den, das Staatliche Institut für

Musikforschung samt Museum so-
wie das Ibero-Amerikanische In-
stitut mit seiner Bibliothek. 1963
wurde auch noch das Geheime
Staatsarchiv von Preußen mit Aus-
nahme der Dokumente, die in der
Merseburger Zweigstelle des
Deutschen Zentralarchivs der
DDR lagerten, übernommen. De-
ren Rückführung begann erst ab
1993 entsprechend der Regelun-
gen des Einigungsvertrages vom
31. August 1990, in dem das Stif-
tungsmodell auf die neuen
Bundesländer übertragen wurde.
Heute verfügt die SPK über di-

verse Sammlungen in 20 Einzel-
museen der Bundeshauptstadt.
Hinzu kommen 11,5 Millionen Bü-
cher in den beiden Häusern der
Staatsbibliothek zu Berlin und

38000 laufende Meter Akten im
Geheimen Staatsarchiv. Die jähr-
lich etwa vier Millionen zahlen-
den Besucher bescheren der Stif-
tung dabei regelmäßige Einnah-
men von rund 30 Millionen Euro.
Dem stehen freilich deutlich hö-
here Ausgaben gegenüber: 2016
waren das 289 Millionen Euro.
Diese immense Deckungslücke
wird durch Drittmittel und Spen-
den sowie vor allem auch ver-
mittels Zuweisungen des Bundes,
aber auch der Länder geschlossen. 
Seit 1975 beteiligen sich alle

Bundesländer an der Finanzie-
rung der SPK, also auch die auf
niemals preußischem Territorium.
Allerdings sind die Beiträge sehr
unterschiedlich. Die geringsten
Opfer bringt Bayern. Der bayeri-
sche Obolus liegt in etwa bei der
Hälfte des hinsichtlich Größe, Be-
völkerungszahl, Wirtschaftskraft
und Steueraufkommen ungleich
kleineren Saarlands. Hier kom-
men wohl noch alte Ressenti-
ments gegenüber den „Saupreiß“
zum Tragen. 
Aktuell belaufen sich die Zuwei-

sungen des Bundes auf 118 und
die der Länder auf 39 Millionen
Euro. Nach Aussage Parzingers
reichen diese staatlichen Zuschüs-
se jedoch nicht aus. Er sieht für
2017 einen Fehlbetrag von 15 bis
17 Millionen Euro, und das, ob-
wohl wirklich „knallhart“ gespart
werde. Wolfgang Kaufmann

Adolph Wilhelm Carl August
Fried rich von Nassau-Weilburg
war nicht nur der erste luxembur-
gische Großherzog seit der Erlan-
gung der faktischen Unabhängig-
keit von den Niederlanden, er war
auch der erste Regent aus dem bis
heute dort regierenden Haus Nas-
sau-Weilburg. Dass er und seine
Linie diese Chance erhielten, ver-
danken sie dem Salischen Recht.

Als nach den napoleonischen
Kriegen auf dem Wiener Kongress
1815 der Deutsche Bund gegrün-
dete wurde, waren unter den
Bundesfürsten gleich drei Auslän-
der, die außerhalb des Bundes
Souveräne eines Königreiches wa-
ren. Der Herzog von Holstein und
Lauenburg regierte Dänemark, der
König von Hannover Großbritan-
nien und der Großherzog von Lu-
xemburg die Niederlande. Diese
Personalunionen hatten jedoch ei-
ne Schwachstelle und das waren
die unterschiedlichen Erbfolgere-
gelungen in den deutschen
Bundesstaaten und den außer-
deutschen Königreichen. In den
Bundesstaaten galt diesbezüglich
noch die Lex Salica. Dieses nach
dem fränkischen Stamm der Sal-
franken benannte germanische
Stammesrecht stammt aus dem
frühen Mittelalter und ist wenig
von der Emanzipationsbewegung
geprägt. So waren Frauen von der
Erbfolge ausgeschlossen. Was ur-
sprünglich für Höfe gedacht war,
wurde später – aber noch im
Mittelalter – auf Throne übertra-
gen. Diese Regelung hielt sich be-
sonders lange in Deutschland und
ist noch heute Bestandteil des
Hausrechts der meisten deut-
schen Adelshäuser. 
Die erste der genannten Perso-

nalunionen, die daran zerbrach,
war die zwischen den Königrei-
chen Hannover und Großbritan-
nien. 1837 starb Wilhelm IV., ohne
legitime Kinder hinterlassen zu
haben. In Großbritannien folgte
ihm das einzige Kind seines be-
reits verstorbenen nächstjüngeren
Bruders Edward Augustus: Ale-

xandrina Victoria,
die als Queen Victo-
ria Geschichte
schrieb. In Hannover
hingegen wurde Ed-
ward Augustus’
nächstjüngerer Bru-
der, Ernst August,
neuer König.
Die Personalunion

Schleswigs, Hol-
steins und Lauen-
burgs mit Dänemark
hätte eigentlich 1863
enden müssen, als
Christian IX. Fried -
rich VII., der ohne
legitimen Nach-
wuchs geblieben
war, auf dem däni-
schen Thron folgte.
Christian war zwar
ein Mann, aber seine
Ansprüche auf Erbe
und Nachfolge
Fried richs VII. be-
ruhten auf seiner
Mutter – die eine
Enkelin Friedrichs V.
und eine Schwägerin
Friedrichs VI. war –,
also einer Frau, und
waren damit für eine
männliche Erbfolge
wie in Holstein und
Lauenburg irrele-
vant. Da Großbritan-
nien jedoch aus
Gründen des Gleich-
gewichts an einer
Fortsetzung der dä-
nischen Fremdherr-
schaft in Deutsch-
lands Norden inter-
essiert war, wurde
1852 in London von
dem, was man da-
mals „Konzert der
Mächte“ nannte und
heute als „internatio-
nale Gemeinschaft“
bezeichnet, entgegen
dem Salischen Recht
die Fortsetzung der
Personal union der
deutschen Herzogtü-
mer mit Dänemark

über Fried richs Tod
hinaus beschlossen.
Dass die Personal -
union Friedrich VII.
nur ein Jahr überleb-
te hatte dann andere
Gründe, die nichts
mit dem Erbrecht zu
tun hatten.
Als letzte der ge-

nannten Personal-
unionen endete die
zwischen Luxem-
burg und den
Niederlanden. Ihr
Ende kam 1890 mit
dem Tod von Wil-
helm III., der ohne
legitimen Sohn ge-
blieben war (siehe
PAZ Nr. 7/2017). In
den Niederlanden
folgte ihm seine
Tochter Wilhelmina. 
Nachdem die Li-

nie Nassau-Oranien
mit dem Tode von
Wilhelm im Mannes-
stamme erloschen
war, fiel Luxemburg
an das Haus Nassau-
Weilburg. Diese Li-
nie ist zwar mittler-
weile ebenfalls im
Mannesstamme er-
loschen, aber durch
die rechtzeitige Ein-
führung der weib-
lichen Thronfolge
stellt die Linie bis
zum heutigen Tage
Luxemburgs Groß-
herzöge.
Der erste luxem-

burgische Großher-
zog aus dieser Linie
und damit der erste
seit der Trennung
von den Niederlan-
den war Adolph Wil-
helm Carl August
Friedrich von Nas-
sau-Weilburg. Für
Adolph war das die
zweite Chance. 
Zur Welt gekom-

men war der gebür-

tige Hesse am 24. Juli 1817 als äl-
tester Sohn des nassauischen
Herzogs Wilhelm I. auf Schloss
Biebrich in Biebrich. Planmäßig
trat er nach dem Tode des Her-
zogs im Jahre 1839 die Nachfolge
seines Vaters im 1806 gegründe-
ten Herzogtum an. Bei seinem
Regierungsantritt erst 22 Jahre
alt, interessierte er sich anfäng-
lich mehr für die Reiterei als für
die Politik. Nichtsdestoweniger
erfreute sich der leutselige Re-
gent bei seinen Untertanen grö-
ßerer Beliebtheit. Das verhinder-
te jedoch nicht, dass der Herzog
ein gutes Vierteljahrhundert nach
Übernahme der Regierungsge-
schäfte sein Herzogtum verlor.
Gegen die Opposition setzte er
einen österreichfreundlichen
Kurs des Herzogtums durch, der
schließlich zum Eintritt in den
Deutschen Krieg von 1866 an der
Seite Österreichs führte. Als Alli-
ierter der Donaumonarchie ver-
lor Adolph nicht nur den Krieg,
sondern auch sein Herzogtum.
Wie andere kleinere Verbündete
des Habsburgerreiches nördlich
des Main wurde auch Nassau von
Preußen annektiert.
Adolph erhielt schlielich von

Preußen 15 Millionen Gulden
Abfindung und reiste viel – bis er
1890 mit der Übernahme der Re-
gentschaft in Luxemburg eine
neue Aufgabe übernahm. Die Tat-
sache, dass Preußens kleiner
Nachbar im Westen nun von ei-
nem Großherzog regiert wurde,
dem Preußen einst sein Herzog-
tum genommen hatte, hat auf die
luxemburgisch-preußischen oder
gar die Beziehungen zwischen
dem Großherzogtum und dem
Deutschen Reich keinen signifi-
kanten Einfluss gehabt. 
Adolph war in seinem zweiten

Herrschaftsgebiet noch eine rela-
tiv lange Regierungszeit vergönnt,
wenn man bedenkt, dass er 1890
bereits 73 Jahre alt war. Als er am
17. November 1905 starb, war der
mittlerweile 88-Jährige der älte-
ste regierende Monarch in Euro-
pa. Manuel RuoffVor 200 Jahren geboren: Adolph Wilhelm Carl August Friedrich von Nassau-Weilburg

GESCHICHTE & PREUSSEN10 Nr. 29 – 21. Juli 2017

Ein Mann muss an die Spitze
Mit Adolph wurde nach den niederländischen Königen erstmals ein Deutscher Großherzog von Luxemburg
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Eine Stiftung für den preußischen Kulturbesitz
Vor 60 Jahren trat das vom Deutschen Bundestag einstimmig beschlossene Gesetz zur Gründung der SPK in Kraft

Hauptsitz der SPK: Villa von der Heydt, Berlin
Tiergarten Bild: CF

Rechtsfähige Stiftung
mit Sitz Berlin
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Was wusste der Westen im Kalten Krieg?
Welche »Quellen« die Geheimdienste der Westalliierten und der Bundesrepublik CIA, MI6, DGSE und BND im Osten besaßen

Manche „Experten“ behaupten,
westliche Nachrichtendienste hät-
ten damals vom Sowjetblock
„nichts gewusst“ und die deutsche
Wiedervereinigung sei „völlig
überraschend“ erfolgt. Genau das
Gegenteil ist der Fall. 

Und wenn nach rund 50 Jahren
auch viele Akten verschlossen
bleiben, so darf man heute doch
größere Spionagefälle darlegen.
Mögen die technischen Möglich-
keiten damals auch begrenzt ge-
wesen sein, so konnten doch der
Auslandsgeheimdienst der Verei -
nigten Staaten CIA (Central Intelli-
gence Agency) und dessen briti-
sches Pendant, der MI6 (Military
Intelligence, Section 6), vom Teu-
felsberg in Berlin alle sowjetischen
Telefongespräche bis nach Moskau
abhören. Dem französischen Aus-
landsnachrichtendienst DGSE (Di-
rection Générale de la Sécurité Ex-
térieure) gelang dies wiederholt
bei Sitzungen des Politbüros des
Zentralkomitees (ZK) der SED. Der
für die Auslandsaufklärung zu-
ständige bundesdeutsche Nach-
richtendienst BND (Bundesnach-
richtendienst) betrieb während
der damaligen Streitigkeiten Mos -
kaus mit Peking mit Billigung chi-
nesischer Stellen intensive Fern-
meldeaufklärung gegen die
UdSSR. 
Beste Nachrichten gewinnt man

indes durch „Quellen“ auf der
Gegenseite. Nur sie können deren
Gedankenwelt und Pläne erken-
nen. Die Motive, für die westliche
Spionage unter Gefahr des Lebens
tätig zu sein, waren vielfältig.
Geld allein dürfte kaum jenes
Risiko überwogen haben. Ei-
gentlich ist immer eine innere
Überzeugung zu finden. Pro-
minente Russen waren oft vol-
ler Verachtung für und Hass
auf ihr Sowjetsystem. Bei vie-
len Mitteldeutschen und man-
chen Polen dominierte das pa-
triotische Pflichtgefühl, den
Westen vor der Aufrüstung des
Kreml und der Gefahr eines
dritten Weltkrieges warnen zu
müssen. 
Stellvertretender Generalse-

kretär der UNO in New York
und damit höchster Sowjetbe-
amter dort war Arka Schew -
tschenko, der 1970 persön-
licher Berater des sowjeti-
schen Außenministers wurde
und bald mit Leonid Bre-
schnew sowie anderen Polit-
büromitgliedern am Tisch saß.
„Ihre Heuchelei und Korruption
bis in die letzten Winkel ihres Le-
bens“ ließen ihn zum Mitarbeiter
des CIA werden, dem er Interna
aus dem Kreml lieferte. Als ihm
Gefahr drohte, bat er in den USA
um Asyl. 
Rund zehn Jahre leitete Oleg Ka-

lugin das Büro des sowjetischen
In- und Auslandsgeheimdienstes
KGB in der Sowjetbotschaft in
Washington. Seine Nebentätigkeit
ist nicht direkt erwiesen, doch
später nahmen die USA den KGB-
General allzu gerne auf, und allzu
schnell wurde er US-Staatsbürger. 
In der DDR übergab der Oberst-

leutnant des russischen militäri-
schen Aufklärungsdienstes GRU
(Glawnoje Raswedywatelnoje
Uprawlenije) Wladimir Popow der
CIA die vertrauliche Rede des
Marschalls Georgij Schukow über
Moskaus neue Militärstrategie so-
wie vieles über die neuen Atom-
Unterseeboote. Sieben Jahre spä-
ter wurde er hingerichtet. 
Der Professor für Physiologie an

die Humboldt-Universität zu Ber-
lin und Leiter des Instituts für Ar-
beitsphysiologie Adolf-Henning
Frucht erfuhr durch einen DDR-
General von einem neuen sowjeti-
schen Kältekampfstoff, der die Ra-
darbeobachtungsbasen in Alaska
stundenlang lahmlegen und damit
Sowjetflugzeugen das ungehinder-

te Eindringen in den Luftraum der
USA ermöglichen konnte. Anfangs
zeigte sich die CIA an der Infor-
mation desinteressiert, erst später
verstand sie die große Gefahr für
ihr Land. Nach fünf Jahren Spiona-
ge wurde Frucht von seinem Gärt-
ner verraten. Nach zehn Jahren
Haft wurde er gegen ein Mitglied
des ZK der Kommunistischen Par-
tei Chiles ausgetauscht. Dabei
spielte die Heirat der Tochter 
Erich Honeckers mit einem Chile-
nen eine entscheidende Rolle. 
Gut informiert war die CIA über

die Wismut AG, die atomwaffenfä-
higes Uran für die UdSSR förderte.
Ihr Helfershelfer erhielt „lebens-
länglich“. Anna Kubiak, Haushäl-
terin des Leiters der militärischen
DDR-Spionage, floh als langjährige
CIA-Agentin mit all dessen Ge-
heimunterlagen in den Westen. In
der Spionage Ost-Berlins gegen
die Bundesrepublik arbeitete
32 Jahre lang ein CIA-Informant,
der BND erfuhr davon erst nach
dem Ende der DDR. Er war kei-
neswegs der einzige Spion der CIA
dort. 
Etliche „Quellen“ saßen in ho-

hen Positionen der politischen
Spionage. Oberst Ryszard Kuklins-
ki, der zum innersten Zirkel des
Warschauer Vertrages gehörte,
spielte ab 1970 Washington
40265 Seiten Geheimdokumente
zu. Im Herbst 1981 wurden er und
seine Familie abenteuerlich im
Postwagen der US-Botschaft in
Warschau nach West-Berlin ge-
schleust. In den USA erhielten sie
neue Identitäten. 

Zu den erstaunlich vielen Hel-
fershelfern in der sowjetischen
Spionage gehörte auch GRU-
Oberst Oleg Penkowskij, dessen
rund 10000 Seiten geheime Mili-
tärunterlagen die CIA anfangs für
Fälschungen hielt. Seine Nach-
richten führten dann aber schließ-

lich zur harten Haltung der USA
in der Kubakrise. 
Die Weigerung Moskauer Be-

hörden, für sein todkrankes Kind
ein Medikament zu kaufen, trieb
Generalmajor Dmitrij Poljakow in
die Armee der US-Spionage. Er
wurde zur besten „Quelle“ im So-

wjetmilitär. Nach einem Vier-
teljahrhundert konnte er ent-
tarnt werden. Bei seiner Er-
schießung blieb er ohne Reue. 
Das Hauptziel des MI6 war

stets die UdSSR. Der wohl
größte Fall war KGB-Oberst
Oleg Gordijewskij. Als junger
KGB-Offizier an der sowjeti-
schen Botschaft in Kopenha-
gen wurde er von dem dama-
ligen sowjetischen Einmarsch
in die Tschechoslowakei in
seinem Weltbild erschüttert.
1970 nahm er Kontakt zur dä-
ni schen Abwehr auf, die ihn
„umdrehte“. Vier Jahre später
warb der MI6 ihn an. Als er
nach London kam, sorgte der
MI6 dafür, dass erst der sowje-
tische Spionagechef in Groß-
britannien und anschließend
auch dessen Nachfolger das
Land verlassen mussten, so-
dass die Stelle frei wurde für

seinen Schützling. Wohl aufgrund
des Verrats eines KGB-Spions in
den USA musste Gordijewskij
1985 nach Moskau, wo er verhört
und überwacht wurde – und den-
noch Kontakt zur dortigen briti-
schen Botschaft aufnehmen konn-
te. Vorgeblich wegen einer „spe-

ziellen ärztlichen Behandlung“
fuhr eine der Botschaftsangestell-
ten täglich nach Finnland. An der
stark bewachten sowjetisch-finni-
schen Grenze warf sie unter dem
Gelächter der Sowjetsoldaten den
Wachhunden stets Würst chen zu.
Nach einem vergeblichen Treffen
sprang dann Gordijewskij an einer
nicht einsehbaren Stelle im Gorki-
Park in das fahrende Auto, und an
der Grenze warf die Britin den
Hunden besonders viele Würst-
chen zu und brachte sie so zum
Schweigen. An jenem 20. Juli um
15.30 Uhr erreichten beide Finn-
land. Tags darauf mussten 31 So-
wjetspione Großbritannien verlas-
sen. Damit war das gesamte Agen-
tennetz zerschlagen. Erstaunli-
cherweise erlaubte der Kreml spä-
ter die Ausreise von Gordijewskijs
Familie. Welcher Preis in welcher
Art dafür gezahlt wurde, ist bis
heute unbekannt. 
Stolz, wenn auch mit Einschrän-

kungen, ist die DSGB auf ihren
Spion „Farewell“. Das Motiv die-
ses Wladimir Wetrow war die Lie-
be zu Frankreich, zu dessen
freiem Leben im Gegensatz zum
Sowjetsystem. Er hatte sich selber
über einen Pariser Geschäftsmann
angeboten, doch aus außenpoliti-
schen Gründen hatte der französi-
sche Nachrichtendienst zunächst
kein Interesse, einen „Maulwurf“
im Herzen des Sowjetgeheimdien-
stes zu haben. 1980 wurde Wetrow
von der sowjetischen Botschaft in
Paris nach Moskau in das neue Di-

rektorat des KGB versetzt. In des-
sen Zentrale arbeiteten zirka
1000 Techniker und Analytiker an
der Hauptaufgabe, wissenschaft-
lich-technische Neuerungen aus
dem Westen zu beschaffen. „Fare-
well“ lieferte 4000 Dokumente,
darunter 3000 streng geheime,
und nannte die Namen von
200 Geheimdienstoffizieren und
100 Spionen im
Westen. Allein
Frankreich wies
47 Russen aus,
darunter den
KGB-Chef. Sei-
ne Verhaftung
ist wahrschein-
lich auf einen
Direktor im
fran zösischen
Außenministe-
rium zurückzu-
führen, der in
seinem Zorn
leicht sinnig ei-
nen Vertreter
der sowjeti-
schen Botschaft
für nur wenige
Minuten Foto-
kopien von kompromittierenden
Dokumenten überließ. Danach
war es nicht schwer, „Farewell“ zu
identifizieren und hinzurichten. 
Der Vorläufer des BND, die Or-

ganisation Gehlen (OG), verfügte
in den ersten Nachkriegsjahren
über sehr gute „Quellen“ in
Mitteldeutschland. Man denke an
Werner Gramsch, der als Ver-

kehrsminister vorgesehen war
und ständig Einblicke in das
Transportsystem der Sowjettrup-
pen hatte, oder an Elli Barczahn,
die persönliche Chefsekretärin
des Ministerpräsidenten Otto
Grotewohl, sowie an den einstigen
Generalleutnant der Wehrmacht
Vincenz Müller, Vizepräsident der
Volkskammer und zeitweise Stell-
vertreter des Verteidigungsmini-
sters, der angesichts seiner inne-
ren Zerrissenheit später Selbst-
mord beging. Dem stellvertreten-
den Ministerpräsidenten Her-
mann Kastner bot der sowjetische
Hochkommissar in Ost-Berlin am
13. Juni 1953 den Posten des Mi-
nisterpräsidenten an – anstelle
Walter Ul brichts. Ob der Kreml
dies letztlich bejaht hätte, er-
scheint zweifelhaft. Durch den
Volksaufstand vom 17. Juni jeden-
falls sah Moskau sich gezwungen,
Härte zu zeigen – Ulbricht war ge-
rettet. 1956 wurde Kastner in den
Westen geschleust, hatte er doch
acht Jahre für die OG sein Leben
eingesetzt. Damals wurde letztere
in „Bundesnachrichtendienst“
umbenannt, Standort blieb
Pullach. Es gelang, den Chefdol-
metscher der sowjetischen Bot-
schaft in Ost-Berlin für sich zu ge-
winnen. Der Bau der Berliner
Mauer wurde monatelang zuvor
angekündigt. Angesichts der Un-
tätigkeit des Westens damals war
es lange schwierig, Mitarbeiter in
höheren DDR-Positionen anzu -
werben. Dennoch besaß der BND
stets ein sehr umfassendes Bild
über die militärische Situation im
anderen Teil Deutschlands. An-
fang 1989 waren ihm alle Namen

und Adressen
des Staats si -
cherheitsdien-
stes bekannt.
Dort hatte
Pullach einige
Informanten. Im
S p ä t s omme r
1988 war die
Anwerbung ei-
nes Mitglieds
des ZK der SED
gelungen, das
über sehr gute
Verbindungen
zu Honecker
wie Erich Miel-
ke verfügte und
bei jedem Tref-
fen mit BND-
Vertretern über

die Stimmung und Pläne der
Machthaber berichtete und das
bis zuletzt. Obwohl die Staatssi-
cherheit auf seine Spur kam,
überlebte er das System. Sein Na-
me ist noch heute geheim. 
Der Einmarsch der Truppen des

Warschauer Vertrages in die CSSR
1968 wurde drei Monate zuvor er-
kannt, wie eine gutinformierte
„Quelle“ in Moskau bestätigte. Ein
BND-Abgesandter warnte Alexan-
der Dubcek damals persönlich,
aber er – wie auch der We sten –
wollten es nicht glauben. 
In der Sowjetunion besaß

Pullach ab 1988 einen hochrangi-
gen Mitarbeiter im Außenministe-
rium, der laufend über die
Deutschlandpolitik Moskaus be-
richtete. Ein einmaliger Informant
war Leonid Kutergin, der 1967
beim westdeutschen Konsulat in
Salzburg um Kontakte zum BND
bat. Jahre später, als Oberst in der
Deutschlandabteilung der KGB-
Hauptzentrale in Jasenewo bei
Moskau, übergab er dem deut-
schen Nachrichtendienst die Na-
men von rund 100 Sowjetspionen
in der Bundesrepublik. Bei einem
Einbruch stießen Kriminelle 1983
auf sein Geheimtintenpapier. Um
seiner drohenden Verhaftung zu
entgehen, flüchtete er mit seinem
Sonderausweis nach Pullach. Sei-
ne Angehörigen hat er nie wieder-
gesehen.

Friedrich-Wilhelm Schlomann
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Der Osten war im Kalten Krieg
an der unsichtbaren Front

nicht nur Opfer, sondern oft genug
auch Täter. Bei dem Versuch, die
Bundeswehr zu zersetzen, machte
die DDR auch vor den Ehen der
Bundeswehrführung nicht halt. So
erhielten Offiziere der westdeut-
schen Streitkräfte, die nicht an ih-
rem Wohnsitz Dienst taten, an ihre
Heimatanschrift adressierte
Schrei ben weiblicher Absender.
Dabei hatte man seitens der DDR
zumeist richtig spekuliert, dass die
Ehefrauen die stark parfümierten
Umschläge ihrer vermeintlichen
Rivalinnen lesen würden. In den
500 bekanntgewordenen, stets
gleichlautenden „Liebesbriefen“
hieß es: 
„Mein Liebster, endlich kann ich

Dir heute den versprochenen Brief
senden. Ich habe mir schon Vor-

würfe gemacht, weil ich Dich so
lange warten ließ. Unser letztes
Zusammensein war so schön, ich
kann es gar nicht vergessen. Ob

Deine Frau etwas gemerkt hat? Ich
grübele darüber nach. – Du hast
mich ganz verwirrt und trägst al-
lein die Schuld. Ich fühle mich seit

ein paar Tagen nicht recht wohl.
Ob Du eine Dummheit gemacht
hast? Wenn es so ist, bitte ich Dei-
ne Frau, Dich freizugeben, denn
Du sagtest mir doch, dass Eure
Liebe nicht weit her sei. Sehen wir
uns bald wieder, Liebster? Ich hof-
fe es und erwarte Dich wie im-
mer – … Lasse mich nicht umsonst
warten. Deine Dich liebende Inge.
Komme bald!!!“
Da die Offiziere durchweg in al-

ten soldatischen Begriffen dachten
und erst recht ihre Ehefrauen nie
an solche Aktionen glauben woll-
ten, ist die Behauptung nicht über-
trieben, dass in jenen Tagen sehr
viele Offiziere sich mehr um ihre
sehr misstrauischen Frauen küm-
merten als um den Dienst in der
Truppe. Damit hatten die fingier-
ten Liebesbriefe ihren Zweck er-
füllt. F.W.SDer „Liebesbrief“ Bild: Schlomann

Liebesgrüße aus Ost-Berlin

Der 
höchstrangige 
öffentlich 
bekannte 
Überläufer des
KGB in den 
Westen zu Besuch
beim 
US-Präsidenten
am 21. Juli 1987: 
Oleg Gordijewskij
(rechts) und 
Ronald Reagan

Bild: CF

Vincenz Müller
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Oleg Kalugin Bild: Imago
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Als Kontrastprogramm in der Ge-
sellschaft versteht sich das Forum
Deutscher Katholiken – ein Kon-
gressbericht.

„Wir verstehen uns als kleine
Herde, nicht als eingeschüchterte
Gruppe von Menschen, die sich in
eine Wagenburg zurückzieht und
einigelt. Wir sehen uns als eine
missionarische, kreative Minder-
heit, die das Salz der Erde sein
will und den Mut hat, ein attrakti-
ves Kontrastprogramm in der Ge-
sellschaft zu sein“, sagt Hubert
Gindert, Gründer und Sprecher
des Forums Deutscher Katholiken.
Anfang Juli trafen sich die Teilneh-
mer in Fulda zum dreitägigen Kon-
gress „Freude am Glauben“. Er
stand unter dem Motto „Fürchte
dich nicht, du kleine Herde!“ (Lu-
kas 12, 32). Der Vertreter des Pap-
stes in Deutschland, der Apostoli-
sche Nuntius (Botschafter) Nikola
Eterovic, rief das Forum, das sich
als Zusammenschluss papst- und
kirchentreuer Katholiken versteht,
in einem schriftlichen Grußwort
im Sinne des Leitwortes dazu auf,
weiterhin missionarisch zu wir-
ken.
Höhepunkt des ersten Kongress-

tages war für die meisten der 1300
Teilnehmer die Rede des Schirm-
herrn des Kongresses, des ehemali-
gen (und inzwischen aus der CDU
ausgetretenen) Ministerpräsidenten

Werner Münch zur Rolle und Be-
deutung von Minderheiten in Ge-
sellschaft, Politik und Kirche. Sein
aktuelles negatives Beispiel: Die so-
genannte „Ehe für alle“, die einen
kulturellen Dammbruch darstelle.
„Was treibt die Menschen heute
um?“, fragte Münch. „Sie haben
Gott weitgehend aus ihrem Leben
verdrängt und suchen die totale
Freiheit für ihr persönliches Glück.
Aber sie staunen, dass das nicht ge-
lingt. Wie sollte es denn auch, wenn
die Politik und die Rechtsetzung
die Zerstörung
der Ehen und Fa-
milien, den Gen-
der-Wahnsinn, die
Missachtung des
Lebensschutzes
sowie die Mani-
pulation der Na-
tur des Menschen befördern?“ Die
Amtskirche beschleunige mit ihrer
Anpassung an die Lebenswirklich-
keit und den Zeitgeist ihren eige-
nen Niedergang und negiere
gleichzeitig die Gottes- und Glau-
benskrise. Münch plädierte für eine
neue Verantwortung von Politik
und Kirche sowie den missionari-
schen Einsatz der „kleinen Herde“,
der die Kirche wieder mit Leben
erfüllt und Hoffnung über den Tod
hinaus gibt.
Den zweiten Kongresstag prägte

ein Vortrag des Regensburger Bi-
schofs Rudolf Voderholzer, der

sich besorgt darüber zeigte, dass
das politische Mehrheitsvotum
für eine „Ehe für alle“ zu einer
politischen Heimatlosigkeit für
Christen führe. Er rief dazu auf,
das Befreiende und Positive des
christlichen Eheverständnisses zu
verdeutlichen. Grundlage für die
politische Arbeit im Geiste des
Evangeliums sei stets die Katholi-
sche Soziallehre, zu deren Lektü-
re er aufforderte. Würdiger Ab-
schluss des Tages war eine ein-
drucksvolle Lichterprozession

vieler hundert
Teilnehmer mit
Marienweihe vom
Kongresszentrum
zur Stadtpfarrkir-
che St. Blasius.
Der viel beach-

tete und intellek-
tuell bestechende Abschlussvor-
trag des Dominikanerpaters Wolf-
gang Ockenfels beschäftigte sich
mit dem Thema „Gefährdete Frei-
heit: Freiheit zwischen Recht und
Pflicht“. Der renommierte Sozial-
ethiker gab eine klare Hilfestel-
lung, unsere menschliche Freiheit
richtig zu verstehen und sie ent-
sprechend anzuwenden und sich
für sie einzusetzen.
In einer anschließenden Reso-

lution appellierten die Teilneh-
mer an die erwachsenen Christen,
jungen Menschen ein Vorbild zu
sein. Die Zukunft des Christen-

tums hänge immer von der kom-
menden Generation ab. Junge
Menschen brauchten glaubwürdi-
ge Vorbilder, die mit Begeisterung
vorlebten, welche Kraft der
christliche Glaube habe, wie wahr
und schön er sei und wie viel Gu-
tes man damit anderen Menschen
geben könne.
Feierlicher Abschluss des Kon-

gresses war das Pontifikalamt des
emeritierten Kurienkardinals Paul
Josef Cordes aus Rom, der an den
Aufruf zur Neuevangelisierung
durch Papst Johannes Paul II. er-
innerte: Sie sei das Gegenteil von
Versorgungsmentalität und An-
spruchsdenken, wie dies in den
Anfängen des Christentums der
Fall gewesen sei. Die Treue zu Papst
und Kirche erhalte heutzutage we-
nig Applaus. „Wir sehnen uns nach
Annahme und nach der Resonanz
für unsere Glaubensbotschaft“, so
Kardinal Cordes. Engagierte Chri-
sten rief er auf, sich nicht damit zu
begnügen, sich beim Herrn wohl zu
fühlen, sondern hinauszugehen wie
die Jünger nach Pfingsten und in
der Welt missionarisch zu wirken. 

Roger Zörb 

Der Autor ist Vorsitzender des
Bundes Katholischer Rechtsan-
wälte und der Gesellschaft zur
Förderung christlicher Verantwor-
tung sowie Herausgeber dreier
Festschriften für Benedikt XVI.

Doofe Erwachsene: Immer so
ernst und angestrengt. Dann lie-
ber Kind bleiben. Sollen sich doch
andere einen Kopf über kompli-
zierte Dinge wie Politik und so‘n
Zeug machen. Was sagst du? Ich
bin infantil? Warte nur, dafür
streck ich dir meine Zunge raus.

Kinderkanal? Walt-Disney-
Channel? Wenn der 40-jährige Ki-
lian Reichert, die Werbefigur des
Mobilfunkanbieters 1&1 auf ei-
nem Tretroller über die TV-Bild-
schirme rollt, wird sich wohl so
mancher erwachsene Zuschauer
irritiert fragen, ob er im falschen
Programm gelandet ist. Mitnich-
ten: Er schaut RTL, Pro7 oder Vox.
Kilians Albernheiten sollen ihm
die Vorzüge einer Allnet-Flat na-
hebringen. Das Unternehmen 1&1
setzt ganz auf die Infantilisierung
unserer Gesellschaft. Im Fernse-
hen lässt sie sich besonders pla-
kativ beobachten. Nehmen wir
zum Beispiel die unsäglichen
Samstagabendshows der Privat-
sender. Mögen Elton (46) oder
Oliver Pocher (39) auch im ge-
standenen Mannesalter sein, ihr
Verhalten erinnert eher an Vorpu-
bertierende mit Allnet-Flat beim
Kinderpsychologen. Dies führte
schon vor 20 Jahren dazu, dass
der „Spiegel“ das Fernsehen als
den „größten virtuellen Sandka-
sten der Republik“ bezeichnete.
Seither ist es noch deutlich extre-
mer geworden.
Weitere typische Kennzeichen

der grassierenden Infantilisierung
sind zum Beispiel der Siegeszug
der Erwachsenen-Malbücher.
Mittlerweile bietet der Online-
Händler Amazon unzählige Pro-
dukte wie „Mein verzauberter
Garten“ an, die gestresste Volljäh-
rige animieren sollen, Buntstifte
in die Hand zu nehmen. Dazu
kommen diverse Spiele vom
Paintball, bei dem man in Lausbu-
benmanier mit Farbkugeln auf an-
dere schießt, bis zum „Geo-
coaching“, der modernen techni-
sierten Variante der guten alten
Schnitzeljagd. Ja, selbst die Er-
nährung bleibt von der Infantili-
sierung nicht ausgenommen. So
findet der Schokoriegel „Kinder

Pingui“ immer mehr Liebhaber
unter den „Großen“. Dieser Trend
gilt letztlich sogar für Säuglings-
nahrung. Marktumfragen haben
ergeben, dass inzwischen etwa je-
des zehnte Glas mit Baby-Brei der

Firma Hipp von Erwachsenen
ausgelöffelt wird. 
All das bildet freilich nur die

Spitze des Eisbergs, der für ein sehr
viel tiefergreifendes, kollektives Pe-
ter-Pan-Syndrom steht. Ausdruck
desselben ist die weitgehende re-
gressive Entgrenzung. Das heißt,
den Betroffenen fehlen wesentliche
Merkmale des Erwachsenseins wie
die Fähigkeit zur Selbstbeherr-
schung beziehungsweise zum Maß-
halten, Frustrationstoleranz, diffe-
renziertes logisches und realisti-
sches Denken, Rücksicht, Zuverläs-
sigkeit, Diskretion und Anstand so-
wie – besonders wichtig – Verant-
wortungsbewusstsein.

Ursachen für diese Infantilisie-
rung gibt es mehrere. Zum Ersten
sträuben sich viele Menschen in-
stinktiv gegen das Älterwerden,
da die Gesellschaft in ihrem weit
verbreiteten Jugendlichkeitswahn
das Alter stigmatisiert hat und Al-
tersweisheit oder Alterswürde
kaum noch kollektive Wertschät-
zung erfahren. Zum Zweiten hat
sich seit den islamistischen Ter-
roranschlägen des 11. September
2001 eine kindliche Sucht nach
Genuss und Ablenkung breitge-
macht, um die niederschmettern-
de Erkenntnis zu verdrängen,
dass nun schon wieder Krieg
herrscht. Und zum Dritten versu-
chen viele Erwachsene auch des-
halb „klein“ zu bleiben, damit sie
in die Rolle des angeblich hilflo-
sen Opfers der „gnadenlosen Ge-
sellschaft der Großen“ schlüpfen
können.
Außerdem sind Werbeindustrie

und Wirtschaft für die Infantilisie-
rung verantwortlich. Die Leute
sollen konsumieren – und je kin-
disch-ungezügelter sie dabei ih-
ren Bedürfnissen freien Lauf las-
sen, umso besser. Maßhalten und
Vernunftdenken verdirbt den

Konzernen nur die Bilanzen! Bes-
ser, die Leute wollen sich alles
und sofort „holen“, wie ein Drei-
jähriger im Spielzeugladen. Dann
brummt das Geschäft. 
Wahre Goldesel sind auch Er-

wachsene, die infantilen Freizeit-
beschäftigungen nachgehen – bis
hin zum Betriebsausflug in den
Vergnügungspark ohne die lästige
Mitnahme irgendwelcher Alibi-
Kinder. In der Freizeit- und
Unterhaltungsbranche werden
hierzulande pro Jahr rund 140
Milliarden Euro umgesetzt. Zum
Vergleich: Die Rüstungsindustrie
erwirtschaftet 20 Milliarden.
Des Weiteren hat die Wirtschaft

auch durch die sogenannte „In-
fantilisierung der Angestellten“
zur allgemeinen Regression in der
erwachsenen Bevölkerung beige-
tragen, wenn eine leitende Ange-
stellte beispielsweise Schreibti-
sche fordert, die mindestens ein
Drittel größer sind als die ihrer
Mitarbeiter. In diesem Falle steck-
te freilich keine eigennützige Ab-
sicht dahinter – vielmehr handelt
es sich um einen meist doch eher
unerwünschten Nebeneffekt des
Verlustes an Autonomie und der

Unterdrückung selbstständigen
Denkens infolge hierarchisch-re-
pressiver Formen der Unterneh-
menskultur.
In der Politik dagegen scheint

der Effekt höchst erwünscht.
Zwar kommt es zu keiner Umset-
zung der altbekannten Forde-
rung des nunmehrigen Anti-Pe-
gida-Barden Herbert Grönemey-
er, die da lautete „Kinder an die
Macht!“ Vielmehr gilt: „Durch
Kinder an die Macht!“ Denn Er-
wachsene, die in mentaler Un-
mündigkeit verharren, sind defi-
nitiv leichter zu regieren. Sie
quengeln zwar oft und laut, kön-
nen aber mittels Fernsehen,
Sport und vielerlei technischem

Schnickschnack leicht wieder
ruhiggestellt werden. Entschei-
dungen werden über die Köpfe
der Mitglieder der infantilen Ge-
sellschaft hinweg getroffen, was
durchaus zu lauten und trotzigen
Protesten führen kann, aber
mehr passiert dann in der Regel

nicht. Weil den meisten die er-
wachsen-konstruktiven Strate-
gien fehlen, mit der Situation
umzugehen. Bockig Wahlen zu
boykottieren, ist ein Ausdruck
dieser kindlichen Hilflosigkeit.
Ansonsten geht die infantile

Gesellschaft natürlich davon aus,
dass der Vater Staat ziemlich
mächtig und zugleich unendlich
wohlhabend ist – genauere Zah-
len will aber kaum jemand wis-
sen, oder die Bedeutung dersel-
ben wird nicht realisiert. Deshalb
sehen viele auch kein Problem
darin, Menschen aus aller Welt in
Deutschland zu alimentieren. Mit
anderen Worten: Die naiv-hysteri-
sche „Willkommenskultur“ in der
„Flüchtlings“-Krise war auch
Ausdruck der Infantilisierung un-
seres Landes. Verträumte Kinder,
denen es höchst selten an etwas
existenziell Wichtigem gemangelt
hat, sind gerne bereit, mit ihren
vielen neuen, exotischen Spielka-
meraden zu teilen – „Mutti Mer-
kel“ weiß schon, was sie tut, und
„Vater Staat“ schüttet sein Füll-
horn aus, das niemals leer wird,
denken diejenigen, welche auch
als Erwachsene kindisch geblie-
ben sind. Und davon gibt es eine
ganze Menge.

Wolfgang Kaufmann

Markenzeichen: Zorromaske,
liebliche Stimme und provo-

kative Texte: Irène gehört zur fran-
zösischen Mädchen-Popband Les
Brigandes. Ihre Songs sorgen gera-
de im Internet für Furore.  „Frau
Merkel muss weg“ ist einer ihrer
Hits. Darin heißt es; „Merkel ist ei-
ne Art Tyrann, eine Hexe, die mit
Gefühlen spielt.“ Angeprangert
wird die Rolle der Kanzlerin, in
der Flüchtlingskrise. „Wir sind to-
lerant und wir sind gut, aber wir

akzeptieren keine Unterwerfung,
niemals wird der Islam unsere Re-
ligion sein“, lautet eine andere
Textzeile. Die jungen Frauen aus
La Salvetat-sur-Agout in der Re-
gion Okzitanien singen auf Fran-
zösisch. Auf dem Internetportal
Youtube sind viele ihrer Musik-
videos mit deutschen Untertitel
zu sehen. Aber Vorsicht: Die
meisten Songs haben Ohrwurm-
Qualität. Man kriegt sie schwer
wieder aus dem Kopf. FH

»Das Salz der Erde«
In Fulda trafen sich 1300 Katholiken, die ihre »Kirche wieder mit Leben erfüllen« möchten

Ausbruch aus der „gnadenlosen Gesellschaft der Großen“: „Internationaler Kissenschlacht-
Tag“ in den USA, hier in einem Washingtoner Park Bild: pa 

Der Moment der Woche

Jedes zehnte Glas
Hipp-Babybrei löffeln
Erwachsene aus

Mutti Merkel
und 

Vater Staat

Die Amtskirche
beschleunigt ihren
eigenen Niedergang

Als erster, hat der US-amerikanische Schriftsteller, Gesellschafts-
kritiker und Protagonist der Männerbewegung, Robert Bly, auf

das Phänomen des infantilen Denkens und Verhaltens vieler Er-
wachsener von heute hingewiesen. In seinem 1997 erschienenen
Buch „Die kindliche Gesellschaft“ kritisierte er den weit verbreite-
ten Verlust der Fähigkeit zur Triebkontrolle und führte diesen auf
den allgemein akzeptierten Drang nach ungehemmter Selbstver-
wirklichung zurück.
Dem schloss sich 2004 Blys Landsmann Richard Sennett, ein So-

ziologe, in der Studie „Respekt im Zeitalter der Ungleichheit“ an.
Hier wurde dann auch erstmals von der „Infantilisierung der Ange-
stellten“ in unserer modernen Arbeitswelt gesprochen. Späterhin
machten der Wiener Philosoph Robert Pfaller und der belgische
Psychologe Paul Verhaeghe den Siegeszug des Neoliberalismus für
das kindische Gehabe vieler Menschen verantwortlich. Besonders
aufschlussreich ist in diesem Zusammenhang Pfallers Buch „Wofür
es sich zu leben lohnt“ von 2011 (Fischerverlag, 9,99 Euro). WK

Kindliches Gehabe
1997 wurde das Phänomen erstmals erkannt

Kinder sind happy, Erwachsene doof 
Ein Phänomen, das viele Politiker freut und verantwortungsvolle Denker erschreckt: Die Infantilisierung unserer Gesellschaft 
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Besuch vom 
Botschafter

Allenstein – Der Botschafter der
Bundesrepublik Deutschland in
Polen, Rolf Nikel, hat den ermlän-
disch-masurischen Woiwoden Ar-
tur Chojecki besucht. Sie sprachen
über eine Zusammenarbeit auf den
Gebieten Kultur, Touristik und
Wirtschaft. Chojecki hofft, mithilfe
der Botschaft leichter Zugang zu
Investoren zu bekommen. Nikel
unterstrich, dass Polen der fünft-
größte Handelspartner Deutsch-
lands sei und dass immer mehr
polnische Unternehmer in
Deutschland investieren wollten.
Er versprach, sich nach seiner 
Rückkehr nach Warschau mit Ver-
tretern der Industrie- und Han-
delskammer diesbezüglich zu tref-
fen. PAZ

Mehrere Gemeinden im
südlichen Ostpreußen
hatten vor Jahren zur Ret-

tung des Schlosses in Steinort auf-
gerufen. Derzeit dauern diese Be-
strebungen durch die Deutsch-Pol-
nische Stiftung zur Erhaltung der
Kulturdenkmäler an, die das Ge-
bäude im Spätherbst 2009 über-
nommen hat. Die Stiftung hat eine
Gesellschaft für die Verwaltung
des Denkmals gebildet. Innerhalb
weniger Jahre gelang es, das Dach
des Gebäudes dank der gesammel-
ten Mittel der Stiftung zu reparie-
ren sowie Decken und Balken vor
dem Zerfall zu schützen. 

2014 wurden im Schloss Ent-
wässerungs- und Isolierungsarbei-
ten durchgeführt, die mit Mitteln
der Familie von Lehndorff finan-
ziert wurden. Die Familie verkauf-
te auf einer Auktion in London ei-
nen Teil der Einrichtung vom
Schloss Steinort. Die eingenom-
menen 50000 Euro spendete sie
für die Rettung des Schlosses. Die-
se Arbeiten wurden durch einen
Experten aus der Bundesrepublik
Deutschland durchgeführt. 

Die Behörden von Angerburg
wollten die Arbeiten zusammen

mit der Deutsch-Polnischen Stif-
tung zur Erhaltung der Kultur-
denkmäler weiterführen. Die Stadt
beantragte die Aufnahme in die Li-
ste der wichtigsten Projekte im
Rahmen des Operationellen Pro-
gramms Ostpolen 2014–2020. Die
Kosten für die Modernisierung des
Schlosses betragen fast 
50 Millionen Euro. Die Hälfte der
Mittel soll von der EU kommen

und die andere Hälfte soll ein pri-
vater Investor tragen, den die Ge-
meinde von Angerburg finden
muss. 

Die Deutsch-Polnische Stiftung
zur Erhaltung der Kulturdenkmä-
ler hat knapp 750000 Euro für die
Durchführung des Sanierungspro-
jekts gesammelt. Die Dokumenta-
tion sollte im Juli 2016 Jahre abge-
schlossen sein. Die Behörden von

Angerburg hoffen, dass das
Schloss noch vor der Fußball-WM
2018 renoviert sein wird.

Das restaurierte Schloss Steinort
soll 1000 Betten in Luxus-Apparte-
ments, eine moderne Marina, Ten-
nisplätze, einen Golfplatz sowie ei-
nen Landeplatz für Kleinflugzeuge
und Hubschrauber bieten. Im
Schloss soll es auch ein Museum
geben, in dem die Touristen histo-

rische Exponate der Vorbesitzer
von Residenzen betrachten kön-
nen. Zuvor kündigte die Familie
von Lehndorff an, Gefäße des
Schlosses Steinort, die sie aus an-
deren deutschen Museen wieder-
bekommen hat, nach der Renovie-
rung des Schlosses als Dauerleih-
gabe auszustellen. 

Es soll auch ein europäisches
Schulungszentrum für Handwerk
und Denkmalpflege sowie das
Decken von Reetdächern entste-
hen. Das Schloss in Steinort hat ei-
ne lange und reiche Geschichte. Es
wurde in den Jahren 1689 bis 1691
gebaut. Das ursprünglich im Ba-
rockstil gehaltene Gebäude wurde
im Laufe der Jahre mehrmals um-
gebaut. In der zweiten Hälfte des
19. Jahrhunderts erhielt es sein
derzeitiges Aussehen. Es war der
Sitz der Familie von Lehndorff.
Nach dem gescheiterten Attentat
auf Adolf Hitler, an dem Heinrich
von Lehndorff beteiligt war, fiel
das Schloss in die Hände des
Außenministers des Dritten Rei-
ches, Joachim von Ribbentrop.
1945 entging Steinort der Zerstö-
rung. In den Jahren 1945 bis 1947
wurde es Sammelpunkt des von

den Sowjets konfiszierten Eigen-
tums, das für den Transport in den
Osten bestimmt war. 

Im Jahr 1949 wurde in Steinort
und seiner Umgebung die Staatli-
che Landwirtschaftliche Produk-
tionsgenossenschaft angelegt, und
das Schloss wurde für Büros, Woh-
nungen und Hauswirtschaftsräu-
me genutzt. 

Später ging das Schloss in den
Besitz des Polnischen Seemänni-
schen Bunds, der Gemeinde von
Angerburg und eines österreichi-
schen Unternehmers. Dann kaufte
es ein privates Unternehmen aus
Warschau. Doch der Investor hatte
kein Geld, um das Schloss zu re-
staurieren, und er übergab es im
Herbst 2009 an die Deutsch-Polni-
sche Stiftung zur Erhaltung der
Kulturdenkmäler. 

Der Zustand des Schlosses hat
sich deutlich verschlechtert, weil
es immer noch an ausreichenden
Investitionen fehlt, um den gesam-
ten Komplex zu retten. So kann es
immer noch nicht für den vorgese-
henen Zweck verwendet werden.
Gegenwärtig ist das historische
Gebäude nur teilweise restauriert

. Leszek Chaburski

Die Cranzer Stadtverwaltung hat
große Pläne: 23 Häuser im Zen-
trum sollen – Bürgerprotesten
zum Trotz – abgerissen werden,
die Mieter müssen umziehen. 

Das Ostseebad Cranz erfreut
sich bei Russen wachsender Be-
liebtheit. Und das, obwohl die
Stadt im Gegensatz zu Rauschen
keine gute Infrastruktur hat. Dafür
gibt es aber hier noch einen
Strand und die Nähe zur Kuri-
schen Nehrung. Gerade viele
Mos-kauer haben eigene Wohnun-
gen an der Ostseeküste. Die Nach-
frage wächst ständig. Um diese zu
befriedigen, werden immer neue
Grundstücke – meist in Wassernä-
he – zur Bebauung freigegeben.
Nach Sahnegrundstücke am Meer
gibt es eine regelrechte Jagd.

So hat die Behör-
den von Cranz be-
schlossen, ein gan-
zes Viertel im histo-
rischen Teil der
Stadt direkt am
Meer abzutragen
und die Mieter auf
Wohnungen am
Stadtrand zu vertei-
len. 23 Häuser aus
der Vorkriegszeit
wurden als ein-
sturzgefährdet eingestuft. Sie sol-
len deshalb abgerissen werden.
Die Stadt hat einen Wettbewerb
zur „Entwicklung dieses Gebiets“
ausgeschrieben. Es geht um den
Bereich in der Nähe der „Windro-
se“ auf der Promenade. Die 1,5
Hektar große  Fläche beträgt liegt
in der Nähe des Hotels Ostpreu-
ßen (heutige Straßennamen Mo-
skowskaja, Wolodarskogo, Tschka-
lowa, Oktjabrskaja). Die Mieter er-
fuhren von dem  geplanten Abriss
erst aus den Zeitungen..

Unmittelbar nach Bekanntwer-
den sammelten Bürgerinitiativen
Unterschriften gegen den Abriss
und sandten eine Petition an Gou-
verneur Anton Alichanow mit der
Bitte, die Abrisspläne zu stoppen. 

In der Petition heißt es: „Es gibt
allen Grund zur Annahme, dass

die Häuser auf der ,schwarzen Li-
ste‘ Merkmale von Objekten des
kulturellen Erbes sowie eines
Denkmals der Geschichte und Ar-
chitektur haben, und ihr Zustand
ist nicht so hoffnungslos, wie die
Beamten der Verwaltung es glau-
ben machen wollen. Der Verlust
von Altbauten verursacht einen ir-
reparablen Schaden am Erschei-
nungsbild der Stadt und ihrer hi-
storischen Gestalt. Es ist doch
merkwürdig, dass erst vor Kurzem
Reparaturen an den Fassaden vor-

genommen wurden und im Mo-
ment der Fassadenrenovierung
der Weiterbetrieb der Gebäude
außer Frage stand.“

Einige dieser Vorkriegsbauten
befinden sich zwar tatsächlich in
einem schlechtem Zustand und
müssten dringen restauriert wer-

den. Ein Teil von ihnen wurde erst
im vergangenen Jahr mit Mitteln
der öffentlichen Hand repariert.
Neben Fassaden wurden auch Dä-
cher erneuert, und sie sehen nun
recht stattlich aus. 

Alichanow reiste persönlich an
und sah sich die Häuser an. Seiner
Meinung nach befinden sich min-
destens sechs in einem guten Zu-
stand. Zudem fehlten Expertisen,
aus denen hervorginge, dass die
Häuser baufällig seien. Wenn man
weiß, wie üblicherweise in sol-

chen Fällen gehandelt wird, ist
kaum daran zu zweifeln, dass die
nötigen Dokumente bald auftau-
chen werden.

Die Cranzer Stadtverwaltung
hat angekündigt, die vom Abriss
bedrohten Häuser zu untersu-
chen, um die aufgebrachte Öffent-

lichkeit zu beschwichtigen. Die
Auftragnehmer, welche den Zu-
schlag erhalten, sollen den tech-
nischen Zustand der Gebäude
untersuchen und klären, ob es
sich um Denkmäler des kulturel-
len Erbes handelt.

Gleichzeitig erklärten die Ver-
antwortlichen, dass sie nicht alle
auf der Liste stehenden Häuser
abreißen wollten: „Wir planen,
dass der Investor, der die Aus-
schreibung um die Entwicklung
des Gebiets für sich entscheidet,

nicht den Abriss dieser Häuser,
sondern ihre Sanierung, Rekon-
struktion und Restaurierung be-
treibt. Denn es handelt sich wirk-
lich um ein historisches Zentrum
und wir erwarten, dass es in der
Form wiederhergestellt wird, wie
es vor 1945 war.“

Was gewöhnlich nach einer sol-
chen „Wiederherstellung“ ge-
schieht, ist nicht schwer zu erra-
ten. Alle Bauten werden früher
oder später abgerissen und an ih-
rer Stelle Luxusapartments ge-
baut. Ein Grundstück für den Bau
eines fünfstöckigen Luxushauses
ist bereits eingezäunt.

Die Mieter der Häuser, deren
Abriss schon feststeht, sollen an-
geblich in den Bereich des städti-
schen Friedhofs umgesiedelt wer-
den. Sie reagierten mit Galgenhu-
mor, indem sie meinten, dann
hätten sie es ja nicht mehr so weit
auf ihrem letzten Weg. Alle wis-
sen, dass sie in den neuen Häu-
sern mehr Komfort haben wer-
den, aber es ist eine Sache, in ei-
nem Haus zu leben, aus dessen
Fenstern man auf die Wellen des
Meeres blickt, und eine völlig an-
dere, wenn man am Stadtrand
lebt und auf einen Friedhof sieht.

Cranz bietet derzeit einen selt-
samen Anblick. In den Außenbe-
zirken rund um das Zentrum ent-
stehen immer neue Wohnbezir-
ke, die immer weiter in den
Grüngürtel hineinreichen. Im
Zentrum herrscht dagegen Ver-
wüstung, da die Behörden sich
beharrlich weigern, die alten
Wohnhäuser und deren Fassaden
zu sanieren.

Trotz aller Petitionen und Ex-
pertisen dürften deshalb bereits
in Kürze alle 23 Altbauten ver-
schwunden sein.

Jurij Tschernyschew

Cranz verliert sein historisches Antlitz
23 Vorkriegsbauten sollen der Abrissbirne zum Opfer fallen – Platz für Luxusapartments

Beide vom Abriss bedroht: Echte Ruine (l.) und bereits reno-
viertes Haus im Cranzer Zentrum Bilder: J.T.

Störungen 
des Verkehrs

Allenstein – Straße Nr. S7j: Hohen-
stein [Olsztynek] – Zalusken
[Załuski], Baustelle. Straße Nr. 7: El-
bing – Jazowa, Baustelle; Liebemühl
[Miłomłyn] – Osterode  Baustelle;
Osterode – Hohenstein [Olsztynek],
Baustelle; Bergheim [Gorki] –
Schwenteinen [Swietajny], Baustel-
le. Straße Nr. 15: Rheinsgut [Ryns-
kie] – Mörlen [Morliny], Baustelle.
Straße Nr. 16: Osterode – Alt
Jablonken [Stare Jabłonki], Baustel-
le; Groß Borken [Borki Wielkie] –
Sorquitten [Sorkwity], Baustelle.
Straße Nr. 16c: Allenstein – Fittigs-
dorf [Wójtowo], Baustelle. Straße
Nr. 51: Allenstein – Pagelshof [Ame-
ryka], Baustelle. Straße Nr. 53:
Schönwalde [Szczesne] – Klauken-
dorf [Klewki], Baustelle; Friedrichs-
hof [Rozogi], Baustelle. E.G.

Nr. 29 – 21. Juli 2017 

Bislang nur teilweise restauriert: Schloss Steinort Bild: Slavomir Milejski/CF

Schloss Steinort soll zur WM 2018 nutzbar sein
Restaurierungsarbeiten gehen nur schleppend voran – 1000 Betten, Marina, Golfplatz und Museum in Planung
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was doch ein altes Gesangbuch be-
wirken kann, das von aufmerksa-
men Lesern vor dem Reißwolf be-
wahrt wurde und nun durch unse-
re Ostpreußische Familie seinen
richtigen Platz gefunden hat. In
Folge 27 berichteten wir von dem
Fund, den Frau Karin von Seggern-
Lange in der Helgoländer Kirche
entdeckt und uns zugesandt hatte,
damit wir die eigentliche Besitze-
rin aus Danzig-Langfuhr, die es
1927 erhalten hatte, ausfindig ma-
chen konnten. Leider erbrachten
auch unsere Bemühungen nicht
den geringsten Hinweis, und es
blieb die Frage offen: Wo-
hin mit dem Evangelischen
Gesangbuch für Ost- und
Westpreußen und den dar-
in lose einliegenden alten
Zeitungsausschnitten über
Veranstaltungen in der Lu-
ther-Kirche von Danzig-
Langfuhr, die als Doku-
Material schon sehr inter-
essant sind – wenn, ja
wenn es in die richtigen
Hände kommt. Und die ge-
hören nun der Kustodin
Grazyna Patryn, die im
Heimatmuseum von Kro-
ckow in Hinterpommern
eine beachtliche Kulturar-
beitet leistet, die weit in
die deutsche Vergangen-
heit zurückgeht. Als Bei-
spiel sei nur die zurzeit
laufende Königsberg-Aus-
stellung genannt. Auch die
von dem Museum heraus-
gegebenen Bücher vermitteln ei-
nen Einblick in das kulturelle Le-
ben vergangener Jahrhunderte wie
das Buch „So sein wie Fichte“. Der
deutsche Philosoph Johann Gott-
lieb Fichte hatte hier zwei Jahre als
junger Hauslehrer der Familie von
Krockow verbracht, angeblich auf
den Rat von Kant, als Fichte nach
seinem Studium ohne eine feste
Anstellung in Königsberg lebte.
Hier, so dachte ich, hätte das Ge-
sangbuch einen sicheren und
sichtbaren Vitrinenplatz, und so
übergab unser alter Freund Horst
Zander, der ebenfalls in Hinter-
pommern lebt, der Kustodin per-
sönlich den Fund aus der Helgo-
länder Kirche. Ein kleines Danke-
schön hatte ich erwartet, aber was
nun kam, überraschte mich doch
sehr, denn Frau Patryn gab in ei-
nem Brief, in dem sie auch auf an-
dere ihr überlassene Zeitdoku-
mente einging, ihrer Freude an

dem Gesangbuch wie folgt Aus-
druck:
„Glauben Sie mir, ich kann es

schwer in Worte packen, wie ich es
ausdrücken möchte. Ich bin sehr
gerührt und geehrt über Ihre Groß-
zügigkeit. Haben Sie vielen Dank
vor allem für das Gebetsbuch mit
seiner tollen Geschichte. Das ist im
Augenblick wirklich die tollste Ge-
schichte, die ich bei der Führung
durch unsere Ausstellung erzählen
kann – und es gibt niemanden, der
nicht von ihr angetan ist und ohne
das Nachdenken das Museum ver-
lässt. Erlauben Sie mir, diese Ge-
schichte in Form eines Artikels zu
veröffentlichen?“ 
Dieser Dankesbrief wird sicher-

lich auch die Retterin des Gesang-
buches erfreuen, selbst wenn sich
die einstigen Besitzer nicht gemel-

det haben. Aber dass dieses alte
Gesangbuch nun als eines der
wertvollsten Exponate in einem
Heimatmuseum seinen endgülti-
gen Platz findet, statt im Reißwolf
zu landen, das ist schon wirklich
eine erfreuliche Geschichte – die
unsere Ostpreußische Familie
schrieb.
Und auch bei der nächsten fin-

det sie den richtigen Weg, den wir
schon in Folge 27 angedeutet hat-
ten: Es handelt sich um die Bilder-
sammlung, die Frau Ingrid Kira aus
Bad Vilbel im Nachlass ihres 1900
geborenen Onkels gefunden hatte,
der mit den alten Fotos das Geden-
ken an die Memelheimat bis zu sei-
nem Tod bewahrte. Frau Kira woll-
te diese Bilddokumente aus der
Zeit vor dem Ersten Weltkrieg ger-
ne weitergeben – aber an wen? Al-

so zuerst einmal an die Ostpreußi-
sche Familie. Ein Blick in die un-
sortierte Sammlung genügte, um
festzustellen, dass es sich um eine
Familiengeschichte aus Memel
handelt, die hier bildlich doku-
mentiert wird in 88 Aufnahmen
aus Fotoateliers und frühen Privat-
aufnahmen, ergänzt durch Postkar-
ten aus Memel um die Jahrhun-
dertwende, unsortiert und zum Teil
leider auch nicht beschriftet. Diese
Sammlung gehörte in Fachhände,
erst dann würde ihr dokumentari-
scher Wert erkennbar sein. Ein An-
ruf bei Frau Karin Gomolka, und
der Weg war gewiesen. Die Leiterin
der Düsseldorfer Gruppe der Ar-
beitsgemeinschaft der Memelland-
kreise bot sich an, die Sammlung
ihrem Archiv in Memel zu über-
mitteln, was dann auch geschah.

Nun werden die alten Aufnahmen,
die zum Teil aus der zweiten Hälf-
te des 19. Jahrhunderts stammen,
von den Archivarinnen ausgewer-
tet und zu einem Familienbild ge-
ordnet, das als Bildchronik einen
untrüglichen Einblick in das dama-
lige Leben in Memel bietet, der
auch Besuchern vermittelt werden
soll. Wie und wann – das werden
wir dann erfahren und an die Ost-
preußische Familie weitergeben.
Frau Ingrid Kira wird sich gefreut
haben, als ihr dieses von Frau Go-
molka mitgeteilt wurde. „Ich konn-
te doch die Bilder nicht einfach
wegwerfen“, sagt sie. Ein Glück,
dass sie es nicht getan hat.
Und dann war da das alte Foto

von einer zerstörten Straße nach
dem Russeneinfall im Ersten Welt-
krieg – aber in welcher ostpreußi-

schen Stadt? Herr Norbert Haack
aus Duderstadt wollte es wissen,
und wir brachten seinen Such-
wunsch in Folge 26. Zwar hat er
bisher noch keine endgültige Lö-
sung erhalten, aber wenn sie
kommt, wird er sie uns wissen las-
sen. So freue ich mich zuerst ein-
mal über seinen Dank für die Ver-
öffentlichung, aber noch mehr für
seine guten Wünsche zu meiner
Genesung. Und er bezieht auch an-
dere Leser mit ein, wenn er
schreibt: „Eine große Freude be-
schenkte uns die PAZ Nr. 26, denn
Sie sind wieder da und mit Ihnen
die Ostpreußische Familie. Mit al-
len treuen Freunden wünsche ich
Ihnen noch recht viel Schaffens-
kraft in Ihrer Tätigkeit für Ostpreu-
ßen. Ich wünsche Ihnen weiterhin
alles erdenkliche Gute!“ Mein

Dank gilt allen alten und
neuen Freunden, die an
mich gedacht haben, seit
sie beim Ostpreußentref-
fen in Neuss erfuhren, dass
ich im Krankenhaus lag.
Frau Irmtraud Sigrid Bieß-
ner aus Neuss beschreibt
das mit eindringlichen
Worten: „Beim Ostpreu-
ßentreffen machte am
Nachmittag die geflüsterte
Mitteilung die Runde: Ruth
Geede hatte einen Unfall,
ja, aber sie hatte sich ,nur‘
etwas gebrochen. Na ja, bei
jemandem, der etwas älter
ist, heißt das absolut nichts
Gutes. Aber jetzt finde ich
wieder in gewohntem Ton
Ihren Brief an ,mich‘! Ich
freue mich so sehr darü-
ber, dass ich mich spontan
hinsetze, um Ihnen meine
besten Wünsche zur Gene-

sung zu senden!“ Also, da muss
man ja wieder auf die Beine kom-
men, im wahrsten Sinne des Wor-
tes. Übrigens ist Frau Bießner auch
auf das von Herrn Haack über-
mittelte Foto eingegangen: „Es ist
leider nicht Neidenburg, obwohl
dort der zerstörte Markt nach dem
21. August 1914 auch so aussah.“
Da kennt sich Irmtraut Bießner, ei-
ne geborene Kalwa, gut aus, und
sie ist bemüht, das Andenken an
diese masurische Stadt zu bewah-
ren. Im Augenblick ist sie dabei, al-
te Fotos aus Neidenburg in ein
Internet-Archiv einzuscannen.
Unsere alten ostpreußischen

Ortsnamen sind immer wieder ein
Grund zu Anfragen, denn sie kön-
nen leicht zu Irrtümern führen.
Meistens handelt es sich um Orte
mit prussischen, litauischen oder
masurischen Namen, die 1938 um-
getauft wurden. Aber im Fall von
Frau Christel Meurer aus Loffenau
ist es ein alter deutscher Name, der

eigentlich keine Schwierigkeiten
bereiten sollte – wenn es ihn nicht
zweimal in Ostpreußen gäbe:
Mühlhausen – einmal im Kreis Pr.
Holland gelegen, zum anderen im
Kreis Pr. Eylau südlich von Königs-
berg. Beide Orte sind Ordensgrün-
dungen, beide haben sich in die
Geschichte unserer Heimat einge-
schrieben, man denke nur an die
jüngste Tochter Martin Luthers,
Margarete von Kuenheim, die im
nördlichen Mühlhausen begraben
liegt. Aber in unserem Fall geht es
um eine Geburt, und zwar um die
von Frau Meurer, die als Christel
Dagmar Jäger am 24. Dezember
1944 in Mühlhausen geboren wur-
de. Besiegelt mit dem Stempel vom
„Standesamt Mühlhausen Ostpr.“
Ein Fluchtkind, denn die Familie
stammte aus Sanden im Kreis An-

gerapp, wo der Vater Otto Jäger als
Gutsgärtner tätig war. Sein Arbeits-
platz wird das Vorwerk Sanden-
walde gewesen sein, von wo das
Ehepaar Jäger auf die Flucht ging,
Frau Erna geborene Buddning
hochschwanger. Frau Meurer be-
sitzt noch die am 30. Dezember
1944 ausgestellte Geburtsurkunde,
die für sie jetzt ein Wegweiser ist,
denn sie will ihren Geburtsort ken-
nenlernen. Und so reiste sie schon
dreimal nach Ostpreußen, um die
Heimat ihrer Eltern zu erkunden,
und besuchte dabei auch Mühl-
hausen im Kreis Pr. Holland, be-
gann dort nachzuforschen, aber es
gab keine Unterlagen mehr über
die betreffenden Vorgänge. Sie er-
fuhr erst später, dass es noch ein
zweites Mühlhausen in Ostpreu-
ßen gab, eben jenen Kirchenort in
Natangen südlich von Königsberg.

Und nun fragt Christel Meurer: In
welchem Mühlhausen bin ich ge-
boren? Niemand konnte ihr bisher
helfen, und da ist nun die Ostpreu-
ßische Familie gefragt. Meiner Mei-
nung nach kann es sich nur um
Mühlhausen im Kreis Pr. Eylau
handeln, denn es gibt noch einen
zweiten Hinweis für diesen Flucht-
weg: Christel wurde im Flücht-
lingslager 22 in Kopenhagen ge-
tauft. Folglich muss die Familie bei
der großen Rettungsaktion über
See nach Dänemark gekommen
sein, was wahrscheinlich über Pil-
lau erfolgte. Deshalb erste Fragen
in dieser Suchaktion, die uns noch
länger beschäftigen wird: Wer
kannte die Familie Jäger aus San-
denwalde, wer ging mit ihr zusam-
men auf die Flucht? Wer erinnert
sich von den ehemaligen Bewoh-

nern der beiden namensgleichen
Orte an diese Flüchtlingsgeburt am
Heiligen Abend? Wer war im däni-
schen Flüchtlingslager 22 mit der
Familie Jäger zusammen? Frau
Meurer würde sich freuen, wenn
ihre Frage nach dem Ort, in dem
sie zur Welt kam, geklärt werden
könnte und sie auf ihrer nächsten
Ostpreußenreise ihren wirklichen
Geburtsort findet. (Christel Meurer
geborene Jäger, Bocksteinweg 7 in
76597 Loffenau, Telefon 07083
3573, E-Mail: meurer-loffenau@
oneline.de)

Eure

Ruth Geede

OSTPREUSS ISCHE FAMIL IE

Alle in der »Ostpreußischen Familie« abgedruckten Namen und Daten werden auch ins

Internet gestellt. Eine Zusendung entspricht somit auch einer Einverständniserklärung! 

Lewe Landslied, 
liebe Familienfreunde,

Wer weiß etwas? Wer kennt die-
sen lieben Menschen? Wer kann
weiter helfen?
Das schwere Schicksal der

Vertriebenen hat bei den Betrof-
fenen und ihren Nachkommen
unendlich viele Fragen aufge-
worfen. Ruth Geede sucht in ih-
rer Rubrik „Die ostpreußische
Familie“ nach den Antworten.
Die Schriftstellerin und Journali-
stin wurde 1916 in Königsberg
geboren. Seit 1979 ist sie die
„Mutter“ der Ostpreußischen Fa-
milie. Ihre Kenntnis und ihre Le-
benserfahrung halfen bereits
vielen hundert Suchenden und
Wissbegierigen weiter. Es geht

um das Auffinden verschollener
Familienmitglieder und Freunde,
um Ahnenforschung oder wich-
tige Fragen zur ostpreußischen
Heimat.
Anfragen an: Redaktion Preu-

ßische Allgemeine Zeitung,
Buchtstraße 4, 22087 Hamburg,
r e d a k t i o n@ p r e u s s i  s c h e -
allgemeine.de
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Am 3. Juli wurde in War-
schau der 95. Jahrestag der
Inkorporation Ostober-

schlesiens in den polnischen Staat
gefeiert. Aus diesem Anlass prä-
sentierte das Kattowitzer Institut
für Nationales Gedenken (IPN) ein
Jubiläumsabzeichen, das an das
Ereignis erinnert und eine Replik
des am 20. Juni 1922 in Krakau ge-
prägten Abzeichens darstellt. 
„Der einzige Unterschied ist die

Größe. Unser Abzeichen ist etwas
kleiner, damit es zu keiner Ver-
wechslung auch unter Sammlern
kommen kann. Dieses Abzeichen
zeigt den schlesischen Adler mit
Krone und war damals ein Zei-
chen der Freude über den An-
schluss der Region an die Repu-
blik Polen“, sagte Aleksandra Ko-
rol-Chudy vom IPN Kattowitz
gegenüber Polskie Radio 24. 
Aus Anlass des Jubiläums wur-

de am 5. Juli im Kattowitzer IPN
eine Konferenz durchgeführt, bei

der der Öffentlichkeit das IPN-Ab-
zeichen präsentiert wurde. Einge-
laden waren unter anderem auch
Gymnasiasten aus Berun [Bierun]
und Radzionkau [Radzionkow],
deren Schulen den Namen „Schle-
sische Aufständische“ tragen, so-
wie aus dem Lyzeum der „Freunde
des oberschlesischen Landes“ aus
Königshütte [Chorzow]. Während
der Konferenz wurde an die feier-
liche Begrüßung der polnischen
Armee auf dem Kattowitzer Ring
genauso erinnert, wie an den
Besuch Marschall Jozef Piłsudskis
im August 1922 in Kattowitz, mit
der die Annexion unterstrichen
wurde. 
Im September 1922 wurden

Wahlen zum Kattowitzer Sejm
(Landtag) durchgeführt und die
Oberschlesische Autonome Woi-
wodschaft gegründet. Der westli-
che Teil Oberschlesiens mit vielen
Dörfern, in denen es bei einer
Volksabstimmung polnische

Mehrheiten gab, verblieb beim
Deutschen Reich. Doch die nun
polnisch gewordenen Großstädte
Ostoberschlesiens be-
scherten den Deut-
schen im Gesamtab-
stimmungsgebiet eine
deutliche Mehrheit –
in Kattowitz zum Bei-
spiel betrug der An-
teil der deutschen
Option über 80 Pro-
zent. 
Mitglieder einer so-

genannten Rekon-
struktionsgruppe prä-
sentierten bei der
Konferenz Schülern
die Uniform und Aus-
rüstung der polni-
schen Aufständi-
schen. „Als IPN wol-
len wir dieses freudi-
ge Ereignis feiern und
zeigen, wie wichtig es
ist, an diese histori-

sche Begebenheit und ihre Jubi-
läen zu erinnern. Doch das Jubi-
läum ist erst das Präludium zur

Einhundertjahrfeier der Erlan-
gung der polnischen Unabhängig-
keit im nächsten Jahr“, so Andrzej
Sznajder, Leiter des IPN Kattowitz.
„Wir wollen daran erinnern, dass
die letztendliche Übernahme ei-
nes Teils Oberschlesiens kein Ge-
schenk von niemanden an Polen
war, sondern die Konsequenz vie-
ler Bestrebungen, Kämpfe und di-
plomatischer Bemühungen – ei-
nes enormen Engagements der
oberschlesischen Bevölkerung
und – was man nicht vergessen
darf – eines enormen Engage-
ments der polnischen Gesell-
schaft, die diesen Bestrebungen
der Rückkehr (Ober-)Schlesiens
zu Polen sehr stark und aktiv an-
gefeuert hat“, so Sznajder im Pol-
skie Radio 24. 
Auch die in Ostoberschlesien

starke Bewegung für die Autono-
mie Oberschlesiens feiert, aber
ein anderes Datum. Am 15. Juli
wird der jährliche Marsch der

Autonomiebewegung durch Katto-
witz’ Straßen ziehen. Gedacht
wird des 97. Jahrestages der Pro-
klamation des Autonomiestatuts
der Woiwodschaft Schlesien
durch das polnische Parlament
1920. Die damalige Autonomie,
die nach dem Ende der NS-Zeit
bis heute nicht wieder hergestellt
wurde, trug zur wirtschaftlichen
Konsolidierung der Region in der
Zwischenkriegszeit bei. Die ober-
schlesischen „Autonomisten“ stre-
ben ein Polen der Regionen an
und betonen die deutschen, tsche-
chisch-böhmischen und polni-
schen Einflüsse der Region gleich-
ermaßen, anstatt einseitig national
die Geschichte zu deuten. Ob bei
der Kundgebung, die fast schon ei-
nem Volksfest ähnelt, fröhliche
Oberschlesier mit dem „Inkorpo-
rationsabzeichen“ laufen werden
ist daher unwahrscheinlich bezie-
hungsweise nur mit satirischer In-
tention denkbar. Chris W. Wagner

Doppeltes Gedenken in Kattowitz
Vor 95 Jahren wurde Ostoberschlesien annektiert, vor 97 Jahren das Autonomiestatut der Woiwodschaft Schlesien proklamiert

ÖSTL ICH VON ODER UND NEISSE

Jedes Jahr am 15. Juli in Kattowitz: Marsch
der Autonomiebewegung Bild: Wagner

Kirche in Mühlhausen Bild: Bildarchiv Ostpreußen
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2017
22. bis 24. September: Geschichtsseminar in Helmstedt
21. bis 23. Oktober: 11. Kommunalpolitischer Kongress in Allen-
stein (geschlossener Teilnehmerkreis)

5. bis 8. November: Kulturhistorisches Seminar für Frauen in
Helmstedt

13. bis 19. November: Werkwoche in Helmstedt

2018
17. bis 18. März: Arbeitstagung der Kreisvertreter in Helmstedt
7. bis 8. April: Arbeitstagung der Deutschen Vereine in Sensburg

Auskünfte erhalten Sie bei der Bundesgeschäftsstelle der Lands-
mannschaft Ostpreußen, Buchtstraße 4, 22087 Hamburg, 
Telefon (040) 41400826, E-Mail: info@ostpreussen.de, Internet: 
www.ostpreussen.de

TERMINE DER LO

ZUM 103. GEBURTSTAG

Staats, Erwin, aus Gollen, Kreis
Lyck, am 26. Juli

ZUM 101. GEBURTSTAG

Göbel, Christel, geb. Schulz, aus
Lyck, Hindenburgstraße 40, am
24. Juli

ZUM 98. GEBURTSTAG

Nadrowski, Anna, aus Heinrichs-
dorf, Kreis Neidenburg, am 
23. Juli

ZUM 97. GEBURTSTAG

Vogel, Brigitte, geb. Rockstroh,
aus Friedrichshof, Kreis Ortels-
burg, am 27. Juli

ZUM 96. GEBURTSTAG

Bräunig, Elli, geb. Acktun, aus
Schillenberg, Kreis Wehlau, am
21. Juli

Burger, Dora, geb. Josuttis-Sieg-
enthaler, aus Lyck, Bismarck-
straße 36, am 26. Juli

Felke, Helena, geb. Kaminski, aus
Dietrichsdorf, Kreis Neiden-
burg, am 23. Juli

Kurtz, Edeltraut, geb. Liebich, aus
Prostken, Kreis Lyck, am 23. Ju-
li

Litzbarski, Lene, geb. Cybulla,
aus Groß Schläfken, Kreis Nei-
denburg, am 25. Juli

ZUM 95. GEBURTSTAG

Greifenberg, Hildegard, geb. Ku-
kowski, aus Martinshöhe, Kreis
Lyck, am 26. Juli

Griesel, Emmi-Wanda, geb. Brus-
sas, aus Sentken, Kreis Lyck, am
25. Juli

Herrmann, Fritz, aus Herzogskir-
chen, Kreis Treuburg, am 27. Ju-
li

ZUM 94. GEBURTSTAG

Riecken, Hildegard, geb. Glaubitt,
aus Steintal, Kreis Lötzen, am
23. Juli

Schimnossek, Elisabeth, aus Will-
kassen, Kreis Treuburg, am 
25. Juli

Wagner, Heinz, aus Tapiau, Kreis
Wehlau, am 25. Juli

Wasilewski, Mathilde, geb. Ka-
minski, aus Millau, Kreis Lyck,
am 23. Juli

ZUM 93. GEBURTSTAG

Brendel, Antonie, geb. Bemba,
aus Königsfließ, Kreis Lötzen,
am 26. Juli

Mäckle, Irmgard, geb. Pallasch,
aus Altkirchen, Kreis Ortels-
burg, am 23. Juli

Marzischewski, Heinz, aus
Schönhorst, Kreis Lyck, am 
23. Juli

Matzeit, Ella, geb. Broszeit, aus
Heinrichswalde, Kreis Elchnie-
derung, am 25. Juli

Menzemer, Lieselotte, geb. Kara-
schewski, aus Regeln, Kreis
Lyck, am 22. Juli

Niebler, Gertrud, geb. Ryck, aus
Auglitten, Kreis Lyck, am 21. Ju-
li

Schellong, Günter, aus Willen-
berg, Kreis Ortelsburg, am 
21. Juli

Schuba, Hildegard, geb. Reetz,
aus Seedranken, Kreis Treu-
burg, am 24. Juli

Strodt, Ursula, geb. Ruhnau, aus
Mensguth, Kreis Ortelsburg,
am 23. Juli

Zabel, Margarete, geb. Krüger,
aus Kandien, Kreis Neidenburg,
am 25. Juli

ZUM 92. GEBURTSTAG

Abbott, Eva-Maria, geb. Paprotka,
aus Treuburg, am 25. Juli

Bottke, Helene, geb. Siminoff, aus
Seehag, Kreis Neidenburg, am
27. Juli

Ewert, Ulrich, aus Sangnitten,
Kreis Preußisch Eylau, am 
25. Juli

Falk, Elsa, Kreis Gerdauen, am
25. Juli

Hammann, Waltraut, geb. Schön-
hoff, aus Grunau, Kreis Heili-
genbeil, am 22. Juli

Holubek, Sonja, geb. Gall, aus
Wehlau, Kreis Wehlau, am 
22. Juli

Joswich, Erika, geb. Ballnus, aus
Tapiau, Kreis Wehlau, am 
24. Juli

Klipp, Liesbeth, geb. Jackson, aus
Windau und Magdalenz, Kreis
Neidenburg, am 22. Juli

Kruse, Eva-Edith, geb. Sieloff, aus
Schakendorf, Kreis Elchniede-
rung, am 25. Juli

Nikulski, Irmgard, aus Gollen,
Kreis Lyck, am 22. Juli

Petermann, Siegfried, aus See-
brücken, Kreis Lyck, am 21. Juli

Radigk, Herbert, aus Frischenau,
Kreis Wehlau, am 25. Juli

Schmedemann, Frieda, aus Sol-
dahnen und Spirgsten, Kreis
Lötzen, am 21. Juli

Schweers, Lieselotte, geb. Hein,
aus Treuburg, am 22. Juli

ZUM 91. GEBURTSTAG

Duszny, Emil, aus Lengau, Kreis
Treuburg, am 21. Juli

Fiedrich, Kurt, aus Altkirchen,
Kreis Ortelsburg, am 24. Juli

Heinsch, Gertrud, geb. Dehnert,
aus Alt Kriewen, Kreis Lyck, am
25. Juli

Lange, Dorothea, aus Pfaffendorf,
Kreis Ortelsburg, am 24. Juli

Mick, Hilda, geb. Crispin, aus Au-
erbach, Kreis Wehlau, am 
27. Juli 

Schunder, Waltraud, geb. Baran-
owski, aus Gutfeld, Kreis Nei-
denburg, am 24. Juli

Stiller, Alfred, aus Schönhorst,
Kreis Lyck, am 25. Juli

Weiß, Christel, aus Norkitten,
Kreis Wehlau, am 24. Juli

Wienand, Brunhild, geb. Horn,
aus Wehlau, am 23. Juli

Wnuck, Harri, aus Kuckerneese,
Kreis Elchniederung, am 21. Ju-
li

ZUM 90. GEBURTSTAG

Assmus, Rosemarie, geb. Stern,
aus Ortelsburg, am 21. Juli

Bönsch, Herta, geb. Jankowski,
aus Hansbruch, Kreis Lyck, am
21. Juli

Gesick, Heinrich, aus Sanditten,
Kreis Wehlau, am 27. Juli

Jautelat, Heinrich, aus Matten,
Kreis Ebenrode, am 21. Juli

Löffler, Theodor, Kreisgruppe
Düsseldorf, am 1. Juli

ZUM 85. GEBURTSTAG

Brennemann, Ernst, aus Ehren-
walde, Kreis Lyck, am 22. Juli

Czapla, Christa, aus Reuß, Kreis
Treuburg, am 21. Juli

Donder, Edith, geb. Kania, aus
Stettenbach, Kreis Lyck, am 
27. Juli

Dworak, Irma, aus Neuendorf,
Kreis Lyck, am 23. Juli

Fabian, Günter, aus Rehwalde,
Kreis Elchniederung, am 21. Ju-
li

Ganswind, Günter, aus Kelchen-
dorf, Kreis Lyck, am 25. Juli

Glanert, Lydia, geb. Nowotsch,
aus Treuburg, am 24. Juli

Glowienka, Helga, geb. Skuttnick,
aus Rauschenwalde, Kreis Löt-
zen, am 22. Juli

Klement, Christel, geb. Kubernus,
aus Buttken, Kreis Treuburg,
am 24. Juli

Knackstädt, Christel, aus Königs-
berg, am 27. Juli

Labusch, Horst, aus Babanten,
Kreis Ortelsburg, am 24. Juli

Mamet, Edith, geb. Mlodoch, aus
Klein Sakrau und Grenzdamm,
Kreis Neidenburg, am 26. Juli

Marzowka, Margarete, geb. Kie-
jewski, aus Neuendorf, Kreis
Treuburg, am 24. Juli

Rahlmeyer, Margarete, geb. Pete-
reit, aus Altengilge, Kreis Elch-
niederung, am 22. Juli

Rimmek, Werner, aus Lötzen, am
27. Juli

Stoll, Edith, geb. Brand, aus Nei-
denburg, am 26. Juli

Taranowski, Georg, aus Groß Le-
schienen, Kreis Ortelsburg, am
23. Juli

Weihs, Gerhard, aus Klein Stür-
lack, Kreis Lötzen, am 27. Juli

Wieberneit, Heinz, aus Neuend-
orf, Kreis Lyck, am 22. Juli

ZUM 80. GEBURTSTAG

Bergen, Walter, aus Seeheim,
Kreis Lyck, am 8. Juli

Blechert, Arthur, aus Kattenau,
Kreis Ebenrode, am 21. Juli

Botzek, Helmut, aus Jägersdorf,
Kreis Neidenburg, am 26. Juli

Büsing, Gisela, geb. Lemke, aus
Weißensee, Kreis Wehlau, am
24. Juli

Chitralla, Irmgard, geb. Lendzian,
aus Neuendorf, Kreis Lyck, am
21. Juli

Dembski, Helmut, aus Klein
Lensk, Kreis Neidenburg, am
24. Juli

Fasbinder, Urte, aus Breitenhof,
Kreis Elchniederung, am 26. Ju-
li

Fraaz, Günter, aus Burgkampen,
Kreis Ebenrode, am 25. Juli

Friebner, Ingrid, geb. Sarkowski,
aus Lyck, am 21. Juli

Hagemann, Gabriele, geb. Go-
rontzi, aus Ortelsburg, am 
26. Juli

Kolnisko, Heinrich, aus Herzogs-
kirchen, Kreis Treuburg, am 
22. Juli

Kollat, Christa, geb. Buttgereit,
aus Seefrieden, Kreis Lyck, am
25. Juli

Kressmer, Egon, aus Lyck, am 
26. Juli

Lange, Elsbeth, geb. Duddek, aus
Jürgenau, Kreis Lyck, am 27. Ju-
li

Minga, Harry, aus Lauken, Kreis
Lötzen, am 22. Juli

Potschka, Dr. med. Klaus, aus
Mensguth, Kreis Ortelsburg,
am 26. Juli

Sadlowski, Horst, aus Lieben-
berg, Kreis Ortelsburg, am 
27. Juli

Sander, Regina, geb. Meier, aus
Ortelsburg, am 24. Juli

Schulze, Christiane, geb. Heckel,
aus Bäslack, Kreis Rastenburg,
am 21. Juli

Strothteicher, Helga, geb. Dufke,
aus Canditten, Kreis Preußisch
Eylau, am 23. Juli

Suttka, Erika, geb. Kaczenski, aus
Wilhelmsthal, Kreis Ortelsburg,
am 23. Juli

Wachs, Helga, geb. Krzysanows-
ki, aus Gedwangen, Kreis Nei-
denburg, am 23. Juli

Wagner, Helga, geb. Borkowski,
aus Herrendorf, Kreis Treuburg,
am 23. Juli

Wieschollek, Werner, aus Gram-
men, Kreis Ortelsburg, am 
23. Juli

Ziemek, Siegfried, aus Binien,
Kreis Lyck, am 26. Juli

ZUM 75. GEBURTSTAG

Baß, Eckhardt, aus Paterswalde,
Kreis Wehlau, am 26. Juli

Berndt, Brigitte, geb. Roschkows-
ki, aus Dietrichsdorf, Kreis Nei-
denburg, am 25. Juli

Frey, Ursula, geb. Riegel, aus Klo-
ken, Kreis Elchniederung, am
26. Juli

Kobialka, Manfred, aus Satticken,
Kreis Treuburg, am 24. Juli

Pehn, Gerhard, aus Allendorf,
Kreis Neidenburg, am 26. Juli

Walter, Waltraud, geb. Nascho-
kin, aus Wilpen, Kreis Ebenro-
de, am 23. Juli

Meier, Bernhard, und Ehefrau
Wally, geb. Kindler, beide aus
Gerswalde, Kreis Mohrungen,
am 26. Juli

Alle auf den Seiten »Glückwünsche« und »Heimatarbeit« abgedruckten 

Berichte und Terminankündigungen werden auch ins Internet gestellt. 

Eine Zusendung entspricht somit auch einer Einverständniserklärung! 

Sonnabend, 5. bis Sonntag, 
13. August: Sommerreise Ebenro-
de-Schloßberg-Eydtkau, ab Wup-
pertal. Anfragen: Scheer-Reisen,
Leonhardstraße 26, 42281 Wup-
pertal, Telefon (0202) 500077, in-
fo@scheer-reisen.de.

Dienstag, 1. bis Freitag, 4. Au-
gust, Heinrichswalde: Teilnahme
am Stadtfest und Übergabe der
Bruderhilfe.

Sonnabend, 5. bis Sonntag, 
6. August, Eckernförde: 63. Pillau-
er Heimattreffen. Informationen:
Erika Kruse, Telefon (04346)
6011463.

Sonnabend, 9. September, 
9 Uhr, Hotel Esplanade, Bahn-
hofstraße 8, Bad Nenndorf:

Kreistagssitzung. Gemäß § 5 Nr. 4
unserer Satzung vom 29. Septem-
ber 2012 sind wir verpflichtet, den
Termin der nächsten Kreistagssit-
zung, die für den 9. September
2017, 9 Uhr, im Hotel Esplanade in
Bad Nenndorf, Bahnhofstraße 8,
anberaumt wird, vor der Ladungs-
frist in der Preußischen Allgemei-
nen Zeitung bekanntzugeben. Alle
Vorstands- und Kreistagsmitglieder
sowie die Mitglieder des Ältesten-
rates erhalten rechtzeitig die Einla-
dung zur Kreistagssitzung mit den
aktuellen Tagesordnungspunkten
zugeschickt.

Wir laden zu unserem Haupt-
kreistreffen am 9. und 10. Septem-
ber 2017 nach Bad Nenndorf ein.
Veranstaltungsort ist das Hotel
Esplanade in der Bahnhofstraße
8, in dem uns Räume zur Verfü-
gung stehen. Zu unserem diesjäh-
rigen Hauptkreistreffen laden wir
alle Landsleute aus dem Kreis
Gerdauen sowie alle, die sich un-
serem Heimatkreis verbunden
fühlen oder sich dafür interessie-
ren, ein.
Folgendes Programm hat unser

Festausschuss zusammengestellt: 
Sonnabend, 9. September, 

10 Uhr: Öffnung des Veranstal-
tungsraumes im Hotel Hansen
(Infostand mit Büchern, Heimat-
andenken und Marzipan; Öff-
nungszeiten werden vor Ort fest-
gelegt); 
9 bis 11 Uhr: Kreistagssitzung 
11 Uhr: Begrüßung
Im Laufe des Tages: Gelegenheit

zum Kennenlernen und Wieder-
sehen von Landsleuten aus dem
Heimatkreis und zum direkten
Kontakt mit ihren Kirchspielver-
tretern (nach der Kreistagssit-
zung) 
14 bis 16 Uhr: Filmvorführun-

gen über Ostpreußen vor 1945
und den Kreis Gerdauen nach
1945 
16.30 bis 18 Uhr: „Ich war doch

erst neun – Meine unfreiwillige
Kindheit in Lettland“ - Lesung:
Benita Junge nach den gleichna-
migen Erinnerungen ihres Vaters
Bernhard Kattoll, Jessen (früher
Rosenthal bei Muldszen/Mulden) 
18.30 Uhr: Begrüßung und ge-

meinsames Abendessen, an-
schließend gemütliches Beisam-
mensein mit Musik und kleinen
Einlagen (eigene Beiträge der
Landsleute sind herzlich willkom-
men), musikalische Begleitung:
Klaus-Dieter Dust 
Sonntag, 10. September:
9 Uhr: Öffnung des Veranstal-

tungsraums im Hotel Hansen (In-
fostand mit Büchern, Heimatan-
denken und Marzipan; Öffnungs-
zeiten werden vor Ort festgelegt) 
11 Uhr: Feierstunde im Veran-

staltungsraum des Hotels Espla-
nade (Musikalischer Rahmen:
Klaus-Dieter Dust, Begrüßung
durch den Kreisvertreter, Ost-
preußischer Festvortrag, Geistli-
ches Wort und Totengedenken,
Schlusswort des Kreisvertreters,
gemeinsames Singen des Ost-
preußenliedes) 
14 bis 16 Uhr: Filmvorführun-

gen über Ostpreußen vor 1945
und den Kreis Gerdauen nach

AUS DEN HEIMATKREISEN

Die Kartei des Heimatkreises braucht Ihre Anschrift. 
Melden Sie deshalb jeden Wohnungswechsel. 

Bei allen Schreiben bitte stets den letzten Heimatort angeben

Kreisvertreter: Dr. Gerhard 
Kuebart, Schiefe Breite 12a,
632657 Lemgo, Telefon (05261) 8
81 39, E-Mail: gerhard.kuebart@
googlemail.com.

EBENRODE
(STALLUPÖNEN)

Heimatfahrt

Kreisvertreter: Manfred Romeike,
Anselm-Feuerbach-Str. 6, 52146
Würselen, Telefon/Fax (02405)
73810. Geschäftsstelle: Barbara
Dawideit, Telefon (034203) 33567,
Am Ring 9, 04442 Zwenkau.

ELCH-
NIEDERUNG

Übergabe der 
Bruderhilfe

Kreisvertreter: Klaus A. Lunau,
Bahnhofstraße 14, 30853 Lan-
genhagen. Geschäftsstelle:
Fahltskamp 30, 25421 Pinne-
berg, täglich erreichbar unter Te-
lefon (04101) 22037, Postfach 17
32, 25407 Pinneberg, E-Mail: 
Geschaeftsstelle@kreis-fischhau-
sen.de. Besichtigung nach
Wunsch.

FISCHHAUSEN

Pillauer 
Heimattreffen

Kreisvertreter: Walter Mogk, Am
Eichengrund 1f, , 39629 Bismark
(Altmark), Telefon (0151) 12 30 53
77, Fax (03 90 00) 5 13 17. Gst.:
Doris Biewald, Blümnerstraße 32,
04229 Leipzig, Telefon (0341)
9600987, E-Mail: geschaeftsstel-
le@kreis-gerdauen.de.

GERDAUEN

Kreistagssitzung

Unser 
Hauptkreistreffen

Heimatkreisgemeinschaften
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1945. (Änderungen vorbehalten).
Übernachtungswünsche richten
Sie bitte an das Hotel Esplanade,
Telefon (0 57 23) 79 81 10, E-Mail
kontakt@hotel-esplanade.de, wo
für die Besucher des Treffens Ein-
zelzimmer und Doppelzimmer
mit Frühstück zum Sonderpreis
von 62 Euro beziehungsweise 84
Euro pro Nacht zur Verfügung ste-
hen. Bitte geben Sie bei der Bu-
chung an: Sonderpreis für Haupt-
kreistreffen Gerdauen.

Sonnabend, 22. Juli: Goldaper
Sommerfest in Goldap.

Sonnabend, 2. bis Sonntag, 
3. September, Burgdorf: Kreistref-
fen.
Sonnabend, 2. September, 

12 Uhr, im Veranstaltungssaal des
Hotels Haase in Burgdorf: Mitglie-
derversammlung. In diesem Jahr
werden – gemäß der Satzung der
Kreisgemeinschaft Heiligenbeil –
die Wahlen zum Kreistag (Kirch-
spiel- und Stadtvertreter) durch die
eingeschriebenen Mitglieder
durchgeführt. Den Mitgliedern
(Stand Juni 2009), insgesamt 131
Stimmberechtigte, wird in den
nächsten Wochen ein detailliertes
Schreiben diesbezüglich im Auf-
trag der Kreisvertreterin durch die
zweite stellvertretende Kreisvertre-
terin Viola Reyentanz zugesandt.

Balga
Regina Holweger, geb. Holweger,

* 11. Mai 1962 in Salzgitter, Am
Heller 15, 38229 Salzgitter, Telefon
(05341) 178173, E-Mail regina.hol-
weger@t-online.de

Bladiau
Wolfgang Milewski, * 11. Septem-

ber 1939 in Schölen, Carmannstr.
11, 53879 Euskirchen, Telefon
(02251) 59603, E-Mai: wolfgang-
milewski@t-online.de

Brandenburg
Hans-Hartwig von Platen, 

* 2. April 1953 in Rehren, Streeso-
wer Dorfstraße 15, 19357 Kar-
städt/GT Streesow, Telefon
(038788) 589955, E-Mail HHPla-
ten@t-online.de

Dt. Thierau
z. Zt. nicht besetzt
Eichholz
Joachim Ruhnau, * 17. November

1965 in Köln, Schützenstraße 14,
56305 Döttesfeld, Telefon (02685)
987573, E-Mail joachim.
ruhnau@online.de

Eisenberg
Elke Ruhnke, geb. Schweitzer, 

* 15. April 1966 in Wuppertal, Im
Bökel 76, 42369 Wuppertal, Tele-
fon (0202) 461613, E-Mail ruhn-
ke@kreisgemeinschaft-heiligen-
beil.de

Grunau-Alt Passarge
Heidrun Claret, geb. Schem-

merling, * 18. Juni 1939 in Kö-
nigsberg, Im Letten 14, 79848
Bonndorf, Telefon (07703) 7980

Heiligenbeil-Land
z. Z. nicht besetzt
Heiligenbeil-Stadt-Mitte und 

-Süd
z. Zt. nicht besetzt
Heiligenbeil-Stadt-Nord
Siegfried Schulz, * 6. August

1939 in Heiligenbeil, Zum Ro-
thenstein 22, 58540 Meinerzha-
gen, Telefon (02354) 4408, E-Mail:
s.schulz@dokom.net

Hermsdorf-Pellen
z. Zt. nicht besetzt
Hohenfürst 
Elke Ruhnke, geb. Schweitzer, 

* 15. April 1966 in Wuppertal, Im
Bökel 76, 42369 Wuppertal, Tele-
fon (0202) 461613, E-Mail ruhn-
ke@kreisgemeinschaft-heiligen-
beil.de

Lindenau
Z. Zt. nicht besetzt
Pörschken
Christian Perbandt, * 26. Ok-

tober 1960 in Berlin, Im Stegefeld
1, 31275 Lehrte, Telefon (05132)
57052, Fax (05132) 588695, E-
Mail perbandt@kreisgemein-
schaft-heiligenbeil.de

Tiefensee
Kurt Woike, * 23. Juli 1940 in

Arnstein, Graue-Burg-Str. 117,
53332 Bornheim, Telefon (02227)
908570, Fax (02227) 4505, E-Mail
Woike_KM@web.de
Stellvertreterin: Margot Kohn
Waltersdorf
Die Amtsinhaberin Lieselotte

Ollmann kandidiert aus Alters-
gründen nicht mehr.

Zinten-Land
Irmgard Lenz, geb. Wengel, 

* 17. Juli 1936 in Maggen, Karl-
Fränkel-Ring 11, 88074 Mecken-
beuren, Telefon (07542) 4649, E-
Mail lengard36@t-online.de
Stellvertreter: Bernd Schmidt
Zinten-Stadt
Viola Reyentanz, geb. Schlenger,

* 25. September 1961 in Lauch-
hammer, Großenhainer Straße 5,
04932 Hirschfeld, Telefon 
(035343) 433, Fax (035343)
61480, E-Mail reyvio@web.de
Siegfried Dreher, * 11. Mai 1937

in Königsberg, Papenwisch 11,
22927 Großhansdorf, Telefon
(04102) 61315, E-Mail M.S.Dre-
her@t-online.de

Weitere Wahlvorschläge nimmt
bis zum 27. August Elke Ruhnke, Im
Bökel 76, 42369 Wuppertal an. 
Laut Wahlordnung vom 6. Sep-

tember 1997 gilt hierfür Folgendes:
„Alle in der Heimatkreiskartei ein-
getragenen Personen, die durch
Abgabe einer schriftlichen Bei-
trittserklärung die Mitgliedschaft
erworben haben, sind für den
Kreistag wahlberechtigt und wähl-
bar. … Die Wahlvorschläge müssen
enthalten: Name, Vorname, Ge-
burtsdatum, Heimatort sowie jetzi-
ge Anschrift des Vorschlagenden
und des Kandidaten; ferner das
Kirchspiel, für das der Kandidat
vorgeschlagen wird. Wahlvorschlä-
ge können ausnahmsweise auch
noch in der Sitzung vor dem jewei-
ligen Wahlgang gemacht werden.
Diese Wahlvorschläge müssen die
Unterschriften von drei wahlbe-
rechtigten Mitgliedern tragen. Per-
sonen, die nicht in der Kreiskartei
geführt werden, die weder selbst
noch deren Vorfahren oder deren
Ehegatten aus dem Kreis Heiligen-
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Kreisvertreter: Stephan Grigat,
Telefon (05231) 37146, Fax
(05231) 24820, Heidentalstraße
83, 32760 Detmold. Geschäfts-
stelle: Annelies Trucewitz, Ho-
henfelde 37, 21720 Mittelnkir-
chen, Telefon (04142) 3552, Te-
lefax (04142) 812065, E-Mail:
museum@goldap.de. Internet:
www.goldap.de.

GOLDAP

Sommerfest

Der richtige Weg,  
anderen vom  
Tode eines  
lieben Menschen  
Kenntnis  
zu geben,  
ist eine  
Traueranzeige.

Buchtstraße 4
22087 Hamburg 

Telefon 0 40 / 41 40 08 32 
Fax 0 40 / 41 40 08 50

www.preussische-allgemeine.de

In Trauer und Dankbarkeit nehmen wir Abschied von

Dieter Schwarz
 * 27. März 1939 † 7. Juli 2017         
 in Königsberg/Preußen in Lübeck

Der Verstorbene war langjähriger stellvertretender Vorsitzender 
der Landesgruppe Schleswig-Holstein und von 1992 bis 2010 Mitglied 

der Ostpreußischen Landesvertretung.
In Würdigung seiner hervorragenden Verdienste um Ostpreußen 

verlieh die Landsmannschaft Ostpreußen Herrn Dieter Schwarz im Jahre 2002 
das Goldene Ehrenzeichen. 

Wir werden ihm ein ehrendes Andenken bewahren.

Der Bundesvorstand der Landsmannschaft Ostpreußen

 Hans-Jörg Froese Stephan Grigat Friedrich-Wilhelm Böld
 Stellv. Sprecher Sprecher Schatzmeister

Entrüste dich nicht über die Bösen, 
sei nicht zornig auf die Übeltäter! 
Vertraue auf den Herrn und tu, was gut ist!

 (Psalmen 37:1,3)

Hans Georg Woköck
 *23. April 1932 † 5. Juli 2017
 Königsberg Altenkirchen

In tiefster Trauer und Liebe
die Familie

Befi ehl dem Herrn deine Wege
und hoffe auf ihn; er wird’s wohlmachen.

 Psalm 37,5

Der Herr hat meinen lieben Ehemann, unseren Vater, Schwiegervater und 
Großvater

Dieter Schwarz
 * 27. 3. 1939 † 7. 7. 2017
 Königsberg/Pr. Lübeck

zu sich gerufen.

Anne Schwarz, geb. Eltz
Thomas und Andrea Schwarz
mit Constantin und Victoria
Christiane Schwarz
mit Felix und Tim
Marcus und Elwira Schwarz
mit Carla Alexandra

Anzeigen

Sonderzugreisen nach

Masuren - Königsberg - Danzig

Tel.: 07154/131830   www.dnv-tours.de

Anzeige

beil stammen, können auf Vor-
schlag kandidieren, sie müssen die
Mitgliedschaft erlangen, wenn sie
in den Kreistag gewählt werden. …
Jedes Mitglied der Kreisgemein-
schaft darf für sein Kirchspiel nur
einen Kirchspielvertreter und ein
Ersatzmitglied zur Wahl vorschla-
gen. 
Ausnahme: Für das Kirchspiel

Heiligenbeil-Stadt können drei
und für das Kirchspiel Zinten-
Stadt können zwei Kirchspielver-
treter vorgeschlagen werden.“

Heimatgruppe Hamburg
Mittwoch, 2. August: Kultureller

Vortrag oder Autorenlesung.

Heimatgruppe Köln
Mittwoch, 26. Juli, Informatio-

nen über Carola Maschke, Telefon
(0221) 796942, E-Mail C.Masch-
ke@netcologne.de.

Während des Aufenthaltes des
Vorsitzenden der Kreisgemein-
schaft Johannisburg, Dr. Manfred
Solenski, in Johannisburg hat ein
besonders herausragendes sozia-
les Hilfsereignis stattgefunden,
von dem es zu berichten gilt.
Am 14. Juni wurde von dem

Deutschen Verein „Hilfe und Tat“
aus Achim, unter der Federfüh-
rung von Uwe Remmers, dem Jo-

hannisburger Deutschen Freun-
deskreis für die Stadt und den
Bezirk Johannisburg in einer
Sonderaktion ein großes Kontin-
gent an neuwertiger Kranken-
hausausstattung überbracht.
Mit einem 40-Tonnen-Lastwa-

gen mit Anhänger sowie einem
Personentransporter mit Anhän-
ger wurde die Entfernung von
1200 Kilometern zurückgelegt
und der nicht einfache und sper-
rige Transport von sechs Ange-
hörigen des Vereins „Hilfe und
Tat“ begleitet.
Das Transportgut bestand aus

technisch hochwertigen Sach-
spenden, wie Krankenhausbet-
ten, den dazugehörigen Matrat-
zen und Nachtkonsolen sowie
Rollatoren. Der Vorsitzende des
Deutschen Vereins „Rosch“, Herr
Dietmar Leymanczyk, ließ es
sich nicht nehmen, dem Direktor
des Johannisburger Kreiskran-
kenhauses, Marek Skarzynski
spontan diese Hilfsgüter zur dor-
tigen Verwendung in verschiede-
nen Abteilungen des Kranken-
hauses anzubieten, was in dank-

barer Freude angenommen wur-
de.
Dieses hilfreiche Ereignis ist

ein Hinweis auf die besondere
Hilfsbereitschaft im Rahmen ei-
nes guten und zukunftsorientier-
ten Miteinanders zum Wohle und
einem menschlichen Dasein aller
Bürger in unserer gemeinsamen
Heimat, dem Kreis Johannisburg.

Manfred Solenski

Kreisvertreterin: Elke Ruhnke, Im
Bökel 76, 42369 Wuppertal, Tel.:
(0202) 46 16  13. E-Mail: ruhn-
ke@kreis-gemeinschaft-heiligen-
beil.de. Stellvertreter: Christian
Perbandt, Im Stegefeld 1, 31275
Lehrte, Tel.: (05132) 57052. 
E-Mail: perbandt@kreisge -
meinschaft-heiligenbeil.de. 2.
stellvertretende Kreisvertreterin:
Viola Reyentanz, Großenhainer
Straße 5, 04932 Hirschfeld, Tele-
fon (035343) 433, Fax: (035343)
61480. E-Mail: reyvio@web.de.
Schriftleiterin: Brunhilde Schulz,
Zum Rothenstein 22, 58540 Mei-
nerzhagen, Tel.: (02354) 4408, E-
Mail: brschulz@dokom.net. Inter-
net: www. kreisgemeinschaft-hei-
ligenbeil.de 

HEILIGENBEIL

Kreistagswahlen 
am 2. September

Vorsitzender Stadt & Land: Reiner
Buslaps, Am Berg 4, 35510 Butz-
bach-Kirch-Göns, Tel.: (06033)
66228, Fax (03222) 3721953, E-
Mail: R.Buslaps@t-online.de.
Kreisgemeinschaft Insterburg
Stadt & Land e. V.,  Geschäftsstelle,
Am Marktplatz 10, 47829 Krefeld,
Postfach 111 208, 47813 Krefeld,
Tel.: (02151) 48991, Fax (02151)
491141, E-Mail: info@insterbur-
ger.de, Internet: www.insterbur-
ger.de, Bürozeiten: Montag – Frei-
tag von 8 bis 12 Uhr. 

INSTERBURG −
STADT UND LAND

Kreisvertreter: Dr. Manfred So-
lenski, Fichtenstraße 14, 26316
Varel, Telefon (04451) 4581, Fax
(04451) 9189298, E-Mail: solens-
ki@kreisgemeinschaft-johannis-
burg.de. Internet: www.kreisge-
meinschaft-johannisburg.de

JOHANNISBURG

Bericht über 
die Hilfsaktion

Alle Seiten »Heimatarbeit«

auch im Internet 

Transport gelungen: Betten für das Kreiskrankenhaus Johannisburg werden entladen Bild: privat

Alle Seiten »Heimatarbeit«

auch im Internet 
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Brakteaten, also einseitig auf dün-
nem Silberblech geprägte Pfenni-
ge sowie Denare (Dickpfennige),
die zumeist das Schild des Deut-
schen Ordens, teilweise auch den
Reichsadler zeigen. Unter dem
Hochmeister Winrich von Knip-
rode (1351–1382) werden „Halb-
schoter“ geprägt. Die gängigen
Umlaufmünzen sind vor allem sil-
berne Schillinge. 
In seiner „numismatischen

Zeitreise“ stellte Carlhoff die
Münzen des Deutschen Ordens
von 1235–1525 in Preußen vor,
streifte die Geschichte des Her-
zogtums Preußen (1525–1618)
und präsentierte Gepräge west-
preußischer Städte wie Danzig,
Elbing und Thorn in den Jahren
1454–1601. Einen gewissen
Schwerpunkt bildete die Darstel-
lung der Münzen des „Livländi-
schen Ordens“. In den Anfängen,
im ersten Drittel des 13. Jahrhun-
derts, lief in dessen Gebieten das
Geld der Handelsleute um.
Hauptprägestätten waren Riga
und Reval. Als besonders schöne
Beispiele von hervorragender
Münzprägekunst zeigte Carlhoff
Münzen des Ordensmeisters in
Livland Wolter von Plettenberg
(um 1450–1535). Wolter von Plet-
tenberg, 1529 zum Reichsfürsten
des Heiligen Römischen Reiches
Deutscher Nation erhoben, war
nicht nur ab 1522 die unblutige
Einführung der Reformation in
Livland zu verdanken, sondern
auch eine fast 60-jährige Frie-
denszeit.
Da Carlhoff zu seinem Vortrag

auch einige interessante und be-
sonders schöne Originalobjekte
mitgebracht hatte, war es für die
Teilnehmer der Veranstaltung ein
Erlebnis, einen „Örtug“ aus dem
14. Jahrhundert, einen „Schilling“
des Deutschordensmeisters Con-
rad von Jungingen (1393–1407),
einen „Ferding“ von 1533 aus
Dorpat, eine „Halbmark“ von
1554 von Wilhelm von Branden-
burg, einen „Sechsgröscher“ aus
Westpreußen von 1626 mit dem
Bild des polnischen Königs Sigis-
mund III., einen „Thaler“ von Her-
zog Jakob von Kurland aus dem
Jahre 1644 oder einen goldenen
„Dukaten“ von Herzog Peter Biron
aus dem Jahre 1780 in die Hand
zu nehmen.
Die Landesvorsitzende der Ost-

preußen, Uta Lüttich, dankte
Herrn Carlhoff für dessen von al-
len Teilnehmern dieser Tagung
mit Begeisterung aufgenommen
Vortrag, der, wie sie wörtlich sag-
te „eine eindrucksvolle und span-
nende Geschichtsstunde“ gewe-
sen sei. Dass diese Veranstaltung
erfolgreich war und die Besucher
im „Haus der Heimat“ faszinierte,
zeigt sich auch daran, dass der
Referent im Anschluss gleich
mehrfach wegen weiterer Referate
zum hier dargelegten Thema an-
gefragt wurde. 

H. W. C./Uta Lüttich

Altmühlfranken – Freitag, 
28. Juli, 19 Uhr, Kastaniengarten
Gastwirtschaft „Röschelskeller“,
Gunzenhausen: Sommerabend
der Landsmannschaften.
München – Freitag, 28. Juli,

14.30 Uhr, Haus des Deutschen
Ostens, Am Lilienberg 5: Gemein-
same Kaffeetafel mit Lesung von
Herbert Tennigkeit „Meine Hei-

mat Ostpreußen – Erinnerungen
an ein geliebtes Land“.

Bartenstein – Anfra-
gen für gemeinsame
Treffen bei Elfriede
Fortange, Telefon
(030) 4944404.

Landesgruppe – Sonnabend,
23. September, ab 7.30 Uhr bis
zirka 20 Uhr: Tagesfahrt nach
Schwerin. Nachdem alle, die im
Vorjahr die Drei-Tagesfahrt nach
Greifswald und zum Treffen in
Neubrandenburg mitmachten,
über das Programm mit Chören
und Kulturgruppen junger Teil-
nehmer aus dem polnischen,
russischen und litauischem Teil
Ostpreußens sowie dem Treffen
aller 40 Heimatkreise begeistert
waren, haben wir beschlossen,
auch das diesjährige Treffen der
Landesgruppe Mecklenburg-Vor-
pommern als Ziel einer Grup-
penreise anzubieten. Wir starten
am 23. September um 7.30 Uhr
ab ZOB Bremen (Cinemaxx) und
werden um zirka 10.15 Uhr in
Schwerin ankommen. Die Rück-
fahrt ist um 17.15 Uhr vorgese-
hen, sodass wir um zirka 20 Uhr
wieder in Bremen sein werden. 
Der Preis beträgt pro Person:

39,50 Euro zugüglich Eintritt
zum Treffen: 7 Euro. Die Min-
destteilnehmerzahl beträgt 20
Personen; sollten 25 oder mehr
Personen teilnehmen, ermäßigt
sich der Fahrpreis auf 32,50 Eu-
ro pro Person. 
Die Teilnahme am Ostpreu-

ßentreffen ist nicht zwingend,
stattdessen kann der Tag auch in-
dividuell in Schwerin verbracht
werden. Anmeldungen sind bitte
baldmöglichst, spätestens bis
zum 1. August, an Sausner Rei-
sen, 28816 Stuhr, Telefon (0421)
801801 zu übermitteln.

KREISGRUPPEN
Insterburg, Sens-
burg – Die Heimat-
kreisgruppe trifft
sich jeden ersten
Mittwoch im Monat
zum Singen und ei-
nem kulturellem
Programm um 
12 Uhr, Hotel Zum
Zeppelin, Frohme-

straße 123–125. Kontakt: Man-
fred Samel, Friedrich-Ebert-
Straße 69b, 22459 Hamburg. Te-
lefon/Fax (040) 587585, E-Mail:
manfred-samel@hamburg.de.

Freitag, 4. August, Otto-Scheu-
Gelände, Heydekrug: Treffen aller
Memelländer.

Das Kreistreffen findet in die-
sem Jahr nicht am dritten Sep-
tember-Wochenende, sondern am
30. September und 1. Oktober, zu-
dem an einem neuen Standort,

der Niedersachsenhalle (unweit
des bisherigen Tagungshotels
Niedersachsenhof) statt. Bitte
schon jetzt Unterkunft buchen
(über die Tourist-Info Verden, Te-
lefon 04232–12345). M.L.

Im Hinblick auf Umbauarbei-
ten in unserem bisherigen Veran-
staltungslokal Hotel/Restaurant
Klosterbrunnen in Itzehoe müs-
sen wir unser Hauptkreistreffen
in diesem Jahr verlegen nach Ho-
tel/Restaurant Café Schwarz,
Breitenburger Straße 14, 25524
Itzehoe, Telefon (04821) 2987.
Sonntag, 10. September, 

11 Uhr, Café Schwarz: Festveran-
staltung
14 Uhr: Öffnung des Saales im

Café Schwarz
16 Uhr: Historisches Rathaus,

Markt 1–3, Ständesaal, Öffentli-
che Sitzung des Kreisausschusses
der Kreisgemeinschaft Pr. Hol-
land
zirka 17.45 Uhr: Haus der Hei-

mat, Hinter dem Klosterhof 19,
Besichtigung
20 Uhr: Musikalischer Heimat-

abend, Saal Café Schwarz.
Gudrun Collmann
Geschäftsführerin

Donnerstag, 27. Juli, 15 bis 
18 Uhr, Ostdeutsche Heimatstube,
Neuss: Tag der offenen Tür.

Mittwoch, 9. bis Sonntag, 13.
August, Alte Messe Leipzig, Bres-
lauer Straße 33, 04299 Leipzig:
Diesjähriges Treffen der ehemali-
gen Johanna-Wolff-Schüler.
Der Preis für ein Einzelzimmer

beträgt 60 Euro und für ein Dop-
pelzimmer 75 Euro mit Frühstück
und einem Ticket der Mitteldeut-
schen Verkehrsbetriebe für Fahr-
ten in Leipzig mit den öffent-
lichen Verkehrsmitteln. Geplante
Unternehmungen: Stadtrundfahrt
mit Begleitung, Besuch des Völ-
kerschlachtdenkmals, Schiffs-
rundfahrt und Besuch der Tho-
maskirche mit Kantaten oder Mo-
tetten. Anmeldungen zum Treffen
nimmt die Schulsprecherin Frau
Irmgard Steffen unter der Telefon-
nummer (0611) 844938 gerne ent-
gegen.

Donnerstag, 3. bis Donnerstag,
10. August: Reise zum Stadtfest in
Wehlau. Informationen erteilt
Gerd Gohlke, Sykerstraße 29,
27211 Bassum, Telefon (04241)
5586, E-Mail  gerd.gohlke@weh-
lau.net. Das Reiseprogramm ist
nachzulesen unter www.kreisge-
meinschaft-wehlau.de.

PREUSSISCH
EYLAU

Kreisvertreterin: Evelyn v. Bor-
ries, Tucherweg 80, 40724 Hil-
den, Telefon (02103) 64759, Fax:
(02103) 23068, E-Mail: 
evborries@gmx.net. Kartei, Buch-
versand und Preußisch Eylauer-
Heimatmuseum im Kreishaus
Verden/Aller Lindhooper Straße
67, 27283 Verden/Aller,  
E-Mail: preussisch-eylau@land-
kreis-verden.de, Internet:
www.preuss i sch-ey lau .de .  
Unser Büro in Verden ist nur
noch unregelmäßig besetzt. Bitte
wenden Sie sich direkt an die
Kreisvertreterin Evelyn v. Borries,
Telefon: (02103) 64759 oder
Fax: (02103) 23068, E-Mail:
evborries@gmx.net
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Heimatkreisgemeinschaften
Fortsetzung von Seite 16

Kreisvertreter: Uwe Jurgsties,
Kirschblütenstraße 13, 68542
Heddesnheim, Telefon (06203)
43229, Mobil: 0174-9508566, E-
Mail: uwe.jurgsties@gmx.de. Gst.
Für alle Memellandkreise: Uwe
Jurgsties, Kirschblütenstraße 13,
68542 Heddesheim.

MEMEL-STADT
MEMEL-LAND

Treffen aller 
Memelländer

Kreistreffen

Kreisvertreter: Bernd Hinz. Ge-
schäftsstelle: Gudrun Collmann,
Telefon (04823) 8571, Allee 16,
25554 Wilster.

PREUSSISCH
HOLLAND

Terminänderung

Kreisvertreter (komm.): Paul
Thiel, Haydnstraße 23, 66333
Völklingen, Telefon (06898)
25327. Redaktion Rößeler Hei-
matbote: Gisela Heese-Greve,
23562 Lübeck, Tel. (0451)
58249090.

RÖSSEL

Tag der offenen Tür

Kreisvertreter: Dieter Neukamm,
Am Rosenbaum 48, 51570 Win-
deck, Telefon (02243) 2999, Fax
(02243) 844199. Geschäftsstelle:
Winfried Knocks, Varenhorst-
straße 17, 49584 Fürstenau, Tele-
fon (05901) 2309, E-Mail: Win-
friedKnocks@aol.com

TILSIT-RAGNIT

Treffen Johanna
-Wolff-Schule

Kreisvertreter: Gerd Gohlke, Sy-
ker Straße 26, 27211 Bassum. Te-
lefon (04241) 5586. 2. Vors. und
Schriftleiter: Werner Schimkat,
Dresdener Ring 18, 65191 Wies-
baden, Telefon (0611) 505009840.
Internetseite: www.kreis-weh-
lau.de

WEHLAU

Stadtfest 
in Wehlau

Landesgruppe – Münzen erzäh-
len Geschichte – Am 24. Juni fand
die dritte gemeinsame Kulturta-
gung der “Nordost“-Landsmann-
schaften Ostpreußen mit Memel-
land, Westpreußen mit Danzig,
Pommern, Deutsch-Baltischer
Freundeskreis sowie Weichsel-
Warthe im Haus der Heimat in
Stuttgart statt.
Hans-Werner Carlhoff referierte

über „Alte Münzen des Ostsee-
raums: Von der Zeit des Deut-
schen Ordens im 13. Jahrhundert
bis zum Ende des Herzogtums
Kurland 1795“. Zahlreiche Lands-
leute und Gäste der fünf Lands-
mannschaften, Schlesiens und
Sudetendeutsche nahmen an der
Kulturtagung teil, die sowohl am
Vortrag als auch an dem Gedan-
ken, neue Wege in der lands-
mannschaftlichen Zusammenar-
beit zu beschreiten, interessiert
waren. Prominenteste Gäste wa-
ren Iris Ripsam, MdB, und der
neu gewählte Landesvorsitzende
des BdV Baden-Württemberg und
der Landtagsabgeordnete Konrad
Epple.

In seiner Begrüßung hob Hans-
Werner Schwalke, LM Westpreu-
ßen, hervor, dass mit diesen ge-
meinsamen Kulturveranstaltun-
gen die „Nordost“-Landsmann-
schaften neue Wege beschreiten
wollen zum gemeinsamen Ken-
nenlernen. Ebenso wollten sie ein
buntes Bild des reichhaltigen hi-
storischen Bestandes und des kul-
turellen Erbes der ehemaligen
deutschen Ostprovinzen bieten. 
Als Referent zum Thema „Alte

Münzen des Ostseeraums: Von
der Zeit des Deutschen Ordens
im 13. Jahrhundert bis zum Ende
des Herzogtums Kurland 1795“
hatte sich Hans-Werner Carlhoff
zur Verfügung gestellt, der auf
Grund seiner familiären Wurzeln
sowohl in der Landsmannschaft
Weichsel-Warthe als Landesvor-
sitzender von Baden-Württem-
berg wirkt und sich als Beauftrag-
ter der baden-württembergischen
Deutsch-Baltischen Landsmann-
schaft im Baltischen Katharinen-
stift in Sulz am Neckar engagiert.
Carlhoff ist auch als Vorstands-
vorsitzender der „Stiftung Kultur-
werk Wartheland“ und Stiftungs-
ratsmitglied der „Stiftung Nord-
ostdeutsches Kulturwerk (No-
Kw)“ tätig. 
Die wechselvolle Geschichte

des Ostseeraums, aufgezeigt
durch alte Münzen, die in Pom-
mern bis zum Finnischen Meer-
busen und entlang der großen
Flussläufe von Oder, Weichsel,
Memel und Düna vor Jahrhunder-
ten im Umlauf waren, bildete den
Hintergrund der diesjährigen Kul-

LANDSMANNSCHAFTLICHE ARBEIT

LANDESGRUPPEN

turtagung. Archäologische Aus-
grabungen und Schatzfunde ent-
lang der Ostseeküste brachten
Münzen der römischen Kaiserzeit
zu Tage. Sie sind, wie auch kufi-
sche Münzen, also Geldstücke mit
arabischen Schriftzeichen aus
dem 7. bis 11. Jahrhundert, die bei
Grabfunden im baltischen Raum
auftauchten, Zeichen des schon
seit der Antike bestehenden Han-

dels mit Bernstein, Fellen und
Wachs. Vor allem ab 1235 mit dem
Auftreten des Deutschen Ordens
in Preußen finden sich Geldstük-
ke, die in dem weitläufigen Herr-
schaftsbereich dieses Ordens als
Zeichen zunehmenden Handels-
verkehrs, aber auch als Demon-
stration territorialen Besitzes an-
gesehen werden können. Gängig
sind Mitte des 13. Jahrhunderts

Vors.: Uta Lüttich, Feuerbacher
Weg 108, 70192 Stuttgart, Telefon
und Fax (0711) 854093, Ge-
schäftsstelle: Haus der Heimat,
Schloßstraße 92, 70176 Stuttgart,
Tel. und Fax (0711) 6336980.

BADEN-
WÜRTTEMBERG

Erfreut über die gemeinsame Veranstaltung: Hans-Werner Carl-
hoff, Iris Ripsam, Uta Lüttich und Hans Werner Schwalke (v. l.).
Zwei Beispiele der seltenen Münzen (u.) Bilder: privat

Vorsitzender: Friedrich-Wilhelm
Böld, Telefon (0821) 517826, Fax
(0821) 3451425, Heilig-Grab-Gas-
se 3, 86150 Augsburg, E-Mail: in-
fo@low-bayern.de, Internet: www.
low-bayern.de.

BAYERN

Alle auf den Seiten »Glückwünsche«

und »Heimatarbeit« abgedruckten 

Berichte und Terminankündigungen

werden auch ins Internet gestellt. 

Eine Zusendung entspricht somit

auch einer Einverständniserklärung! 

Vorsitzender: Rüdiger Jakesch,
Geschäftsstelle: Forckenbeck-
straße 1, 14199, Berlin, Telefon
(030) 2547345, E-Mail:
info@bdv-bln.de, Internet:
www.ostpreussen-berlin.de. Ge-
schäftszeit: Donnerstag von 
14 Uhr bis 16 Uhr Außerhalb der
Geschäftszeit: Marianne 
Becker, Telefon (030) 7712354.

BERLIN

Vorsitzender: Jörg Schulz, Telefon
(04296) 747701, Am Anjes Moor
4, 27628 Uthlede. Stellvertrende
Vorsitzende: Marita Jachens-Paul,
Ratiborer Straße 48, 27578 Bre-
merhaven, Telefon (0471) 86176.  

BREMEN

Erster Vorsitzender: Hartmut
Klingbeutel, Haus der Heimat,
Teilfeld 8, 20459 Hamburg, Tel.:
(040) 444993, Mobiltelefon
(0170) 3102815.  

HAMBURG

Landsmannschaftl. Arbeit
Fortsetzung auf Seite 18

Termine und Berichte

Wir sind für Sie da und
veröffentlichen gerne alles,
was es aus den Heimatkrei-
sen, Landesgruppen, Kreis-
gruppen und anderen Zu-
sammenschlüssen der
Landsmannschaft Wichtiges
zu berichten gibt. Wann und
wohin ihre Termine, Texte
und Fotos geschickt werden
sollten, haben wir hier noch
einmal notiert.
Wann: Spätestens fünf Ar-

beitstage vor dem Erschei-
nungstermin (jede Woche
am Donnerstag) der anvisier-
ten PAZ-Ausgabe sollten ihre
Termine, Fotos und Berichte
in der Redaktion vorliegen.
Längere Texte, die auf dem
Postwege gesandt werden,
sollten uns schon einige Tage
früher erreichen.
Wohin: Preußische Allge-

meine Zeitung, z. H. Frank
Horns, Buchtstraße 4, 22087
Hamburg oder per E-Mail: 
horns@ostpreussenblatt.de
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Preis-
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Kreiskette

Diagonalrätsel

So ist’s  
richtig:

Sudoku
Lösen Sie das japanische 
Zahlenrätsel: Füllen Sie 
die Felder so aus, dass  
jede waagerechte Zeile, 
jede senk rechte Spalte 
und jedes Quadrat aus 
3 mal 3 Kästchen die 
Zahlen 1 bis 9 nur je ein-
mal enthält. Es gibt nur 
eine richtige Lösung!

 1  7  3 5 9  
 8  9   6 2  
         1
   1   4   8
  6      4 
 9   8   5  
 2        
   5 9   4  2
   6 5 8  7  9

 1  7  3 5 9  
 8  9   6 2  
         1
   1   4   8
  6      4 
 9   8   5  
 2        
   5 9   4  2
   6 5 8  7  9

 1 4 7 2 3 5 9 8 6
 8 3 9 1 7 6 2 5 4
 6 5 2 4 9 8 3 7 1
 3 2 1 7 5 4 6 9 8
 5 6 8 3 2 9 1 4 7
 9 7 4 8 6 1 5 2 3
 2 9 3 6 4 7 8 1 5
 7 8 5 9 1 3 4 6 2
 4 1 6 5 8 2 7 3 9

Diagonalrätsel: 1. weitab, 2. Maehre,  
3. Zusage, 4. Hausse, 5. Eselei,  
6. Esther – Wasser, Brause

Kreiskette: 1. warnen, 2. ernten,  
3. munden, 4. Taunus, 5. Prater –  
Warenmuster   

Sudoku:

PAZ17_29

Die Wörter beginnen im Pfeilfeld und laufen in Pfeilrichtung um das Zahlen-
feld herum. Wenn Sie alles richtig gemacht haben, nennen die elf Felder in der 
oberen Figurenhälfte ein Wort für ein Ansichts- und Qualitätsmodell.

1 auf eine Gefahr hinweisen, 2 Früchte einbringen, 3 gehoben für gut schme-
cken, 4 deutsches Mittelgebirge, 5 Park mit Vergnügungsplatz in Wien

Wenn Sie die Wörter nachstehender 
Bedeutungen waagerecht in das Dia-
gramm eingetragen haben, ergeben die 
beiden Diagonalen zwei Getränke.

1 fern, entlegen
2 altes, abgemagertes Pferd
3 Versprechen, Zusicherung
4 Steigen der Börsenkurse (franz.)
5 dumme, törichte Handlung
6 Frauenname; Buch im A. T.

HEIMATARBE IT

I n diesem Jahr wäre er 100 Jah-
re alt geworden: Der in Tilsit
geborene Johannes Bobrowski

(1917–1965). Er gilt als einer der
bedeutendsten deutschen Dichter
des 20. Jahrhunderts. In seinem li-
terarischen Werk hat er sich auch
intensiv mit seiner Heimatregion,
der Landschaft und dem Miteinan-
der der dort lebenden Volksgrup-
pen auseinandergesetzt. Passend
dazu zeigt das Ostpreußische Lan-
desmuseum in Lüneburg vom 
8. Juli bis 8. Oktober Bilder des li-
tauischen Fotografen Arturas Vali-
auga. Auf den Spuren Bobrowskis
ist er mit seiner Kamera auf Ent-
deckungsreise gegangen. Eine To-
pographie des Lebens und Schaf-
fens des Dichters ist entstanden. 
Am 16. August erinnert das Lan-

desmuseum dann nicht nur mit Fo-
tokunst, sondern auch mit einer
szenischen Lesung an den Dichter.
Die Berliner Schauspielerin und
Sängerin Christiane Görner trägt
Gedichte, Prosa und Zeitzeugenbe-
richte vor. Bettina Erchinger be-
gleitet sie am Klavier. Beginn ist
um 18.30 Uhr.
Weitere Informationen: Ostpreu-

ßisches Landesmuseum, Heiligen-

geiststraße 38, 21335 Lüneburg. Te-
lefon (04131) 759950, Fax (04131)
7599511, E-Mail: info@ol-lg.de,
Internet: www.ostpreussisches-lan-
desmuseum.de. 
Geöffnet ist die Ausstellung „Jo-

hannes Bobrowskis Litauen: Bei-
derseits der Memel, zwischen
Osten und Westen“ von dienstags
bis sonntags zwischen 12 und 
17 Uhr. Der Eintrittspreis in das
Museum beträgt 3 Euro, ermäßigt
zwei Euro. Für Kinder und Jugend-
liche  bis 18 Jahre ist der Mu-
seumsbesuch umsonst. OL

Inspirierend: Die ostpreußi-
sche Landschaft Bild: Arturas Valiauga

FRAUENGRUPPE 
Hamburg-Bergedorf
– Freitag, 28. Juli, 
15 Uhr, Haus des Be-
gleiters, Harders
Kamp 1: „Mit hei-

ßem Herzen gearbeitet, Käthe
Kollwitz vor 150 Jahren in Kö-
nigsberg geboren.“ Kaffee und
Schmandkuchen.

Wiesbaden – Donnerstag, 27. Ju-
li, 15 Uhr, Erbenheim, Kleingar-
tenverein am Wasserwerk: Som-
mer-Gartenfest. Am Grill werden
Steaks und Würstchen zubereitet.
Zu Beginn verwöhnen wir Sie mit
Kaffee und leckeren Kuchen. Mu-
sikalisch unterhält Sie das be-
währte Duo Budau und Dr. Hübe-
thal. Wir freuen und, wenn Sie am
Gartenfest teilnehmen. Wegen der
Essensdisposition bitte anmelden
bei Irmgard Steffen, Telefon (0611)
844938 bis zum 17. Juli. Sollten Sie
nach erfolgter Anmeldung am
Gartenfest nicht teilnehmen, muss
das bestellte Essen dennoch be-
zahlt werden, da wir die gemelde-
ten Portionen verbindlich gebucht
haben. Das Gartenfest findet bei
jeder Witterung statt, überdachte
Bereiche stehen zur Verfügung.

Osnabrück – Freitag, 21. Juli, 
15 Uhr, Gaststätte „Bürgerbräu“,
Blumenhaller Weg 43: Treffen der
Frauengruppen. – Dienstag, 
25. Juli, 16.30 Uhr, Hotel „Novum“
(ehemals „Ibis“), Blumenhaller
Weg 43: Kegeln.

Bielefeld – Donnerstag, 3. Au-
gust, 15 Uhr, in den Räumen der
Kreisvereinigung, Wilhelmstraße
1b, 2. Stock: Gesprächskreis der
Königsberger und Freunde der
ostpreußischen Hauptstadt.
Bonn – Dienstag, 25. Juli, 

14 Uhr, Nachbarschaftszentrum
Brüser Berg, Fahrenheitstraße 4:
Treffen des Frauenkreises. –
Dienstag, 1. August, 18 Uhr, „Haus
am Rhein“, Elsa-Brändström-Stra-
ße 74: Sommerstammtisch, freier
Meinungsaustausch in lockerer
Runde. – Sonnabend, 5. August, 15
Uhr, Gedenkstein am Rhein, Nähe
Beethovenallee: Gedenken an die
Unterzeichnung der Charta der

Heimatvertriebenen. Anschlie-
ßend gemeinsames Beisammen-
sein im Schänzchen, Biergarten
am Rhein, Nähe Beethovenallee.
Düsseldorf – Jeden Mittwoch,

18.30-20 Uhr, Eichendorff-Saal,
Gerhart-Hauptmann-Haus: Chor-
proben der Düsseldorfer Chorge-
meinschaft unter der Leitung von
Radostina Hristova.
Neuss – Donnerstag, 27. Juli, 

15 bis 18 Uhr, Heimatstube, Ober-
straße 17: Tag der offenen Tür.

Gardelegen – Freitag, 28. Juli, 
14 Uhr, Wiesencafé Breiteiche:
Sommerfest mit Programm. 

Landesgruppe – Zur Delegier-
tenversammlung am 25. Juni 2017
konnte der Landesvorsitzende Ed-
mund Ferner 58 Teilnehmer im
„Haus der Heimat“ in Kiel begrü-
ßen. In eindrucksvollen Worten ge-
dachte Jochen Gawehns der im
letzten Jahr verstorbenen Lands-
leute. In seinem Grußwort ging der
Landesvorsitzende des BdV
Schleswig-Holstein, Fedor Mrot-
zek, auf den am 20. Juni zum drit-
ten Mal begangenen Gedenktag
„Opfer, Flucht und Vertreibung“
ein. Er würdigte die Arbeit der
wachsenden Gruppe der Russland-
deutschen und ging auf den Bau-
fortschritt des Deutschlandhauses
in Berlin ein. Er dankte für die Ar-
beit der Ostpreußen. 
Manfred Lietzow von der OMV

hob hervor, dass in den Heimatver-
bänden noch reges Leben besteht.
In der Politik gibt es jedoch das
Problem, dass junge Politiker die

Werte unserer Heimat nicht mehr
ausreichend verinnerlichen. Pro-
bleme gibt es jetzt in Polen zur
deutschen Minderheit. 
In seinem Rechenschaftsbericht

führte der Landesvorsitzende Ed-
mund Ferner aus, dass er seit der
letzten Vertreterversammlung 
23 Termine und Veranstaltungen
wahrgenommen hat. Er ging auf ei-
ne Reihe von Veranstaltungen ein.
In Abwesenheit der Landesfrauen-
beauftragten Gisela Harder verlas
der Landesvorsitzende deren Be-
richt, insbesondere über das Som-
merfest 2017 in Osterode in Ost-
preußen. Vom Landesvorsitzenden
wurden Ulla Guttowski, Mölln und
Bruno Schumacher, Mölln für ihre
Verdienste mit dem Verdienstab-
zeichen geehrt. Gerhard Saltz-
mann, Lehnsahn wurde für seine
besonderen Verdienste mit dem
Ehrenzeichen in Silber geehrt. 
Den Kassenbericht gab der

Schatzmeister Peter Gerigk. Neben
weiteren Erläuterungen stellte er
heraus, dass trotz der durch sin-
kende Mitgliederzahlen bedingten
rückläufigen Einnahmen das Ver-
mögen des Landesverbandes leicht
gestiegen sei. Nach dem Bericht
der Kassenprüfer erfolgte die ein-
stimmige Entlastung des Vorstan-
des und der Kassenführung. Eben-
so wurde der Haushaltsplan für
das Jahr 2017 einstimmig geneh-
migt. Bei den Wahlen des Vorstan-
des wurden der 1. Landesvorsit-
zende Edmund Ferner, der 2. Lan-
desvorsitzende Georg Baltrusch,
der Schatzmeister Peter Gerigk und
der Beisitzer Edwin Falk einstim-
mig wiedergewählt. Als Schriftfüh-
rer wurde neu in den Landesvor-
stand einstimmig Hans-Albert Eck-
loff, Bad Schwartau gewählt.
Einen umfassenden Bericht über

die letzte Tagung der OLV in Wup-
pertal hielt Peter Gerigk, mit an-
schließender Diskussion. In seinem
Vortrag „Was bedeutet der Wirt-
schaftsboykott gegen Russland für
über 6000 Firmen aus Deutsch-
land? – Welche wirtschaftlichen
Beziehungen verbinden uns mit
Polen? – Welche Migrationskosten
kommen auf uns zu?“ führte Viktor
Heese aus, dass nach der erfolgrei-
chen Entspannungspolitik in den
1970er/80er Jahren und dem Fall
des Kommunismus 1989 sich die

Landsmannschaftl. Arbeit
Fortsetzung von Seite 17

Vorsitzender: Ulrich Bonk,
Stellvertretender Vorsitzender:
Gerhard Schröder, Engelmühlen-
weg 3, 64367 Mühltal, Telefon
(06151) 148788

HESSEN

Vorsitzende: Dr. Barbara Loeffke,
Alter Hessenweg 13, 21335 Lüne-
burg, Telefon (04131) 42684.
Schriftführer und Schatzmeister:
Gerhard Schulz, Bahnhofstraße
30b, 31275 Lehrte, Telefon
(05132) 4920. Bezirksgruppe Lü-
neburg: Manfred Kirrinnis, Wit-
tinger Straße 122, 29223 Celle,
Telefon (05141) 931770. Bezirks-
gruppe Braunschweig: Fritz Fol-
ger, Sommerlust 26, 38118 Braun-
schweig, Telefon (0531) 2 509377.
Bezirksgruppe Weser-Ems: Otto
v. Below, Neuen Kamp 22, 49584
Fürstenau, Telefon (05901) 2968. 

NIEDERSACHSEN

Vorsitzender: Wilhelm Kreuer,
Geschäftsstelle: Buchenring 21,
59929 Brilon, Tel. (02964) 1037,
Fax (02964) 945459, E-Mail: Ge-
schaeft@Ostpreussen-NRW.de,
Internet: www.Ostpreussen-
NRW.de

NORDRHEIN-
WESTFALEN

Vors.: Michael Gründling, Große
Bauhausstraße 1, 06108 Halle,
Telefon privat (0345) 2080680.

SACHSEN-
ANHALT

Vors.: Edmund Ferner, Julius-
Wichmann-Weg 19, 23769 Burg
auf Fehmarn, Telefon (04371)
8888939, E-Mail: birgit@kreil.info

SCHLESWIG-
HOLSTEIN

Beziehungen Deutschlands zu den
großen Nachbarn Russland und Po-
len merklich verschlechtert haben.
Zwischen den Tagesordnungspunk-
ten sang die gesamte Delegierten-
versammlung deutsche Volkslieder
und zum Schluss das Ostpreußen-
lied.
Bad Oldesloe – Der Juli-Nachmit-

tag der Ost-und Westpreußen in
Bad Oldesloe stand im Zeichen der
drei Geburtstagskinder. Die Vorsit-
zende hatte ihre Geschichte „Der
Geburtstagsstrauß“ mitgebracht,
die sich so etwa in Bad Oldesloe
zugetragen hatte.
Anschließend berichtete Hilde-

gard Neppessen, die Seniorin der
Gruppe, über ihren langen Lebens-
weg. Sie wurde am 3. Juli 1927 in
Duisburg geboren, nachdem ihre

Eltern kurz vorher das Memelland
verlassen mussten. Nach schweren
Kinder- und Jugendjahren machte
sie ihre Prüfung als Einzelhandels-
kauffrau. Mit einem Jugendfreund
gründete sie eine eigene Familie,
die ihr bis zum heutigen Tag Freude
und Erfüllung gebracht hat. Auch
heute fragen sie die Enkelkinder,
wenn sie etwas wissen möchten. So
findet auch die Familiengeschichte,
die Frau Neppessen recherchiert
hat, bei den jungen Familienmit-
gliedern großes Interesse. In den
anschließenden Gesprächen ging es
um Familiengeschichten und um
frühere Erlebnisse in der Heimat.
Geburtstagskinder des Monats

waren: Hildegard Neppessen (90),
Karla Baltrusch und Ulrich Kle-
mens. Gisela Brauer

Brobrowskis Spur
Fotoausstellung in Lüneburg
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Das Thema „Flüchtlinge“ ist
in aller Munde. Kaum ein
Tag vergeht, an dem nicht

über Menschen berichtet wird,
die ihre Heimat verlassen haben
und denen im Deutschland des
Jahres 2017 Willkommenskultur,
Teilhabe und Integration geboten
werden sollen – drei Begriffe, die
bei einer über 70 Jahre zurücklie-
genden Flüchtlingskrise im Nach-
barland Dänemark keine Rolle
spielten. Das wurde auch bei ei-
nem Vortrag von Karl-Georg Mix
im Heimatmuseum der Kreisge-
meinschaft Lötzen in der Paten-
stadt Neumünster deutlich.

Der emeritierte Pastor aus Lü-
beck berichtete über ein Marty-
rium, das fast einer Viertelmillion
Menschen aus dem deutschen
Osten zwischen 1945 und 1949 in
dänischen Internierungslagern
widerfahren ist. Mix, Jahrgang
1936, weiß sehr genau, wovon er
spricht. Als Achtjähriger strande-
te er mit Eltern und Geschwistern
selbst in einem der Lager. 2005
legte er nach langer Recherche ei-
ne wissenschaftlich-solide Aufar-
beitung dieses sonst wenig beach-
teten Kapitels des Zweiten Welt-
kriegs in Buchform vor. Unter sei-
nen Zuhörern waren auch einige
Zeitzeugen, darunter eine aus
Stuhm in Westpreußen stammen-
de 92-jährige Neumünsteranerin,
die seinerzeit als junge Lehrerin
die Kinder in einem Lager auf der
Insel Fanö unterrichtete.

Der Vortrag von Karl-Georg Mix
war von Verständnis und Mitge-
fühl geprägt – für die Internierten,
aber auch für die Dänen, die es
nur mit Mühe und teils sehr
widerwillig schafften, der Flücht-
lingsmassen einigermaßen Herr
zu werden. Dabei hatten es die
Menschen, die
aufgrund eines
Befehls von Adolf
Hitler vom 4. Fe-
bruar 1945 an vor
den anrückenden
Sowjets auch ins
von Deutschen besetzte Däne-
mark evakuiert wurden, zunächst
gut getroffen. Die ersten von ih-
nen wurden von der deutschen
Wehrmacht in hübschen Ferien-
häusern mit Meerblick, aber auch
in Schulen, Turnhallen oder Ka-
sernen untergebracht. Sie erhiel-
ten Betreuung und Geld. Außer-
dem konnten sie sich relativ frei

bewegen. Nicht wenige wähnten
sich nach den vorausgegangenen
Gefahren und Entbehrungen in
einem Land, in dem „Milch und
Honig fließen“. Das änderte sich
nach der Kapitulation und dem
Abzug der deutschen Truppen
Anfang Mai 1945 schlagartig. 

Die Sieger-
mächte verdon-
nerten Dänemark
zur weiter an-
dauernden Auf-
nahme der Deut-
schen. Das kleine

Königreich befand sich in einer
politischen Ausnahmesituation,
dänische Widerstandskämpfer sa-
hen die Chance, die eine oder an-
dere offene Rechnung – auch mit
ihren Landsleuten – zu beglei-
chen. Die unbeliebten Gäste, die
man in erster Linie als neuerliche
„Invasoren ohne Uniform“ sah,
wurden in eilends hergerichtete

Barackenlager, teilweise aber
auch in leerstehende Fabrikhallen
verfrachtet. Insgesamt entstanden
über 100 Lager, das größte in Oks-
böl an der Westküste Jütlands hat-
te bis zu 37000 Insassen. Jedem
Flüchtling standen 2,5 Quadrat-
meter Lebensraum zu. Manchmal
wurde auch das noch unterschrit-
ten. Stacheldraht rundum,
schlechte Verpflegung, Seuchen-
gefahr, eine mangelhafte medizi-
nische Versorgung, Ungeziefer
und das Fehlen jeglicher Privat-
sphäre setzten den Menschen
schwer zu.

Nur Frauen, Kinder und alte
Männer, die man nicht einmal
mehr zum „Volkssturm“ eingezo-
gen hatte, lebten in den Lagern.
Gerade diese alten Männer mit
ihrer langen Lebenserfahrung
schafften es aber, zur Verbesseung
der Situation beizutragen. Mit
handwerklichem Können schufen

sie aus zurückgebliebenem
Kriegsschrott neue Gebrauchs-
gegenstände, mit ihrem Organisa-
tionstalent bauten sie – von gut-
willigen Dänen unterstützt – eine
Selbstverwaltung innerhalb der
Lager auf. Sport, anspruchsvolle
Kulturangebote und sogar ein
sehr hochentwickeltes, dreiglie-
driges Schulsystem gehörten da-
zu. Dänischunterricht war aber
verboten. Die unfreiwilligen Gast-
geber wollten die „Gäste“ so
schnell wie möglich wieder vom
Hals haben, was vor allem die Bri-
ten mehr als vier Jahre lang er-
folgreich zu torpedieren wussten.
Jede „Fraternisierung“ zwischen
Dänen und Deutschen war der-
weil streng verboten. Niemand
aus den Lagern sollte auf die Idee
kommen, in Dänemark eine mög-
liche neue Heimat zu sehen.

Mix konnte aber auch viele Bei-
spiele für Menschlichkeit und

pragmatisches Miteinander lie-
fern. Zum Teil nahm das skurril
wirkende Züge an, die über 
70 Jahre später
sogar für einen
Lacher gut sind.
Er berichtete von
Wachsoldaten, die
ein Fußballspiel
von Flüchtlings-
jungen beobachten sollten, nach
wenigen Minuten aber ihre Kara-
biner in die Ecke stellten, um sel-
ber mitzukicken. Es gab dänische
Bewacher, die noch nie in ihrem
Leben ein Gewehr in der Hand
gehalten hatten, nun aber die
Flüchtlinge in Schach halten mus-
sten. In der Not erbarmte sich ein
alter deutscher Feldwebel, ihnen
die wichtigsten Grundsätze und
Handgriffe näherzubringen – da-
mit keine Unfälle passieren. Tat-
sächlich fielen auch einige tödli-
che Schüsse in den Internierungs-

lagern. Zumeist waren haarsträu-
bende Missverständnisse der
Auslöser. Willkürliche Gewalt ge-
gen die Flüchtlinge gab es nur sel-
ten, aber die Anrede „Tyske Svin“
(deutsches Schwein) war durch-
aus üblich. Alles in allem – so
kann das Fazit wohl lauten – zeig-
ten sich die Dänen im Vergleich
zu einigen anderen Siegern des
Zweiten Weltkrieges menschlich,
wenn auch auf einem nach heuti-
gen Maßstäben eher niedrigen
Niveau.

Auf das dunkelste Kapitel kam
man dann während der Nachfra-
gen aus dem Zuhörerkreis zu
sprechen. Allein im Jahre 1945
starben 13000 Internierte, darun-
ter 7000 Kinder unter fünf Jahren.
Säuglinge hatten praktisch kaum
Überlebenschancen. Hauptgrund
dürfte neben fehlender Milch –
obwohl teilweise in Sichtweite
der Lager große Kuhherden auf
satten, grünen Wiesen weideten –
die schlechte medizinische Ver-
sorgung gewesen sein. Der däni-
sche Ärzteverband hatte im März
1945 beschlossen, deutschen
Flüchtlingen generell keine Hilfe
zu leisten. Immerhin: Einige Me-
diziner hielten sich nicht daran
und folgten ihrem Gewissen –
wurden dafür aber manchmal von
Landsleuten angefeindet. Auch
das Rote Kreuz Dänemarks lehnte
seinerzeit jedes Engagement ab,
weil „die Stimmung der Bevölke-
rung gegen die Deutschen“ sei. Im
Ergebnis überlebten 80 Prozent
der Kleinkinder ihre Internie-
rung nicht. Dies hat übrigens die

dänische Histo-
rikerin und Ärz-
tin Kirsten Lyl-
loff 60 Jahre
nach Kriegsende
erstmals mit ei-
ner Fülle an Be-

legen öffentlich gemacht und ei-
ne langanhaltende Diskussion im
Königreich angestoßen. Immer-
hin, so rechnete sie ihren Lands-
leuten vor, seien „mehr deutsche
Flüchtlinge in dänischen Lagern
ums Leben gekommen, als Dä-
nen während des ganzen Krie-
ges“. Joachim Krüger

Zum Weiterlesen: Karl-Georg Mix:
„Deutsche Flüchtlinge in Däne-
mark 1945–1949“, Franz Steiner
Verlag, Stuttgart 2005, gebunden,
231 Seiten, 51 Euro

Karl-Georg Mix beim Vortrag in Neumünster:  Als Achtjähriger strandete der heute 81-Jährige selbst in einem Lager in Dänemark

Menschlich auf
niedrigem Niveau

Dänische Ärzte 
verweigerten die Hilfe

Erst Ferienhäuser, dann Fabrikhallen
Ein Vortrag im Heimatmuseum Lötzen über dänische Internierungslager von 1945 bis 1949
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Lieber ein Europäer als ein Deutscher? Der europäische Staatsakt für den verstorbenen früheren Bundeskanzler Helmut Kohl war
in Straßburg anscheinend besser aufgehoben als in Berlin, obgleich doch der Mauerfall als großes Verdienst von Kohl gilt Bild: pa

Leserbriefe geben die Meinung der
Verfasser wieder, die sich nicht mit
der der Redaktion decken muss.
Von den an uns gerichteten Briefen
können wir nicht alle, und viele nur
in Auszügen, veröffentlichen. Alle
abgedruckten Leserbriefe werden
auch ins Internet gestellt.

Zu: Ein angemessener Trauerakt?
(Nr. 27)

In zwei Stellungnahmen auf der
Titelseite Ihrer Zeitung konnte
man scheinbar Widersprüchli-
ches zum Hinscheiden Helmut
Kohls lesen: Deutschland habe
dem „Vater der Einheit“ viel zu
verdanken, und dies sei unstrittig.
Und andererseits, niemand könne
behaupten wollen, Kohl habe
langfristig auf die Wiedervereini-
gung hingearbeitet.

Wie ich finde, sind beide Aussa-
gen falsch. Kohl hat stets ganz ein-
deutig die Abschaffung aller Na-
tionalstaaten mit dem Ziel einer
Einewelt-Regierung beabsichtigt.
Die Vereinigten Staaten von Euro-
pa = EU sind ein Meilenstein da-
hin gewesen. Die D-Mark-Ab-
schaffung und aktuell der Kon-
trollverlust der staatlichen Au -
ßengrenzen sind weitere Schritte
auf dem Weg dorthin.

Vor diesem Hintergrund darf
man sagen, dass Kohl sehr wohl

langfristige Ziele verfolgt hat. Die
sogenannte friedliche Revolution
und Mauerfall sind genauso we-
nig zufällig entstanden wie später
die orangenen Revolutionen oder
der arabische Frühling, der die
Grundlagen schaffen sollte für die
heutige Migrationsbombe.

Somit hat Kohl wie Adenauer,
Schmidt, Schröder, Merkel, Her-
zog, Rau, Gauck, Carstens, Schäu-
ble und andere die Deutschen
nach Strich und Faden hinters
Licht geführt und alles andere als

deutsche Interessen vertreten. So
war es nur folgerichtig, dass im
EU-Parlament in Straßburg der
Mummenschanz für Kohl zele-
briert wurde. K. Weiß,

Berlin

Zu: Sehnsucht nach Heimat und
Familie (Nr. 26)

Die Deutschen sehnen sich
nach traditionellen Werten wie
Heimat und Familie? Die Deut-
schen? Das bezweifle ich. Viele
Deutsche wissen doch überhaupt
nicht mehr, was Heimat und Fa-
milie ist. Da muss aber noch eini-
ges in den nächsten 15 Jahren ge-
schehen. Tradition und Heimat
sind doch vor allem von jüngeren
Menschen verpönt. Es sind diese
Menschen, die sich von der Poli-

tik haben einreden lassen, dass
das etwas mit Rechts zu tun hat. 

Tradition und Heimat sind Be-
griffe, die man Moslems zuge-
steht. Wenn man Freiheit will,
muss man dafür kämpfen. Sie
kommt nicht einfach so. Noch
schwerer ist es, die Freiheit zu er-
halten. Auf Ablehnung stoßen
autoritäre Konzepte zur Kontrol-
le, Ordnung und Sicherheit. Hier
muss zunächst geklärt werden,
was die Deutschen eigentlich un-
ter autoritär verstehen. Ein gewis-
ses Maß an Autorität ist überall in

unserem Leben jedoch erforder-
lich. Das hat nichts mit Freiheits-
entzug zu tun. 

Die Deutschen befürchten den
Verlust der Hoheit über die eige-
nen Daten? Es hat auch schon vor
15 Jahren Menschen mit dieser
Befürchtung gegeben. Diese wur-
den ausgelacht. Sollten also aus-
gerechnet jene Menschen, die da-
mals gelacht haben, heute Angst
haben? Die Deutschen haben den
Wunsch, die klassische Familie
solle an Bedeutung gewinnen? Da
muss aber noch ein gewaltiges

Umdenken erfolgen. Wissen doch
viele nicht mehr, was Familie ei-
gentlich bedeutet. Solidarität mit
wem? Sie lässt zumindest unter
den Deutschen stark zu wün-
schen übrig. Solidarität gegen -
über allem, was nicht Deutsch ist,
ist in. Was ja auch der Parole der
Politik entspricht. 

Sehnsucht nach Heimat und Fa-
milie? Dann muss sich jeder Wäh-
ler genau überlegen, wo er im
September sein „X“ auf den Wahl-
zettel macht. Heinz-Peter Kröske,

Hameln

Heimat und Familie – was ist das? »Outgesourct«
Zu: So versagt der Bundestag
(Nr. 28)

Die Debatte im Bundestag am
30. Juni mit gleichzeitiger Abstim-
mung über die „Ehe für alle“ wirft
aus meiner Sicht – egal wie man
zu dem Vorgang steht – Fragen
auf: Wir haben eine Bundeskanz-
lerin, die nun zum dritten Mal
(nach dem Ausstieg aus der
Atomkraft und der Flüchtlings-
welle) ihren Emotionen freien
Lauf lässt und von heute auf mor-
gen ihre eigene Meinung zur Dis -
position stellt. Das wäre im Ein-
zelnen nicht schlimm, aber die
Abgeordneten der CDU/CSU fol-
gen ihr stets blind – auch ohne
Fraktionszwang und schaffen
dann mit dem willigen Koalitions-
partner „emotionale Tatsachen“.

Völlig ungeplant und ohne
sachliche Abwägung wird nach
diesen Entscheidungen die voll-
kommen kopflose Umsetzung an-
gegangen, mit immensen Kosten
für unseren Staat (und uns). Kön-
nen wir uns wirklich noch lange
Regierungen und Bundeskanzler
leisten, die so emotional gesteuert
und augenscheinlich sachlichen
Argumenten nicht mehr zugäng-
lich sind?

Die roten und grünen Fraktio-
nen des Bundestages haben eine
Mehrheit im Hohen Haus. Wenn
Martin Schulz nur ein Jahr eher
SPD-Vorsitzender geworden wäre,
hätte es für ihn zum Kanzler –
nach einem Misstrauensvotum
gegen Angela Merkel – gereicht.
Dass er es jetzt nicht mehr ver-
sucht, ist der Tatsache geschuldet,
dass der nächste Wahltermin zum
Bundestag schon feststeht. Dass
ein solch schneller Regierungs-
wechsel möglich ist, hat das Jahr
1982 gezeigt, als Helmut Schmidt
abgewählt wurde. Ist uns allen
klar, dass dies am 30. Juni der
„Versuchsballon“ war, eine rot-rot-
grüne Bundesregierung zu erhal-
ten – egal, was die SPD, die Grü-
nen oder die Linke jetzt zu Koali-
tionsaussagen veröffentlichen?

Es verfestigt sich der Eindruck,
dass alle Fraktionen des Bundes-
tages – ob in der Regierung oder
in der Opposition – die (fast) glei-
che Meinung zu den meisten The-
men vertreten. Abweichungen be-
treffen Termine, hier und dort
Geld oder Formulierungen. Was
sollte man noch am 24. Septem-
ber wählen, wenn die AfD keine
wirkliche Alternative zurzeit dar-
stellt? Sollte man überhaupt noch
wählen gehen? Dr. Eibe Hinrichs,

Knüllwald

Zu: Stets wohlgelitten (Nr. 24)

Nun ist es soweit: Bundeskanz-
lerin Angela Merkel hat vor dem
französischen Präsidenten Emma-
nuel Macron kapituliert. Sie hat
vor Wirtschaftsvertretern erklärt,
sie könne sich ein europäisches
Wirtschaftsministerium und ei-
nen europäischen Finanzminister,
sowie einen europäischen Euro-
fonds vorstellen. Was früher von
Deutschland strikt abgelehnt
wurde, soll nun Wirklichkeit wer-
den. Unsere Wirtschafts- und Fi-
nanzpolitik sollen „outgesourct“
und unter französische Direktive
gestellt werden. Das wird teuer.
Denn offensichtlich will Frank-
reich sich auf deutsche Kosten sa-
nieren und unsere Entwicklungs-
möglichkeiten dämpfen. Wer
stoppt den politischen Amoklauf?

Nun wird auch noch bekannt,
dass die Kanzlerin ihren Wider -
stand gegen die Homo-Ehe aufge-
geben hat. Jetzt steuert sie uns
nicht nur in den politischen, son-
dern auch in den moralischen Ab-
grund. Gerhard Synowzik 

Stadtoldendorf

Schuljunge Trump
Zu: Flegel Gabriel (Nr. 20)

Dass Sie das undiplomatische
Verhalten des Bundesaußenmini-
sters Sigmar Gabriel kritisieren,
ist verständlich, das Schweigen
der Kanzlerin allerdings darf ei-
nen nicht wundern. Wie in der
Geschichte der Diplomatie wohl
selten, präsentiert das Glück -
wunschtelegramm Angela Mer-
kels an US-Präsident Donald
Trump den kaum versteckten Af-
front, ihn wie einen Schuljungen
darauf hinzuweisen, dass „eine
enge Zusammenarbeit“ nur auf
der „Basis gewisser Werte“ ange-
boten wird: „Demokratie“, „Frei-
heit“, „Respekt vor der Würde des
Menschen unabhängig von Haut-
farbe, Geschlecht, sexueller
Orientierung“ und anderes. Es gab
bei uns kaum ein Echo auf diese
grenzüberschreitende Belehrung
eines ausländischen Staatsober-
hauptes. Dr. Arthur Schanz,

Overijse/Belgien

Versuchsballon

Folgerichtiger Mummenschanz für Kohl

Leserbriefe an: PAZ-Leserfo -
rum, Buchtstraße 4, 22087
Hamburg, Fax (040) 41400850
oder per E-Mail an redaktion@
preussische-allgemeine.de
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Beziehungen können dick
machen. Davon kann so man-

ches altes Ehepaar ein Lied sin-
gen, das ein paar Pfunde zu viel
auf die Waage bringt. Aber das
heißt nicht, dass man damit unat-
traktiver wird. Im Gegenteil: Die
Partner schätzen aneinander
Eigenschaften wie Großzügigkeit
oder Sparsamkeit, was sie in den
Augen des jeweils anderen attrak-
tiv erscheinen lässt. 
Wir möchten so geliebt werden,

wie wir sind, auch mit unseren
Ecken und Kanten. Diesen
Anspruch dürfte so ziemlich jeder
in einer Partnerschaft haben.
Aber Beziehun-
gen können Men-
schen verändern,
und ob und wie
das passiert –
dieser Frage ist
das Meinungsforschungsinstitut
Forsa jetzt nachgegangen. Im Auf-
trag der RaboDirect-Bank hat es
in einer Beziehung lebende Frau-
en und Männer dazu befragt,
inwiefern sie sich durch ihren
Partner verändert haben.
„Das Wunderbare am Men-

schen ist, dass er wohl derselbe
bleibt, aber nicht der gleiche“ – so
der Schriftsteller Wilhelm Raabe.
Dies gilt auch für deutsche Paare:
Sie erkennen zwar einen Wandel
bei sich und beim Partner, dieser
ist jedoch in der Regel von positi-
ver Natur. So sagen 24 Prozent,
dass sie durch ihre Beziehung
humorvoller geworden sind – im

Gegensatz zu lediglich vier Pro-
zent, die meinen, nun weniger
zum Lachen zu haben als in ihrer
Singlezeit. Auch finden 14 Pro-
zent der Befragten, dass die Part-
nerschaft sie attraktiver gemacht
habe. Vor allem jüngere Personen
unter 30 Jahren (28 Prozent)
sehen das so. Nur drei Prozent
der in einer Partnerschaft Leben-
den fühlen sich unattraktiver.
Allerdings gibt jeder Vierte zu,

in der Beziehung Pfunde zugelegt
zu haben. Der Attraktivität tut das
offenbar aber keinen Ab bruch.
Die Zunahme an Körperfülle
betrifft übrigens Männer (25 Pro-

zent) und Frauen
(24 Prozent)
gleichermaßen.
Eine Charak-

tere igenscha f t
wird anschei-

nend ganz besonders durch eine
Partnerschaft beeinflusst: die
Rücksichtnahme. 50 Prozent der
Befragten wurden nach eigenen
Angaben im Laufe der Beziehung
rück sichtsvoller, kaum jemand
(drei Prozent) schätzt sich dage-
gen selbst als egoistischer ein. Vor
allem Männer (55 Prozent; Frau-
en: 46 Prozent) meinen, dass die
Partnerschaft ihnen dabei gehol-
fen habe, sich besser in den ande-
ren Menschen hineinzuversetzen
und sich entsprechend freundlich
und taktvoll zu verhalten. 
Man sieht: In der Ehe darf man

ohne schlechtes Gewissen essen
und wird trotzdem geliebt. tws

Venedig an sich ist schon anstren-
gend – wegen der vielen Sehens-
würdigkeiten, die keiner verpas-
sen will. Kommt alle zwei Jahre
die Kunst-Biennale hinzu, die
gegenwärtig noch bis zum 26. No -
vember läuft, dann kann ein
Besuch für Kunstbeflissene
schnell in Stress ausarten.

Die Installation kommt so
harmlos daher, dass es gleich mal
verdächtig ist: Weiße Schwäne
thronen auf blauen Halbkugeln,
im Hintergrund eine Leinwand
mit Wasser. Was das soll? Müßige
Frage. Der freundliche tschechi-
sche Pavillon ist jedenfalls die
Ausnahme in den „Giardini“, dem
Gartengelände am Ende des
Canal Grande. 
Alle zwei Jahre werden die

1895 entstandenen Pavillons von
internationalen Künstlern be -
spielt, dann pilgert die Kunstwelt
nach Venedig und erwartet Skan-
dale, Provokationen, Staunens-
wertes und Verrätseltes auf dem
weiträumigen Gelände, das von
der überlaufenen Rialto-Brücke
und den monstergroßen Kreuz-
fahrtschiffen so unendlich weit
weg scheint. Strohhüte wandeln
zwischen Pinien, das obligatori-
sche Schwarz der Szene wird von
flatternden Blumenkleidern und
goldbesetzten Sandalen abgelöst.
Die 85 Pavillons wechseln zwi-

schen Geisterbahn und Wunder-
kammer. Bei den Israelis sind die
Räume mit seltsamem Gewölle 
– also Nahrungsresten von
Vögeln – gefüllt, vor austretenden
Sporen wird gewarnt. Kaum hat
man den Pavillon der Amerikaner
betreten, droht eine Art Meteorit
von der Decke zu fallen, nur wer
sich an der Wand entlang drückt,
erhascht einen Blick auf die
Arbeiten des hochgelobten Mark
Bradford. Dann endlich der Deut-
sche Pavillon, gelegen zwischen
denen von Kanada (zerborstenes
Holzdach, Wasser dringt aus ka -
putten Rohren) und Korea (Rot-

licht-Fassade mit „Free Orgasm“-
Angeboten). 
Trutzig steht er da, 1938 im Stil

der faschistischen Architektur
umgebaut, seitdem alle zwei Jahre
von Künstlern in Frage gestellt.
Mal wurde der Betonboden auf-
gerissen, mal inszenierte der
bereits schwer erkrankte Chri-
stoph Schlingensief eine Ab -
schiedshalle. In diesem Jahr also

eine Installation von Anne Imhof.
Eine mehrstündige Performance
wird angekündigt, allein: Die vor-
gebauten Zwinger, in denen sonst
Dobermänner laufen – leer. Der
Innenraum, wo die Besucher über
einen höhergelegten Glasboden
rutschen – eine unbespielte
Bühne. Die Performance läuft nur
vormittags, belehrt eine schwarz-
gekleidete Hilfskraft. 

Die Enttäuschung hält sich in
Grenzen: Wer die Biennale be -
sucht, um Inhalte zu verstehen, so
wie man den Kontext eines Ro -
mans versteht oder ein Altarbild
von Riemenschneider, ist hier fehl
am Platz. Was etwa ist von Erwin
Wurm zu halten, der vor dem
österreichischen Pavillon einen
Lastwagen auf den Kopf stellt?
Verkehrte Welt, der Unfall als

Manifest, jeder
kann sich etwas
dazu denken oder
auch nicht. Und
doch untermi-
niert Wurm
höchst subtil die
vertraute Wahr-
nehmung: Wer
sich auf dem
Podest unter dem
kippelnden Fahr-
zeug niederlässt,
wird unversehens
ein Teil seiner
Skulptur. 
Bei den Brasili-

anern überrascht
ein Gitter, in dem
Kieselsteine stek-
ken, daraus wach-
sen besenartige
Strunken. Die Ja -
paner haben eine
zarte Pagode aus
Hölzern instal-
liert und einen
Kreis aus Lumpen
in die Mitte des
Raums gelegt, in
der Mitte ein
Loch. Aus der
unteren Etage
steigt dann und
wann ein Besu-
cher-Kopf hoch,
guckt sich um,
grinst verlegen,
taucht wieder ab.
Verschiedene

Ebenen, eine ver-
rutschte Welt, in
der auf nichts
mehr Verlass ist,

interpretiert der Besucher und
fragt sich: Wo bleibt überhaupt
das allgegenwärtige Thema
Flucht? Zum Beispiel im australi-
schen Pavillon: Tracy Moffat zeigt
un tergehende Schiffe mit ver-
zweifelten Menschen, collagiert
diese Bilder mit Filmszenen, in
denen Schauspieler wie Liz Tay-
lor und James Steward ein angst-
volles Gesicht aufsetzen. Gespiel-
tes Entsetzen versus echte Ka -
tastrophen. 
„Viva arte viva“, es lebe die

Kunst, nennt die französische
Kuratorin Christine Macel ihre
diesjährige Schau und wurde für
dieses schlichte Motto prompt
gescholten, denn Mäkelei gehört
in der Szene unbedingt dazu. Ein
gewisser Kunst-Overkill auch:
Spätestens nach dem sechsten
Pavillon beginnen die Bilder im
Kopf zu flirren, der Magen signa-
lisiert Hunger, die Füße schmer-
zen. Nur gut, dass die Rasenflä-
chen zwischen
den Pavillons als
Picknick-Wiesen
taugen, auf de nen
das Kunstvolk
zwischenlagert
und verdaut.
Zweiter Tag:

Venedig als Wundertüte. Trep-
pauf, treppab geht es auf der
Suche nach den „Collaterali“-Aus-
stellungsorten, Palästen also, in
die für sechs Mo nate die Kunst
eingezogen ist. In einem Palazzo
nahe der Accademia-Brücke lässt
Aserbeidschan eine Reihe von
Gesichtern in der Landessprache
sprechen, darunter eine Video-
Tapete aus flirrenden Buchstaben.
Vor dem Palazzo Grassi am

Canal Grande windet sich ein
Mensch, umschlungen von einem
Monster – eine überdimensionale
Skulptur von Damien Hirst. Im
Dunkel der Kirche San Samuele
ein verstörender Zusammenprall
sakraler und zeitgenössischer
Kunst: Körperteile liegen auf dem
Boden, ein halber Torso hängt von

der Decke. In einer Vitrine eine
langgezogene Jesus-Skulptur mit
gebrochenem Blick. Eine Haar-
strähne fällt aus dem gläsernen
Sarg. Den Besucher fröstelt es,
und das hat nichts mit der Kühle
der Kirche zu tun. „Ask your
body“ nennt Evan Penny seine
hyperrealistischen Skulpturen.
Weiter zum Arsenale, den Hal-

len der früheren Werftanlage.
Waren die Giardini-Pavillons nach
Ländern gebündelt, ergießt sich
die Kunst hier in unsortierter
Fülle. Ein fein gesponnenes Zelt
lädt zum Rückzug ein, wer will,
kann drinnen auf eine Trommel
schlagen. „A sacred place“ nennt
der Brasilianer Ernesto Neto die-
sen Ort. Daneben Zeichnungen
vom Walfang, wie aus einem Kin-
derbuch entlehnt: Kananginak
Pootoogook heißt der Künstler,
ein Inuit. 
Wer durch sengende Hitze zum

Ende der Werft geht, landet
schließlich im
Pavillon der Gast-
geber. Sage kei-
ner, die Italiener
hielten es gerne
mit der Leichtig-
keit des Seins: in
dieser Schrek-

kenskammer liegen nachgebildete
Leichen in nachempfunden Blei-
kammern, umfasst von einer Art
Blasenhaut. Es riecht verdächtig,
wieder wird vor Sporen ge warnt.
Schnell wieder raus, über die
nächste Brücke gelaufen und im
Café einen unverdächtigen Aperol
Spritz bestellt. 
Die steinernen Löwen vom

Palast nebenan blinzeln träge in
die Sonne, die Strohhüte sitzen
schief, Sandalen werden von
müden Füßen gestreift. Beim
Bezahlen rutscht ein blauer Pass
aus der Tasche, ausgestellt in
einem der Arsenale-Pavillons. Er
berechtigt den Inhaber zum freien
Zugang der ganzen Welt, verifi-
ziert nur mit einem, meinem,
Fingerabdruck. Anne Martin

Vor Sporen wird gewarnt
Wenn Kunst zum Gesundheitsrisiko wird – Die Biennale in Venedig kann anstrengend und ansteckend sein

Ungeheuer Mensch: Skulptur von Damien Hirst am Canal Grande Bild: Martin

An jedem 8. August genie-
ßen die Augsburger einen
Extra-Feiertag. Wer an

dem Tag aus dem Umland kommt
und dort einkaufen möchte, hat
schlechte Karten: Alle Läden sind
geschlossen. Dafür treffen sich
viele Bürger der Stadt auf dem
Rathausplatz an einer Friedensta-
fel. Seit 1950 feiern sie auf diese
Weise das Hohe Friedensfest, das
seinen Ursprung dem Dreißigjäh-
rigen Krieg verdankt. Denn am 
8. August 1629 hatte man den
Protestanten Augsburgs die Ausü-
bung ihres Glaubens untersagt.
Erst im Westfälischen Frieden
1648 wurde ihnen die Gleichstel-
lung der Römisch-Katholischen
Kirche zuteil, die bereits 1555 im
Augsburger Religionsfrieden for-
muliert worden war. In Erinne-
rung an den Tag ihrer Unterdrük-
kung feierten die Protestanten
1650 erstmals das Hohe Friedens-
fest – am 8. August und verschaff-
ten den Augsburgern damit die
meisten Feiertage in der ganzen
Republik. 
Aus dieser Geschichte leitet

Augsburg den aktuellen Auftrag
als Friedensstadt ab: Niemand soll
mehr aufgrund seiner Religion
oder Herkunft ausgeschlossen
werden. Heute leben hier Men-
schen unterschiedlichen Glau-
bens, fast 45 Prozent der Bewoh-
ner haben Zuwanderungsge-
schichte. Daher wird das Frie-
densfest seit vielen Jahren inter-
religiös und interkulturell mit

einem mehrwöchigen Kulturpro-
gramm gefeiert, das am 23. Juli
mit der „Kleinen Friedenstafel“
am Oberhauser Bahnhof (Hel-
mut-Haller-Platz) startet und mit
der „Großen Friedenstafel“ auf
dem Rathausplatz Augsburg am 
8. August endet. 
Das Hohe Friedensfest umfasst

in diesem Jahr um die 60 Veran-

staltungen, darunter Konzerte,
Theater, Lesungen, Gespräche,
Filme, Ausstellungen, Kunstin-
stallationen, Führungen und
Feste, die sich unterschiedlichen
Facetten des Themas „Bekennen“
widmen. Das Spektrum der For-
mate reicht dabei von Histori-
schem zu Experimentellem, von
Popkultur bis Klassik und von
Unterhaltung bis Streitgespräch. 

Mit dem diesjährigen Thema
knüpft das Kulturprogramm auch
an das Motto des Augsburger
Reformationsjubiläumprogramms
„Mutig bekennen – friedlich strei-
ten“ an. Dazu passend ist die Auf-
taktveranstaltung auf der Brecht-
bühne am 23. Juli um 20 Uhr ein
Streitgespräch zum Thema Reli-
gion/Islam zwischen dem Politik-

wissenschaftler Ha med Abdel-
Samad und dem Professor für
Islamische Religionspädagogik,
Mouhanad Khorchide, zu ihrem
gemeinsamen Buch: „Ist der Islam
noch zu retten? Eine Streitschrift
in 95 Thesen“.
„Der Taubenschlag“, ein Begeg-

nungs- und Kreativort mit eige-
nem Programm und Mitmach-
möglichkeiten, wird ab dem 

21. Juli begleitend zum Festival-
zeitraum auf dem Kö nigsplatz
realisiert. Ein musikalischer
Höhepunkt ist wieder das „Festi-
val der Kulturen“ am 27. und 
28. Juli mit der schon traditionell
bei diesem Fest verankerten Welt-
musik von internationalen Grup-
pen und lokalen Künstlern.
Das Festivalprogramm endet

mit dem Augsburger Stadtfeiertag
am 8. August mit ökumenischen
Gottesdiensten, dem Kinderfrie-
densfest und einem Festkonzert.
Für viele ist die Augsburger Frie-
denstafel beim Hohen Friedens-
fest ein Höhepunkt: Ein riesiger
öffentlicher Empfang an weiß
gedeck ten Tischen auf dem Rat -
hausplatz, an denen hunderte Au -
gsburger und Besucher mitge-
brachte Speisen teilen.
Am 8. August gibt Oberbürger-

meister Kurt Gribl außerdem den
nächsten Preisträger des Augsbur-
ger Friedenspreises bekannt. Die
Auszeichnung der Stadt Augsburg
wird alle drei Jahre an Personen
vergeben, die sich um ein toleran-
tes und friedfertiges Miteinander
von Menschen mit unterschied-
licher kultureller und religiöser
Prägung verdient gemacht haben.
Beim Friedensfest zeigte sich

nur das Wetter häufig nicht ganz
friedlich. Jetzt hoffen alle nur,
dass wenigstens die Friedenstafel
nicht ins Wasser fällt. H. Tews

Alle Festivaltermine im Internet:
www.friedensstadt-augsburg.de

Am 8. August wird geschlemmt: Friedenstafel vor dem Rathaus

LEBENSST IL

Hohes Friedensfest für alle
8. August ist frei – Die Augsburger verdanken den Protestanten einen zusätzlichen Feiertag

Dick und glücklich
Studie zeigt, wie Beziehungen einen ändern

Kunstkonsum schnell
mit einem Aperol
Spritz weggeschluckt
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Partner schätzen
Rücksichtnahme sehr
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Der Leip-
ziger Uni-
versitäts-
verlag ließ
es sich
nicht neh-
men, im

Luther-Jahr 2017 „Die Reformation
im Großfürstentum Litauen und in
Preußisch-Litauen (1520er Jahre
bis zum Beginn des 17. Jahrhun-
derts)“ als deutsche Ausgabe her-
auszubringen. Die Autorin, Inge 
Lukšaite, Emerita der Abteilung für
Studien zum Großfürstentum Li-
tauen am Litauischen Institut für
Geschichte, stellt in ihrer breit an-
gelegten Quellenarbeit (662 Seiten,
insgesamt 1372 Fußnoten in zehn
Abschnitten) folgende Fragen in
den Vordergrund: 
Welche kulturellen Entwicklun-

gen vollzogen sich in den Gesell-
schaften des Großfürstentums Li-
tauen und des Herzogtums Preu-
ßen im 16. Jahrhundert und zu Be-
ginn des 17. Jahrhunderts? Welche
Möglichkeiten eröffnete die Refor-
mation zur Lösung der kulturellen
Probleme in diesem Gebiet?
Die Wissenschaftlerin untersucht

das Verhältnis der Gesellschaft zur
Schrift, zum Lernen und zum Buch
in den verschiedenen Mutterspra-
chen und überprüft die Kontakte zu
den europäischen Wissenschafts-
und Verlagszentren. Der Wandel
des Glaubens und der Glaubens-
auffassungen gerät ebenfalls in ihr
Blickfeld. Ihre analytische Vorge-
hensweise ermöglicht es, die Inter-
pretationen bereits bekannter Fak-
ten abzuwägen und allgemeine

Entwicklungslinien zu verstehen.
So gelangt sie zu dem Ergebnis,
dass die Reformation in der Region
ein Brennglas der kulturellen Inno-
vation und Interaktion war.
Der erwartungsvolle Leser, der

über die engeren Grenzen hinaus-
blicken und neue Pfade beschreiten
möchte, wird durch eine Fülle
überraschender Entdeckungen so-
wie mit einem enormen Erkennt-
nisgewinn zur Reformationsge-
schichte belohnt. 
Die Übersetzungsarbeit von Lilija

Künstling und Gottfried Schneider
kann gar nicht hoch genug einge-
schätzt werden. Man spürt gerade-
zu, wie der anspruchsvolle litaui-
sche Text didaktisch einfühlsam für
den deutschen Leser aufbereitet
wurde. Dabei kommt die aus-
drucksstarke, klare Sprache über
weite Strecken ohne jedes Fremd-
wort aus. 
Das Quellen- und Literaturver-

zeichnis wurde von Jürgen Hen-
nings auf der Grundlage der Fuß-
noten und des Abkürzungsver-
zeichnisses der litauischen Origi-
nalausgabe erstellt. 
Ein Abbildungsverzeichnis, ein

Personenverzeichnis sowie ein Ver-
zeichnis der geografischen Namen
schließen das einmalige Werk ab.

Lothar Förmer

Inge Lukšaite: „Die Reformation im
Großfürstentum Litauen und in
Preußisch-Litauen (1520er Jahre
bis zum Beginn des 17. Jahrhun-
derts)“, Leipziger Universitätsver-
lag GmbH 2017, gebunden, 
662 Seiten, 49 Euro

Der Autor Markus Krall
fragt: „Wollen wir den Weg
der Planwirtschaft, der

letztlich ein Weg der Knechtschaft
und Sklaverei ist, bis zur bitteren
Neige zu Ende gehen, indem wir
die vermeintliche Rettung den
Apologeten eines neuen Sozia-
lismus in die Hände geben? Wol-
len wir den marktwirtschaft-
lichen sozialen Rechtsstaat be-
wahren oder das Heil im plan-
wirtschaftlichen Bevormundungs-
staat suchen?“
Sein Buch ist ein mutiger Weck-

ruf an die „wirtschaftlichen und
akademischen Eliten“, dem Ei-
gentum und der „Vertragsfreiheit
als dem Herzstück der Marktwirt-
schaft“ wieder Geltung zu ver-
schaffen. Einem aufrüttelnden
Prolog folgen acht Kapitel, die
übersichtlich und auch für Nicht-
Volkswirte verständlich sind, den
Finger in die Wunden der Politik
legen und Korrekturmöglichkei-
ten zeigen. Es beginnt mit „Wetter-
leuchten des Crashs“, bei der die

Europäische Zentralbank, das
„geldpolitische Zentralkomitee“
unter die Lupe genommen wird.
Kopf der EZB ist Mario Draghi,
der eine Geldpolitik betreibe, die
unweigerlich zum „Crash“ führe.
Draghi gehe davon aus, dass „nur
genügend Geld gedruckt werden
muss, dann wird die Inflation
schon anspringen“. Doch je mehr
Geld Draghi druckt, desto mehr
Deflation schaffe er und ruiniere
das Bankensystem so gründlich,
bis kein Staat mehr genug Geld
habe, um die Banken wie 2007
nochmals zu retten. 
In „Die Plan-

wirtschaft des
Geldes“ arbeitet
Krall heraus,
warum Geld
und Zins eine so
überragende Bedeutung in der
Marktwirtschaft haben, die über
den Preis Angebot und Nachfra-
ge in einer Tauschwirtschaft ins
Gleichgewicht bringen. Gleich-
heitswahn habe den Staat so
stark in die freie Preisbildung
der Märkte hineinpfuschen las-
sen, dass eine politische Umkehr
schier unmöglich scheine. Preis-
vorschriften und Nullzinsen
seien auch eine „strukturelle
Form von Gewalt“. Wir lebten
bereits in einer „Geld-Planwirt-
schaft“, die in eine „totale Über-
wachung jedes Zahlungs- und
Einkaufsvorgangs“ münde. Der
Gipfel sei der Plan, das Bargeld
abzuschaffen. 

Die Welle an Regulierungen
versuche, den Markt durch Büro-
kratie zu ersetzen. Sie sei ein In-
strument der Machtausübung. Sie
habe die Anmaßung, die Men-
schen vor sich selbst schützen zu
müssen. Aber: „Während sich die
Bürokratie einbilden kann, sie
würde aus dem Berg von Daten,
den sie erschafft, klug werden,
sitzt sie in Wahrheit auf einer Hal-
de von Datenmüll, die sie nicht le-
sen, verarbeiten, geschweige denn
interpretieren kann.“ Die Politiker
würden sich Kompetenz und Wis-
sen anmaßen, die sie gar nicht be-

säßen. Sie ersetz-
ten Markt durch
Bürokratie, doch
alle Regulierun-
gen seien in
Wahrheit „Instru-

mente der Machtausübung“ und
hätten mit Ordnungspolitik nichts
zu tun. Ein Lehrbeispiel der „Ar-
roganz der Macht“ von überstaat-
licher Gewalt sei der „Stresstest“
von Europas Banken. Er war ein
totaler Reinfall, doch was die Bü-
rokraten nicht sehen wollten, das
gebe es nicht.
In Kapitel sechs wird die „Zer-

störung des Kreditsystems“ durch
die verheerende Politik des Null-
zinses dargestellt. Wir stehen vor
einem „Geldmengenparadox“, das
„Deflation“ auslöst, welche die
EZB mit ihrer „aggressiven Geld-
mengenpolitik“ eigentlich zu ver-
hindern trachtete. Zehn Jahre Fi-
nanzkrise und Euro-„Rettung“ ha-

ben Europa eine geldpolitische
und gesamtwirtschaftliche Zeit-
bombe beschert, die in ihrer Grö-
ße ihresgleichen suche. Sie könn-
te dazu führen, dass Deutschland
„der größte Hedgefonds der Welt“
werde. Noch würden mit künst-
lichen Nebelwänden die „gewalti-
gen Zahlungsbilanzungleichge-
wichte zwischen den Ländern des
Euroraums verdeckt“. Die Zah-
lungsbilanzdefizite landeten alle
als Überziehungskredite bei der
Bundesbank. Zum Schaden kom-
me dann noch der Spott: „Spinnt
ihr, ihr Deutschen? Ihr seid doch
schuld am Scheitern des Euro mit
euren Überschüssen und eurem
Geiz!“ 
Wenn Sie wissen möchten, wie

es weitergeht, dann lesen Sie das
Kapitel „Ein Weg aus der Falle“. Es
werde kein leichter, sondern ein
dorniger und schmerzhafter Weg
sein, denn immer komme die Hy-
bris vor dem Fall. Das Fazit im
Epilog lautet „Freiheit in Gefahr“.
Krall: „Ich fordere eine Renaissan-
ce der Freiheit. Der Staat kommt
nicht zuerst. Die Zentralbank
kommt nicht zuerst. Der Mensch,
seine Freiheit, seine Individua-
lität, sein Wert, seine Würde kom-
men zuerst!“ Wolfgang Thüne

Markus Krall: „Der Draghi-Crash.
Warum uns die entfesselte Geld-
politik in die finanzielle Katastro-
phe führt“, Finanzbuch-Verlag,
München 2017, gebunden, 
208 Seiten, 17,99 Euro

Wer den
Ve r l a u f
des Zwei-
ten Welt-
kriegs aus
US-ameri-

kanischer Sicht erfahren möchte,
muss dieses Buch zur Kenntnis
nehmen. Im Zentrum stehen Präsi-
dent Roosevelt und sein politisches
Handeln im Jahr 1944. Jay Winik
bezieht sich fast ausnahmslos auf
amerikanische Quellen. Wichtig
war für ihn der britische Historiker
Ian Kershaw mit seiner Hitlerbio-
grafie. 
Die entscheidenden politischen

und militärischen Ereignisse, an
denen Roosevelt mitgewirkt und
die er gestaltet hat, werden aus-
führlich dargestellt. Behandelt
werden der Lend-and-Lease-Act
vom Februar 1941, der Kriegsein-
tritt der USA als Folge von Pearl

Harbor 1941, seine wichtigsten
Kriegskonferenzen mit Churchill
sowie die Dreiergespräche mit
Stalin in Teheran und Jalta, die
Forderung Stalins nach einer
zweiten Front – Nordafrika, Ita-
lien oder Frankreich, die Invasion
in Frankreich, bekannt als D-Day.
Roosevelts vierte Kandidatur als
Präsident der USA und sein Tod
am 12. April 1945. 
Roosevelt wird als Persönlichkeit

und als Politiker vorgestellt. Er war
nicht gesund und ständig auf einen
Rollstuhl angewiesen. Es ist be-
achtlich, wie er trotz seiner körper-
lichen Gebrechen sein Amt ausü-
ben konnte. Neben allen politi-
schen und militärischen Proble-
men und Entwicklungen belastete
die Judenfrage den Präsidenten
während des Krieges bis zu seinem
Tod. Dieses Thema zieht sich wie
ein roter Faden durch das Buch. Es

zeigt, wie heftig und kontrovers die
Diskussion bis Kriegsende in den
USA und ihren Bündnispartnern
war. 
Bereits im Juli 1938, als sich die

antisemitischen Aktivitäten stei-
gerten, hatte der Präsident 32 Staa-
ten in die französische Stadt Evian
am Genfer See geladen, um Auf-
nahmemöglichkeiten für gefährde-
te Juden aus Deutschland zu bera-
ten. Das Ergebnis war ein Fiasko.
Golda Meir, die spätere israelische
Ministerpräsidentin, die in Evian
teilnahm, schrieb, sie verspüre eine
Mischung aus Wut, Frustration und
Entsetzen. Im Laufe der folgenden
Jahre wurden die Informationen
über das System der Konzentra-
tionslager und der im besetzten Po-
len eingerichteten Vernichtungsla-
ger der SS immer konkreter. Be-
richte von geflohenen Häftlingen
aus NS-Konzentrationslagern er-

reichten die amerikanische Regie-
rung. Sie zeigten die Brutalität und
Grausamkeit der Vernichtungsma-
schinerie. Es sind beklemmende
Passagen, die der Leser zu verar-
beiten hat. 
Aber nicht nur Berichte von In-

sassen, sondern auch Fotos der An-
lagen von Auschwitz, die Flugzeu-
ge der Alliierten gemacht hatten,
lagen den Entscheidungsträgern in
der amerikanischen Regierung vor.
Es begann eine harte interne Dis-
kussion über eine Bombardierung
der Vernichtungslager. Sie geschah
bekanntlich nicht. 
Winik schildert die Ausein-

andersetzungen innerhalb der
amerikanischen Regierung, aber
auch mit den Briten, Stalin war
daran nicht zentral beteiligt. Roo-
sevelts Vision war nach den Erfah-
rungen des gescheiterten Völker-
bundes nach dem Ersten Weltkrieg

und unter dem Eindruck des von
ihm entscheidend geführten Zwei-
ten Weltkrieg die eine Welt des
Friedens unter dem Dach der Ver-
einten Nationen. An der Verwirkli-
chung dieses Zieles orientierte er
seine Politik, die zur Voraussetzung
die bedingungslose Niederlage des
Dritten Reichs hatte. Dass Stalin
andere Ziele verfolgte, konnte oder
wollte der Präsident zu seinen Leb-
zeiten nicht einmal ahnen. 
Zahlreiche Fotos und Illustratio-

nen ergänzen die Darstellungen.
Winiks Buch beschreibt die Jahre
des Zweiten Weltkrieges aus der
Sicht der Entscheidungsträger wie
auch den Menschen und Politiker
Roosevelt. Für ihn war die Durch-
führung der Invasion in Frank-
reich 1944, die die zweite Front
brachte, das entscheidende Ereig-
nis auf dem Weg zum Sieg über
Deutschland. Das Buch ist für ge-

schichtlich und politisch Interes-
sierte zu empfehlen.

Karlheinz Lau

Jay Winik: „1944 – Roosevelt und
das Jahr der Entscheidung“, Wis-
senschaftliche Buchgesellschaft,
Darmstadt 2017, gebunden, 
569 Seiten, 39,93 Euro

Der Wirt-
s c h a f t s -
w i s s e n -
schaf t ler
Philip T.
Hoffmann

stellt die interessante Frage, wa-
rum ausgerechnet Europa zwi-
schen 1492 und 1914 eine den
Globus beherrschende Weltmacht
war? Der Autor, der am California
Institute of Technology Wirt-
schaftsökonomie und Geschichte
lehrt, geht diesem Thema in sei-
nem Buch „Wie Europa die Welt
eroberte“ eingehend nach. Ein
Vergleich zwischen Europa im 9.
Jahrhundert und dem muslimi-
schen Nahen Osten sowie Südchi-
na zur selben Zeit zeigt, dass diese
Regionen wesentlich fortschritt-
licher waren. Und das in vielerlei

Hinsicht, sei es kulturell oder tech-
nologisch.
Was also machte dieses wilde,

unzivilisierte West-Europa des
ausgehenden Mittelalters so stark,
dass es die Weltmeere beherr-
schen konnte und überall auf der
Welt Kolonien errichtete? Die
Chinesen erfanden das Schieß-
pulver zwar, jedoch entwickelten
die Europäer die „gunpowder
technology“ stets weiter. Der wis-
senschaftlich-technische Fort-
schritt der frühen Neuzeit tat sein
Übriges. Nach dem Tod Karls des
Großen existierte kein einheitli-
ches Imperium mit übergeordne-
ter Macht mehr. Der europäische
Kontinent war in einen bunten
Flickenteppich von Regional-
mächten zerpflückt. Konkurrenz
der Fürsten untereinander um

Ruhm, Ehre und Macht herrschte
vor. 
Hoffmann erklärt, dass sich hier-

aus eine besondere Form des mili-
tärischen Wettbewerbs entwickelte.
Und begründet diese mit einem so-
genannten „Turniermodell“, bei
dem die Beteiligten enorme An-
strengungen unternahmen in der
Hoffnung, einen Gewinn einzufah-
ren. Die Herrscher mussten ständig
im Kriegszustand sein, deren Aus-
tragung jeweils mit Feuerwaffen
stattfand. Woraus sich eine stetige
Weiterentwicklung der Waffentech-
nologie ergab. Für die sich bekämp-
fenden Fürsten mussten die Kosten
der Kriegführung gering sein und
am Ende ein wertvoller Gewinn
locken. 
Auch die Verbreitung technischer

Innovationen trug zur militärischen

Überlegenheit der Europäer bei. Et-
wa ab dem 16. Jahrhundert entwik-
kelte sich Europa zu einer Art Welt-
rüstungsschmiede und exportierte
Feuerwaffen und Waffen-Experten
in die damals bekannte Welt. Fak-
tenreich und detailliert erklärt der
Autor die Gründe für die Welt-
machtstellung Europas über viele
Jahrhunderte.
Man mag dem Autor in seinen

Ausführungen folgen oder nicht.
Interessant ist es jedoch, weltge-
schichtliche Fragen aus der Sicht
eines Wirtschaftswissenschaftlers
beantwortet zu bekommen. 

Silvia Friedrich

Philip T. Hoffman: „Wie Europa die
Welt eroberte“, Theiss-Verlag,
Darmstadt 2017, gebunden, 336
Seiten, 24,95 Euro

Politische Zeitbombe
Markus Krall spricht sich gegen eine Finanz-Planwirtschaft aus

Wie Europa ruhmreich wurde
Ein Wirtschaftswissenschaftler erklärt den Aufstieg mit Konkurrenz

Geld drucken ruiniert
das Bankensystem

Amerika im Zweiten Weltkrieg
Jay Winik zeichnet ein genaues Bild von Präsident Roosevelt und seinen Entscheidungen im Jahr 1944 

Es gibt
irre Ge-
schichten
über Ab-
s t ü r z e
oder Bei-
n a h e -

Katastrophen in der Luftfahrt. Da
verschiebt ein Copilot während
des Fluges seinen Sitz so ruckar-
tig nach vorne, dass er mit seinem
Körper den Steuerknüppel nach
vorne drückt. Die Passagierma-
schine gerät daraufhin in den
Sturzflug, der den Copiloten zwi-
schen Sitz und Instrumenten so
stark einklemmt, dass er das Steu-
er nicht mehr bewegen kann. Erst
der Flugkapitän, der vom WC-
Gang zurückeilt, kann die Situa-
tion im letzten Moment retten.
Diese und andere haarsträuben-

de Beispiele stellt der Luftfahrtex-

perte Jean-Pierre Otelli in seinem
Buch „Pilotenfehler 5“ vor, wobei
er die Dialoge der Cockpitauf-
zeichnungen durch die Sprachbox
wiedergibt und kommentiert. Sie
zeugen von Schnarchlauten eines
Piloten, während das Flugzeug in
den Abgrund fliegt, und von
„Stall“-Warnungen, welche die Pi-
loten eines Airbus-Fluges von Rio
de Janeiro nach Paris falsch inter-
pretierten. Diese Katastrophe vom
Juni 2009, bei der beim Absturz
in den Atlantik 228 Menschen
starben, ist der dramatische Hö-
hepunkt eines aufwühlenden Bu-
ches, das aber keine Angst vorm
Fliegen machen soll. H. Tews

Jean-Pierre Otelli: „Pilotenfeh-
ler 5“, Éditions JPO, Clamecy
2017 (deutschsprachige Ausgabe),
Broschur, 264 Seiten, 24 Euro

Letzte Cockpit-Worte
Irre Luftfahrt-Katastrophen

Luther in Litauen
Reformation im Großfürstentum

BÜCHER IM GESPRÄCH

Berichtigung

Bei der Besprechung des
Buchs von Ralf Zielinski,
„Die Geschichte der
Marinekaserne Glückstadt ...“
hat bei der Angabe der E-
Mail-Adresse der Fehlerteu-
fel zugeschlagen. 
Die richtige Adresse lautet:

zielinskizille2@t-online.de
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Täter zu Opfern mogeln
Warum die Antworten vor den Fragen kommen, warum die Fußfessel für alle nichts nützt,

und was »Leute dieser Art« sind / Der Wochenrückblick mit KLAUS J. GROTH

Nach dem Krawall ist vor
dem Krawall, darauf dür-
fen Wetten abgeschlossen

werden. Vorerst aber wiederho-
len sich die altbekannten Rituale:
gegenseitige Schuldzuweisung,
Hände in Unschuld waschen,
Verlangen nach Bestrafung der
Schuldigen, nach ganzer Härte
des Gesetzes und vor allem: Auf-
rüstung, Aufrüstung und noch
mal Aufrüstung. Der Polizei, der
Justiz und der Gesellschaft. Ja
richtig, der Gesellschaft! Schluss
soll sein mit dem bürgerlichen
Flirt mit Gewalttätern. 
Der entfesselte Innenminister

Thomas de Maizière wünscht
sich gar Fußfesseln für potenziel-
le Gewalttäter. Wie will er die vor
der Tat dingfest machen, wenn
das nicht einmal nach der Tat ge-
lingt? Und: linker Fuß für Linke,
rechter Fuß für Rechte? Erken-
nungsdienstlich sicher interes-
sant. Und am Ende Fußfesseln
für alle? Darauf ist noch nicht
einmal Recep Tayyip Erdogan ge-
kommen.
Die Krawalltouristen von Ham-

burg bleiben da mal ganz locker,
das kennen sie schon. Nichts
wird so heiß gegessen, wie es ge-
kocht wird. Im Übrigen gilt die-
ses aufgeregt auf den Schild
schlagen überhaupt nicht ihnen.
Das ist zur Beruhigung der spie-
ßigen Bürger gedacht. An die
Brutstätten der Gewalt, an die
autonomen Zentren, traut sich
sowieso keiner ran. Schließlich
wären dafür die Städte zuständig.
Dort haben immer wieder mal
Ewiggestrige versucht, dem Spuk
ein Ende zu machen – und sich
dabei eine blutige Nase geholt. 
Überhaupt war nicht einmal

eine Woche notwendig, um aus
Tätern Opfer zu machen. Bürger-
meister Olaf Scholz sah sich zu
der Bemerkung veranlasst: „Poli-
zeigewalt hat es nicht gegeben,
das ist eine Denunziation, die ich
entschieden zurückweise.“ Of-
fenbar hält er das für notwendig.
Der Schrecken über die Brand-
schatzungen, über die straff orga-
nisierten Fallen für die Polizisten
wandelte sich binnen einer Wo-
che in Klagen über die Gewalt
der Polizei. Die Hamburger Bür-
gerschaft will den Einsatz über-
prüfen. Das heißt: Sie wird den
Einsatz der Polizei unter die po-
litische Lupe nehmen. Noch kri-

tischer sehen das offenbar die
Grünen im Bundestag. Sie legen
eine große Kleine Anfrage vor,
die 30 Einzelfragen enthält, von
denen einige bis zu 20 Unterfra-
gen haben. Da muss nach Auffas-
sung der Fragesteller in Hamburg
enorm vieles fragwürdig gewe-
sen sein. Oder sollten die 30 Fra-
gen samt Unterfragen eventuell
zum Teil auch Marodeure und
Brandstifter betreffen? Wir wer-
den sehen. 
Aber wozu überhaupt die Fra-

gen? Die aus der Mottenkiste
hervorgekramte Jutta Ditfurth
kannte in der Sendung „Maisch-
berger“ die Antwort, ohne ge-
fragt worden zu sein. Das hörte
sich dann so an:
In Hamburg ha-
be man Men-
schen in ihren
Grundrechten
verletzt, unver-
mummte Jour-
nalisten verprü-
gelt, weil an-
derswo „einige
Leute schwarz
gekleidet“ gewesen seien. 
Aha, da haben wohl alle ande-

ren ideologisch verblendet die
falschen Bilder gesehen. Den
CDU-Politiker Wolfgang Bosbach
beschimpfte Ditfurth: „Ihr Kopf
ist voller Ideologie!“ Den Ham-
burger Hauptkommissar Joachim
Lenders giftete sie an: „Sie kön-
nen am Stammtisch weiterpö-
beln.“ Irgendwann reichten Bos-
bach diese Pöbeleien. Das sei un-
erträglich, „das muss ich nicht
mitmachen“, knurrte er, stand
auf und verließ vor laufender Ka-
mera die Sendung. Gut, der
Mann. Das sollte Schule machen.
Berufskrawally Ditfurth höhnte
hinter ihm her, mit solcher Emp-
findlichkeit könne Bosbach keine
„Kneipendiskussion“ überste-
hen. Somit wissen wir nun auch,
wo der dialektische Kampfgeist
geschult wird. 
Nun ist es ja keine neue Er-

kenntnis, dass das Schanzenvier-
tel, na sagen wir mal, kein einfa-
ches Pflaster ist. Womit im über-
tragenen Sinne das sozial-auto-
nome Viertel gemeint ist, nicht
die Pflastersteine, die bei den
Krawallen bekanntlich eine be-
sondere Rolle spielten. Auch der
glücklose Kanzlerkandidat Mar-
tin Schulz hat das Schanzenvier-

tel besucht und dabei ein Foto
machen lassen: Kanzlerkandidat
bei versonnener Betrachtung ei-
nes Betonbrockens, der als Wurf-
geschoss gedient hatte. Ein schö-
nes Foto für den Wahlkampf ist
das geworden, voller Ernsthaftig-
keit und Verantwortungsbe-
wusstsein. Was jedoch nicht zu
sehen ist: Die Leute von der
Schanze, die fanden die Ernst-
haftigkeit und das Verantwor-
tungsbewusstsein gar nicht gut.
Die hatten den Verdacht, der
Kandidat sei mit seinem großen
Gefolge der Journalisten gekom-
men, um ein paar schöne Fotos
für den Wahlkampf machen zu
lassen. „Verräter“ riefen sie ihm

zu, oder „Mar-
tin, hau ab“.
Und dann sagte
Schulz, bevor er
das heiße Pfla-
ster Schanze
verließ: „Es
überrascht mich
nicht, dass Leu-
te dieser Art
mich nicht mö-

gen.“ Da wäre dann wohl noch
etwas genauer zu erklären, was
„Leute dieser Art“ sind.
Während überall im Lande die

Wunden geleckt wurden, es an
mehr oder minder hilflosen Ver-
suchen nicht mangelte, die Ge-
waltorgie von Hamburg auszu-
deuten, hörten wir von der Kanz-
lerin so gut wie gar nichts dazu.
Als gehe sie die ganze Chose
nichts an, als schwebe sie dem
Erzengel gleich über dem irdi-
schen Gewürm. Sie redet eben
auf anderer Ebene. Und zwar in
Paris mit denselben Leuten wie
gerade zuvor in Hamburg. Nur
die Kulisse wurde ausgetauscht.
Wie in Hamburg sprach Frau

Merkel mit Herrn Macron (das
Geturtelte ist bald reif für die Re-
genbogenpresse), sie sprach wie
in Hamburg mit Italiens Mini-
sterpräsidenten Paolo Gentiloni.
Dann trafen sich Monsieur Präsi-
dent Macron und Mister Präsi-
dent Trump fast schon wie alte
Bekannte. Da war Frau Kanzlerin
schon davongesegelt. So, als sei
das alles nicht gewesen, das
Schaulaufen beim G20, im
deutsch-französischen Minister-
rat, all die Trüffel und Parfait.
Von jetzt auf gleich war Haus-
mannskost angesagt. 

Nur Stunden später wurde An-
gela Merkel in Heiligenhafen ge-
sichtet. Die Stadt lebt vom Tou-
rismus und von Angelfahrten auf
den Dorsch. Letzteres möchte die
Europäische Union begrenzen,
weil es dem Dorsch gar nicht gut
geht. Das ärgert die Veranstalter
von Angelfahrten. Und was hat
nun Angela Merkel mit dem
Dorsch am Hut? Volles Verständ-
nis. Mit wem? Mit dem Dorsch
oder mit den Anglern? Schwer
zu sagen. Jedenfalls versprach
sie, das Thema im Bundestag an-
zuschneiden. Sie sagte tatsäch-
lich „anzuschneiden“. Das war
wieder einmal gewohnt präg-
nant, glasklar, vor jeder Missdeu-
tung gesichert. Weil eine Nicht-
Aussage schließlich nicht ausge-
deutet werden kann.
Und dann gab es da noch diese

Sache in Themar. Wie, nichts da-
von gehört? Vermutlich, weil Sie
nicht zur Zielgruppe gehören.
Der Verfassungsschutz von Thü-
ringen, dort liegt der kleine Ort
Themar, sprach von einer
stramm rechtsradikalen Szene.
Themar hat 3000 Einwohner. Er-
wartet wurde das bundesweit
größte Rechtsrock-Konzert mit
5000 Besuchern, 2000 Gegende-
monstranten und 1000 Polizisten.
Man plante zum Schutz von The-
mar Friedensgebete, ein buntes
Marktfest, hielt einen ökumeni-
schen Gottesdienst ab, verlas ei-
ne Botschaft der Bischöfin, der
Innenminister reiste an, Abge-
ordnete des Landtages ebenso.
Aus mehreren Bundesländern
wurden Polizisten erbeten. Es
kam nicht alles wie erwartet. Le-
diglich 300 Gegendemonstranten
fanden sich ein. Dafür stieg die
Zahl der stramm rechten Besu-
cher auf 6000. Und dann passier-
te – eigentlich fast gar nichts. Der
übliche Blödsinn: Tragen verfas-
sungsfeindlicher Symbole, Belei-
digungen, Sachbeschädigungen,
Drogenmissbrauch. Insgesamt et-
was über 40 Fälle. Meist im Suff.
Dabei hatte man sich so gut vor-
bereitet, Strafbefehle im Schnell-
verfahren geplant. Die Staatsan-
waltschaft war vor Ort, nahegele-
gene Amtsgerichte in Bereit-
schaft versetzt. Vielleicht hätte
ein Fürbittgebet nebst bischöfli-
chem Grußwort auch in Ham-
burg Ruhe gestiftet. Schade, da-
von war nichts zu hören.

Das aufgeregt auf den
Schild schlagen ist
zur Beruhigung der
spießigen Bürger 

gedacht

ZUR PERSON

Der OB und die
Gewaltwoche

So etwas wie die Kölner Silve-
sternacht erlebte eine Klein-

stadt bei Stuttgart jetzt mitten im
Sommer. Die Schorndorfer
Woche, bei der es zu Diebstählen,
Ausschreitungen und sexuellen
Übergriffen auf Frauen kam, wird
besonders für Bürgermeister 
Matthias Klopfer in die Verlänge-
rung gehen. Er rechnet damit,
dass sich weitere Frauen melden
werden, die von ausländischen
„Mitbürgern“ begrapscht wurden.
Beim Schorndorfer Volksfest

hatte die Polizei eine Horde von
1000 alkoholisierten, zum Teil mit
Messern und Schreckschusspisto-
len bewaffneten Krawallmachern
nicht mehr im Griff. Vier Frauen
wurden sexuell genötigt, in zwei
Fällen wurden Strafanzeigen ge-
gen einen Iraker und drei Afgha-
nen gestellt. Es ist schon erstaun-
lich, dass Klopfer kein großes Ge-
heimnis um die Nationalität der
Täter machte, allerdings ruderte
der SPD-Politiker auch zurück, in-

dem er betonte,
dass Menschen
mit Immigra-
t i o n s h i n t e r -
grund bei den
Krawallen nicht
den Großteil ge-
bildet hätten.

Für den 49-jährigen gebürtigen
Stuttgarter ist das, was jetzt auf ihn
mit dem Gewaltproblem von Immi-
granten zukommt, eine große Num-
mer. Bevor er 2006 mit absoluter
Mehrheit zum Oberbürgermeister
von Schorndorf gewählt worden
war, hatte sich der Hobbyradler mit
Sport- und Jugendpolitik befasst.
2001 leitete er den SPD-Wahlkampf
seines Landesverbandes, ehe er
fünf Jahre lang Geschäftsführer bei
der SPD-Landtagsfraktion von Ba-
den-Württemberg war.
Inzwischen leben in der 40000-

Einwohner-Stadt Schorndorf 700
Asylsucher. „Wir haben hier ein
gutes Miteinander in der Stadt“,
beteuert Klopfer. Nachdem aber
auch von Festivals in Reutlingen
und Böblingen sexuelle Übergrif-
fe auf Frauen gemeldet wurden,
scheinen die Zeiten, da man auf
Volksfesten unbeschwert feiern
konnte, vorbei zu sein. H. Tews

Wencke Sarrach (33), Haupt-
mann der Reserve und von 2003
bis 2015 aktive Soldatin, macht
ihren Ärger über Verteidigungs-
miniserin Ursula von der Leyen
Luft. In einem offenen Brief, ver-
öffentlicht in der „Welt“ (7. Juli),
kritisiert sie deren Verhalten in
der Affäre um Franco A.:

„Soldaten wollen stolz sein auf
ihre Führungskraft, sie wollen auf-
schauen, sich ein Beispiel nehmen
können. Dazu gehört auch bei
Gegenwind standhaft zu sein, sich
schützend vor die anvertrauten Sol-
daten zu stellen. Bei dem allerklein-
sten Lüftchen, das von vorne
kommt, macht unsere Ministerin
aber lieber einen Sprung zur Seite.
Nicht nur, dass sie die Hexenjagd
nach dem Sündenbock billigend in
Kauf nimmt. Nein, sie unterstützt
diese auch noch, indem sie Denun-
ziantentum fördert. Da kann die
Ministerin auch mit Kita-Plätzen
und Flachbildfernsehern nicht
wirklich punkten, wenn sie über
die wichtigsten Eigenschaften einer
Führungskraft nicht verfügt: Cha -
rakter und Menschlichkeit.“ 

Der Schweizer Soziologe Wal-
ter Hollstein kritisiert in einem
Interview mit der „Welt“ (7. Juli)
eine Politik, die über die Frauen-
förderung die Männer vergisst:

„Am bedrückendsten sind die
Suizidzahlen. In Deutschland
bringen sich mehr als dreimal so
viele Männer um wie Frauen und
mehr als sechsmal so viele Jungen
in der Pubertät wie Mädchen. Das
wird nicht thematisiert, und vor
allem – es wird einfach hinge-
nommen. Da liegt auch die Krux:
Die Problemlagen von Männern
werden ignoriert. Politik ist heute
rein frauenfokussiert.“

Alois Feusi beschreibt in der
„Neuen Zürcher Zeitung“ (10. Ju-
li), warum Schweizer Polizisten
Krawalle wie in Hamburg beim 
G 20-Gipfel besser in den Griff
bekommen würden – unter ande-
rem mit Gummischrotgeschossen.
Sein Fazit:

„Die Schweizer Polizei hat bes-
sere Einsatzmittel und mehr poli-
tische Unterstützung als die deut-
schen Kollegen.“

Polens Innenminister Mariusz
Blaszczak konnte sich eine ironi-
sche Bemerkung nicht verknei-
fen, als er im polnischen Fernse-
hen (8. Juli) auf die Gewalt in
Hamburg angesprochen wurde.
In Anspielung auf die Debatte,
wonach sich die alten EU-Mit-
glieder schneller entwickelten als
die neuen, erklärte er:

„Hamburg gehört offenbar zum
Europa der zweiten Geschwin-
digkeit.“

Heike Diefenbach und Michael
Klein setzen sich auf der wissen-
schaftskritischen Internetseite
sciencefiles.org (13. Juli) mit der
Kriminalstatistik und ihrer Bewer-
tung des Ausmaßes rechter und
linker Gewalttaten auseinander:

„Ein Demonstrant, der im Rah-
men einer Demonstration einen
Polizeibeamten verletzt, ein Auto
in Brand steckt und noch eine
Schaufensterscheibe einschlägt,
zählt, wenn er schließlich von der
Polizei in Gewahrsam genommen
wird, statistisch als ein Landfrie-
densbruch. Der Sammeltatbestand
versteckt somit die Tatsache, dass
tatsächlich drei Straftaten began-
gen wurden. Gezählt wird nur eine
– als politisch motivierte Straftat
von links im vorliegenden Fall.
Verteilt ein anderer 100 Flugblät-
ter, auf denen der Holocaust ge-
leugnet und ein Loblied auf Hitler
gesungen wird, dann zählt dies als
100 Straftaten, nämlich als 100
einzelne Propagandadelikte.“

Kopenhagen – Während Deutsch-
lands Medien fleißig über alle
Wetterphänomene berichten, die
in irgendeiner Weise für den Kli-
mawandel sprechen, wird Gegen-
teiliges meist verschwiegen. So
auch diese Nachricht: Das staatli-
che Dänische Meteorologische In-
stitut (DMI) veröffentlichte kürz-
lich die neuesten Messungen zu
Grönland. Die größte Insel der
Welt verzeichnete laut DMI mit
minus 33 Grad Celsius die kälte-
ste Juli-Temperatur, die in der
nördlichen Hemisphäre je gemes-
sen wurde (bisheriger Rekord 
minus 30,7 Grad). Gleichzeitig ist
die Eisdecke auf fast ganz Grön-
land stark angewachsen. FH

Berlin – Innenminister Thomas de
Maizière hat auf die hohe Zahl
ausländischer Tatverdächtiger bei
der organisierten Kriminalität ver-
wiesen. Bei einer Konferenz zum
Thema sagte er, dass zwei Drittel
der Tatverdächtigen Ausländer
seien: „Sie prägen die Organisierte
Kriminalität in Deutschland“. FH

Tatverdächtige
meist Ausländer

Klimawandel
versus Grönland

PANORAMA
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